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1  Z. B. gilt ein 1-Personen-Haushalt als wohnberech-
 tigt, wenn sein Einkommen 1.700 � netto nicht über-
 schreitet. Im Falle einer im 2. Förderweg geförder-
 ten Wohnung kann die Einkommensgrenze um 
 20 % überschritten werden (Stand: 01.01.2019).

Der Ukraine-Krieg, gestörte Lieferketten 
und Materialknappheit, explodierende 
Baukosten, wachsende Zinsen und damit 
höhere Finanzierungskosten, Fachkräfte-
mangel, steigende Energiekosten, der 
Klimawandel, eine hohe Inflationsrate und 
unsichere Energieversorgung – die Liste 
der Herausforderungen, mit denen sich 
der Wohnungsbau derzeit konfrontiert 
sieht, ist lang. 
Herausforderungen im Bereich „Bauen 
und Wohnen“ sind aus Landessicht per se 
erstmal nichts Neues. Was jedoch neu ist, 
ist das Ausmaß an teils unvorhergesehe-
nen Entwicklungen, die sich direkt im Be-
reich „Bauen und Wohnen“ niederschla-
gen, und die Fülle an sich überschneiden-
den und teilweise gegenseitig verstärken-
den Herausforderungen. Bereits seit Jah-
ren steigen die Baukosten teilweise rasant 
an. Dazu haben sich die Zinsen für Bau-
darlehen seit Jahresanfang verdreifacht, 
was die Kosten im Wohnungsbau zusätz-
lich antreibt. Für viele Familien ist durch 
diesen erheblichen und für die Allermeis-
ten überraschenden Zinsanstieg der 
Traum vom Eigentum in weitere Ferne 
gerückt. Aber auch der Neubau von Ge-
schosswohnungsbau wird dadurch vor 
enorme Herausforderungen gestellt – 

Antworten des Landes auf die 
Herausforderungen im Wohnungsbau

Jörg Sibbel, Staatssekretär im Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen 
und Sport des Landes Schleswig-Holstein

Jörg Sibbel

einige Unternehmen beschreiben sogar 
die Sorge, dass der Wohnungsneubau 
vollständig zum Erliegen kommt. 
In Zeiten weiterhin steigender Mieten in 
einigen Regionen unseres Landes sind 
dies Signale, die sehr ernst zu nehmen 
sind und auf die wir Antworten finden 
müssen. Der Bedarf an Wohnraum ist un-
gebrochen hoch und wird in den nächsten 
Jahren vermutlich eher noch steigen. 
Kurzum: Der Wohnungsbau gerät zuneh-
mend unter Druck.
Zeitgleich stellt der Klimawandel enorme 
Herausforderungen an die Transformati-
on unseres Wohnungsbestandes. Wollen 
wir das Ziel der Klimaneutralität bis zum 
Jahr 2045 oder früher erreichen, müssen 
innerhalb kürzester Zeit die allermeisten 
Wohngebäude umfangreich saniert und 
modernisiert werden. Dies geht mit hohen 
Kosten einher, die von den Eigentümerin-
nen und Eigentümern getragen oder auf 
die Mieterinnen und Mieter umgelegt 
werden müssen. Als Bauministerium sind 
wir uns dieser Herausforderungen be-
wusst und stellen uns diesen. Dabei set-
zen wir sowohl auf bewährte als auch 
neue Instrumente.

Der Blick nach vorn: 
Die Soziale Wohnraumförderung 
Die Soziale Wohnraumförderung ist ein 
äußerst schlagkräftiges Instrument, um 
bezahlbares und bedarfsgerechtes Woh-
nen zu ermöglichen – zur Miete, im Eigen-
tum, in der Stadt oder auf dem Land. 
Zielgruppe sind vor allem diejenigen, die 
sich am Markt nicht eigenständig und be-
darfsgerecht mit angemessenem Wohn-
raum versorgen können.
Im Rahmen der Wohnraumförderung wur-
den seit 2017 in Schleswig-Holstein mehr 
als eine Milliarde Euro für die Schaffung 
bezahlbaren Wohnraums bereitgestellt. 
3.295 Wohneinheiten konnten so seit 
2019 gefördert werden (Stichtag: 31. Juli 
2022).
Die Förderung erfolgt dabei im Kern durch 
die Bereitstellung zinsfreier Darlehen und 
Investitionszuschüsse. Im Gegenzug un-
terliegen die geförderten Wohnungen 
einer Zweckbindung, das heißt, dass 
diese nur an Personen mit einem Wohn-

1berechtigungsschein  vermietet werden 
dürfen und regional variierenden Miet-
obergrenzen unterliegen. Durch die För-
derung wird die Differenz zwischen der 
Fördermiete und der ortsüblichen Ver-
gleichsmiete ausgeglichen. Je nach 
Regionalstufe belaufen sich die Nettokalt-
mieten im 1. Förderweg momentan auf 
5,80 �/m² bis 6,25 �/m². Im 2. Förderweg, 
der sich an Normalverdienende, zum 
Beispiel Erzieherinnen und Erzieher oder 
Polizistinnen und Polizisten richtet, die 
mittlerweile vor allem in gefragten Lagen 
Schwierigkeiten haben, eine bezahlbare 
Wohnung zu finden, liegen die Mieten 
zwischen 8 �/m² und 8,50 �/m² (Stand: 
Oktober 2022).
Als Reaktion auf die derzeitige Situation 
wurden die Förderzuschüsse im Mietwoh-
nungsneubau zum 18. Juli 2022 im 1. 
Förderweg auf 1.000 � pro Quadratmeter 
angehoben – die vierte Anhebung in 
knapp fünfeinhalb Jahren. Im 2. Förder-
weg wurde zudem ein Zuschuss in Höhe 
von 200 � pro Quadratmeter eingeführt. 
Zeitgleich wurden die Mieten in den 
Regionalstufen I und II angehoben. Trotz 
der derzeitigen schwierigen Situation im 
Wohnungsbau konnten durch die Anpas-
sungen im ersten Halbjahr 2022 insge-
samt 575 Wohneinheiten gefördert und für 
Bauvorhaben reservierte Mittel vor der 
Rückgabe bewahrt werden.
Auch in den kommenden vier Jahren 
werden erneut – mit finanzieller Unterstüt-
zung des Bundes – circa eine Milliarde 
Euro für die Förderung des Mietwoh-
nungsbaus bereitgestellt. Die Wohnraum-
förderung wird damit auf Rekordniveau 
fortgesetzt. Aufgabe unseres Ministeri-
ums ist es, diese Mittel in ansprechende 
und passgenaue Förderprogramme zu 
gießen, welche sich an den Baukosten, 
den Marktzinsen und den Vergleichsmie-
ten im freifinanzierten Wohnungsbau 
orientieren. Die Förderkonditionen der 
Wohnraumförderung werden daher konti-
nuierlich reflektiert sowie bei Bedarf ange-
passt und verbessert. 
Aktuell wird die nächste Förderperiode 
(2023-2026) vorbereitet. Ziel ist es, bis 
zum Jahresende ein attraktives Förder-
programm für die kommenden Jahre 
aufgelegt zu haben – sowohl für den Neu-
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bau als auch für den Bestand. Letzterem 
kommt dabei in Zeiten der Klimakrise und 
angesichts der derzeitigen Energiekos-
tenentwicklung eine immer wichtigere Be-
deutung zu. Der Sanierungsbedarf in 
alternden Immobilienbeständen mit nicht 
mehr zeitgemäßen Energiestandards wird 
deutlich steigen. Die soziale Wohnraum-
förderung wird diese Entwicklung aufgrei-
fen und – neben dem Mietwohnungsbau – 
den Bestand mit dem geplanten Förder-
programm „Neubaugleiche Sanierung“ 
verstärkt in den Fokus nehmen. In der 
neubaugleichen Sanierung wird mit einer 
attraktiven Zuschussförderung eine ener-
getische Sanierung von Bestandswoh-
nungen auf moderne Standards, verbun-
den mit einem angemessenen Wohnwert, 
gefördert. Insgesamt sollen so mit den 
Programmen der sozialen Wohnraumför-
derung mindestens 1.200 Wohnungen 
pro Jahr neu in die Förderung aufgenom-
men und damit bezahlbarer Wohnraum in 
den Regionen geschaffen werden, in 
denen er benötigt wird. 

Der Schutz von Mieterinnen 
und Mietern
Neben dem Bereich der Wohnraumförde-
rung fokussieren wir als Landesregierung 
zudem verstärkt den Schutz der Mieterin-
nen und Mieter, denn auch wenn die meis-
ten Vermieterinnen und Vermieter verant-
wortungsvoll mit dem Gebäudebestand 
umgehen und gute Wohnverhältnisse 
schaffen, bestätigen Ausnahmen leider 
auch hier die Regel. Wenn Häuser verfal-
len und der Zustand gar gesundheitsge-
fährdend für die Bewohnerinnen und Be-
wohner wird, dann müssen Kommunen in 
diesen Einzelfällen eingreifen und durch-
greifen können – am besten schon bei 
drohenden Missständen und nicht erst, 
wenn Gefahr im Verzug ist. Genau hier 
setzt das neue Wohnraumschutzgesetz 
an. Gemeinden werden Auskunfts- und 
Betretungsrechte erhalten, Anordnungen 
treffen und schlimmstenfalls auch Räume 
für unbewohnbar erklären können. Somit 
werden den Kommunen Instrumente zur 
Verfügung gestellt, um passgenau und 
präventiv handeln zu können. Der Entwurf 
eines Wohnraumschutzgesetzes war Teil 
des 100-Tage-Programms der neuen 
Landesregierung und ist Anfang Oktober 
in der ersten Kabinettsbefassung bestä-
tigt worden. 
Ein weiteres Instrument ist die Wiederein-
führung der Kappungsgrenzenverord-
nung, die es vor einigen Jahren schon 
einmal in Schleswig-Holstein gab. Vor-
aussetzung ist das Vorliegen eines ange-
spannten Wohnungsmarktes, den es zu 
definieren gilt. Dafür wurde im Rahmen 
des 100-Tage-Programms ein Gutach-
tachterbüro beauftragt, welches auf den 
bereits geleisteten Arbeiten zur Bestim-
mung der Gebietsverordnung des § 201a 
BauGB aufbauen kann. Die erste Kabi-

nettsbefassung wird für das erste Quartal 
2023 anvisiert.
Am 22. Juli 2022 ist das Mietspiegelzu-
ständigkeitsgesetz in Kraft getreten, wel-
ches Gemeinden mit mehr als 50.000 
Einwohnerinnen und Einwohnern ver-
pflichtet, Mietspiegel zu erstellen. Hier un-
terstützt das Land bereits finanziell mit 
einem Kostenausgleich. Um die Transpa-
renz auf dem Wohnungsmarkt zu erhöhen, 
soll auch die Erstellung qualifizierter Miet-
spiegel gefördert werden. Eine entspre-
chende Richtlinie wurde ebenfalls in den 
ersten 100 Tagen der neuen Landesregie-
rung entworfen und ist jetzt im nächsten 
Schritt mit der kommunalen Ebene abzu-
stimmen. 

Baulandverfügbarkeit
Um bauen zu können, braucht es verfüg-
bare Grundstücke – ein wertvolles Gut, 
das effizient und ressourcenschonend 
eingesetzt werden muss. Dass den The-
men Nachhaltigkeit und Zukunftsgerech-
tigkeit bei der Grundstücksfrage eine 
wichtige Rolle zukommt, verdeutlicht 
auch unser Ziel als Landesregierung, die 
Neuinanspruchnahme von Freiflächen bis 
2030 auf unter 1,3 Hektar pro Tag zu ver-
ringern. Im Rahmen des Projekts „Nach-
haltiges Flächenmanagement“ unterstüt-
zen wir als Land die Kommunen dabei, 
Brachen, Baulücken und andere Flächen-
potenziale im Bestand zu identifizieren 
und diese wieder an den Markt zu brin-
gen. Auf diese Weise können Kommunen 
sich entfalten, ohne Freiraum neu in An-
spruch zu nehmen oder Böden neu zu ver-
siegeln.
Grundlage eines nachhaltigen Flächen-
managements sind aktuelle und einfach 
abrufbare Informationen über die vorhan-
denen Potenzialflächen. Um solche Infor-
mationen dauerhaft verfügbar zu machen, 
wird das Flächenmanagement-Kataster 
des Landes (FMK SH) gemeinsam mit 
den Kommunen weiterentwickelt. Entste-
hen soll bis 2023 ein Standard-Hilfsinstru -
ment für die kommunale Flächenhaus-
haltspolitik, dessen Nutzung für die Kom-
munen landesweit kostenlos ist. Das FMK 
soll Städten und Gemeinden ermögli-
chen, den Status ihrer Flächenpotenziale 
im Innenbereich ohne großen Aufwand 
kontinuierlich zu erfassen und zu bewer-
ten, um den Anforderungen (des Bauge-
setzbuchs) für einen sparsamen und 
schonenden Umgang mit Boden leichter 
gerecht zu werden.
Die Vorhaltung von Flächeninformationen 
erfordert ebenso wie die Flächenmobili-
sierung personelle und finanzielle Res-
sourcen. Hierfür stehen Landesfördermit-
tel aus zwei neuen Förderrichtlinien zur 
Verfügung, die das Projekt Nachhaltiges 
Flächenmanagement verantwortet: Über 
die Richtlinie „Netzwerk Flächenmanage-
ment“ werden Personal- und Sachkosten 
für Flächenmanagerinnen und Flächen-

manager auf Kreisebene gefördert. Diese 
unterstützen die Gemeinden auf Wunsch 
bei Aufgaben rund um das kommunale 
Flächenmanagement. Mit der Richtlinie 
„Maßnahmen Flächenmanagement“ we-
rden nicht-investive Maßnahmen geför-
dert, die bestehende Fachförderprogram-
me nicht abdecken. Gegenstand der 
Förderung können insbesondere Drittlei-
stungen sein, wie sie durch Planungs-
büros erbracht werden, beispielsweise 
Aktivitäten zur digitalen Erfassung von 
Flächen im FMK, Visualisierungen zur 
baulichen Nutzung von Innenentwick-
lungspotenzialen oder Moderationspro-
zesse in der informellen Bürgerbeteili-
gung. Im Wirtschafts- und im Umweltmi-
nisterium wurden zudem bestehende 
Förderrichtlinien zur Altlastenuntersu-
chung/-sanierung sowie zur (gewerbli-
chen) Flächenrevitalisierung aufgestockt. 
Insgesamt stellt das Land für Förderpro-
gramme und Beratung der Kommunen 
zum nachhaltigen Flächenmanagement 
bis 2026 rund 30 Millionen Euro zusätzlich 
zur Verfügung. 
Hinzu kommen zwei weitere Programme, 
mit denen das Land die nachhaltige Flä-
chenentwicklung unterstützt: Einerseits 
unterstützt das Programm „Neue Per-

2spektive Wohnen“  Kommunen dabei, 
gemischte und zukunftsgerechte Quartie-
re zu entwickeln. Andererseits stellen wir 
als Landesregierung mit dem Bauland-
fonds 100 Millionen Euro zur Verfügung, 
um innerorts Brachflächen zu Bauflächen 
zu entwickeln. So soll es auch in Zukunft 
Flächen geben, auf denen Wohnraum 
entstehen kann.

Fazit
Eine Vielzahl unterschiedlicher Herausfor-
derungen und Fragestellungen erfordern 
eigenständige Lösungsansätze, die inei-
nandergreifen. Mit der Sozialen Wohn-
raumförderung, den Instrumenten zum 
Schutz der Mieterinnen und Mieter sowie 
gezielten Programmen für eine nachhalti-
ge, effiziente Flächenentwicklung und 
-nutzung geben wir als Landesregierung 
Antworten auf die derzeitigen Herausfor-
derungen und schaffen verlässliche Rah-
men- und Förderbedingungen, die bei 
Bedarf an aktuelle Entwicklungen ange-
passt werden. Viele Herausforderungen 
benötigen dabei vereinte Kräfte: Ein enger 
Austausch mit der Wohnungswirtschaft, 
den Kommunen und sozialen Trägern ist 
daher mehr denn je unabdingbar, um 
passende Antworten zu finden.

2  Die „Neue Perspektive Wohnen“ und der „Bauland-
 fonds“ werden in dieser Heftausgabe in dem Artikel 
 „Die Bedeutung integrierter Förderansätze für die 
 Entwicklung nachhaltiger Quartiere“ näher ausge-
 führt.
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Das Defizit an bezahlbarem Wohnraum in 
Deutschland – und damit auch in Schles-
wig-Holstein – steigt stetig an. Das Wan-
derungssaldo betrug im ersten Halbjahr 
2022 für Deutschland bereits + 1 Million 
Menschen, die Anzahl der Mieterhaushal-
te ist von 2020-2021 um fast eine Dreivier-
telmillion gestiegen und insgesamt ist 
damit das Wohnraum-Defizit auf über 
700.000 Wohnungen in Deutschland ge-
wachsen. Auch die Bevölkerung in 
Schleswig-Holstein hat sich im ersten 
Halbjahr 2022 um rund 32.000 Personen 
erhöht. Die Wohnraumschaffung hat also 
höchste Priorität. Gleichzeitig sind die 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen so 
schwierig wie noch nie seit dem Zweiten 
Weltkrieg: Die Auswirkungen der Pande-
mie 2020/21 haben weltweite Lieferketten 
durcheinandergeworfen und teilweise 
komplett unterbrochen, die Folgen des 
Ukrainekriegs sind extreme Steigerungen 
der Energiekosten, die sowohl die Haus-
halte bei den Heizkosten belasten, gleich-
zeitig aber auch die Baustoffindustrie bei 
der so dringend benötigten Produktion 
der Baumaterialien an den Rand der Pro-
duktions- und Konkurrenzfähigkeit brin-
gen. Das Statistische Bundesamt vermel-

Bauen in herausfordernden Zeiten 
– Baukostenentwicklung und 
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det gleichzeitig den höchsten Stand des 
Erzeugerpreisindex seit dem Jahr 1949 
(DESTATIS 10/2021).
Um die Auswirkungen dieser Entwicklun-
gen auf den Bau von Wohnungen darzu-
stellen, ist eine differenzierte Bauwerks-
kostenanalyse notwendig. In ihrem per-
manenten Kostencontrolling und in meh-
reren umfassenden Untersuchungen und 
Umsetzungsbetrachtungen zum bau-
technischen und kostenoptimierten Miet-
wohnungsbau und zu den aktuellen Kos-
tentreibern für den Wohnungsbau in 
Deutschland, hat sich die Arbeitsgemein-
schaft für zeitgemäßes Bauen e.V. einge-
hend mit der systematischen Daten- und 
Baukostenanalyse von fertiggestellten 
Neubauvorhaben beschäftigt. 
Anhand des vorstehenden Diagramms ist 
insbesondere in den letzten zwölf Jahren 
eine deutlich stärker ausgeprägte Kos-
ten- als Preisentwicklung zu erkennen. 

Der Kostenindex liegt im 3. Quartal 2022 
gegenüber dem Bezugszeitpunkt des 1. 
Quartals 2000 bei 223 Indexpunkten und 
befindet sich somit um 27 Punkte über 
dem Baupreisindex. Der Abstand zum 
Index für die Lebenshaltungskosten liegt 
mit 73 Punkten noch deutlich höher. Be-
achtenswert ist in diesem Zusammen-
hang auch die vorhandene Differenz des 
Lebenshaltungskostenindex zum Bau-
preisindex (nahezu doppelt so hoch). Seit 
den Jahren 2010/2011 entwickeln sich die 
Baupreise in einer höheren Intensität als 
die allgemeine Teuerung – seit 2015 mit 
einer immer stärkeren (beschleunigten) 
Ausprägung. 
Die stärkste Kostenentwicklung ist im Be-
reich der Bauwerkskosten im technischen 
Ausbau (Heizung/Sanitär/Lüftung/Elek-
trik) festzustellen: Gegenüber dem Basis-
jahr 2000 wird im 3. Quartal 2022 eine 
Kostensteigerung in Höhe von 247 % 
deutlich. Auch der konstruktive Bereich 
des Ausbaus weist eine verhältnismä-
ßig hohe Kostenentwicklung in Höhe von 
125 % gegenüber dem Jahr 2000 auf. 
Dies ist unter anderem auf höhere Anfor-
derungen und Ansprüche im Zusammen-
hang mit der Energieeffizienz, der Barrie-
refreiheit sowie den sich veränderten 
Qualitätsansprüchen im Wohnungsbau 
zurückzuführen. Die niedrigste Kosten-
steigerung mit 93 % entfällt auf den Roh-
bau. Hier liegt die Entwicklung zwar (deut-
lich) über der allgemeinen Teuerung, aber 
noch (leicht) unter den Veränderungen bei 
den Baupreisen. 
Die Untersuchungen zeigen, dass die Qua-
litätsstandards im Hinblick auf die Bau-

Abbildung 1: Entwicklung der Bauwerkskosten im Wohnungsneubau (Destatis-Preis-
MFHindex/ARGE-Kostenindex, Bezug: Typengebäude ) unter Berücksichtigung der 

Mehrwertsteuer im Vergleich zu den allgemeinen Lebenshaltungskosten; 
Zeitraum: 1. Quartal 2000 bis 3. Quartal 2022 sowie prognostiziert für das 2.  Quartal 2023.
[Datenquellen: Statistisches Bundesamt, Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie 
Erhebungen im öffentlichen Auftrag]
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werkskosten inzwischen ausgereizt sind. 
Das Bewusstsein der Zusammenhänge 
zwischen Qualität und Kosten ist eine der 
fundamentalen Voraussetzungen des bau-
technischen und kostenoptimierten Bau-
ens. Bereits bei der Planung ist zu prüfen, 
ob bestimmte kostenintensive Ausführun-
gen und Ausstattungen in der vorgesehe-
nen Art und Weise notwendig und bedarfs-
gerecht sind. Diesen Betrachtungen ste-
hen allerdings grundsätzliche Trends bei 
der aktuellen Nachfrageentwicklung entge-
gen, die sowohl im Eigentums- als auch im 
Mietwohnungsbau immer höhere Quali-
tätsansprüche aufzeigen.  

Kostentreiber für den Wohnungsbau
Ø Über allgemeine Preissteigerungen 
 hinaus führen vor allem gestiegene Qua-
 litätsansprüche und ordnungsrechtliche 
 Anforderungen beispielsweise in Bezug 
 auf Energieeffizienz, Barrierefreiheit, 
 Standsicherheit, Brand- und Schall-
 schutz, Schnee-, Sturm- und Erdbeben-
 sicherheit sowie eine Vielzahl von kom-
 munalen Auflagen, insbesondere in den 
 letzten Jahren, zu deutlich erhöhten Kos-
 ten im Wohnungsbau.
Ø Eine dynamische Regelsetzung sowie 
 das komplexe Gefüge der technischen 
 Normen verhindert, dass vor allem klei-
 ne und mittlere Unternehmen (KMU) 
 Skaleneffekte erzielen können und da-
 durch produktiver werden. Stattdessen
 müssen sie ein laufendes Management
 des baurechtlichen Instrumentenkas-
 tens bewältigen, was die allgemeinen 
 Geschäftskosten belastet.

Ø Im Rahmen der durchgeführten bau-
 werkskostenbezogenen Detailbetrach-
 tungen konnte über diese deutlichen 
 Kostenanstiege hinaus eine grund-
 sätzliche Veränderung der Verteilung 
 bei den Bauwerkskosten festgestellt 
 werden. Der Kostenschwerpunkt hat 
 sich zwischen 2000 und 2022 immer 
 weiter von den Leistungsbereichen 
 des Rohbaus in die Leistungsbereiche 
 des Ausbaus verlagert. In der heutigen 
 Baupraxis liegt der Kostenanteil für die 
 Ausbaugewerke bei über 54 %. Ursäch-
 lich sind hierfür vor allem die über- 
 durchschnittlichen Preis- und Kosten-
 anstiege im Bereich Ausbau, welche 
 auf der Kostenseite zu einem Großteil 
 auf verschärfte gesetzliche Anforderun-
 gen zurückzuführen sind.  
Ø Aus dieser veränderten Verteilung der 
 Bauwerkskosten ergeben sich bestimm-
 te Effekte für den Wohnungsbau, die 
 sich insbesondere auf deren Nutzungs-
 dauer negativ auswirken. Durch den er-
 höhten Kostenanteil in den „kurzlebigen 
 Bereichen“, insbesondere im Hinblick 
 auf die „Technischen Anlagen“ mit teil-
 weise sehr kurzen Austauschintervallen 
 einzelner Komponenten, ergibt sich zu-
 sehends eine verkürzte Nutzungsdauer 
 der Gebäude. Bei einer steuerrechtli-
 chen Betrachtungsweise ist die mittlere 
 Nutzungsdauer aller Komponenten ei-
 nes Neubaus aus den oben genannten 
 Gründen bei Wohnungsbauten mittler-
 weile bei einem durchschnittlichen Wert 
 von 36 Jahren angelangt und weist au-
 ßerdem weiter einen eindeutig negativen 

 Entwicklungstrend auf. Dieser festge-
 stellte verstärkte Gebäudeverschleiß 
 und der damit verbundene ansteigende 
 Investitionsbedarf beim Gebäudeerhalt, 
 stehen nicht mehr im Einklang mit den 
 derzeitigen Abschreibungsmöglichkei-
 ten. Eine diesbezügliche Anpassung auf 
 den tatsächlichen Werteverzehr im mo-
 dernen Wohnungsbau wäre deshalb fol-
 gerichtig und sachgerecht.
Ø Die durchgeführte Umfrage zur Identifi-
 zierung von weiteren Kostentreibern im 
 Wohnungsbau unter Beteiligung von 
 über 500 Wohnungsunternehmen, hat 
 eine Vielzahl von Problemfeldern bzw. 
 kostentreibenden Punkten dargelegt. 
 Diese reichen von besonderen Kosten 
 im Rahmen von Planverfahren bis hin 
 zu einer Fülle von Kosten, die durch 
 kommunale Anforderungen bzw. Auf-
 lagen verursacht werden.
Ø Zusätzlich verschärfend wirkt die knap-
 pe Baulandsituation und damit auch 
 die Entwicklung der Grundstückskos-
 ten. Bei Untersuchungen zu Wohnungs-
 baukosten in Ballungsräumen und 
 Großstädten, z.B. in Hamburg, konn-
 ten Steigerungen im Bereich der Grund- 
 stückskosten innerhalb von nur drei Jah- 
 ren um bis zu 34 % festgestellt werden.
Ø Die aktuellen Entwicklungen seit März 
 2020 (Pandemie und ihre Folgen) so-
 wie seit dem 24. Februar 2022 (Folgen
 des Ukraine-Krieges) verschärfen die
 Situation sehr aktuell und ohne Sicht 
 auf ein absehbares Ende.

Energieeinsparung und Ordnungsrecht 
für den Wohnungsbau
Seit dem Jahr 1952 verfolgt das Ord-
nungsrecht in Deutschland bei Neubau-
ten bis heute unverändert ein in seiner 
logischen Stringenz auf die energetische 
Optimierung des einzelnen Gebäudes 
ausgelegtes Prinzip. 
Die insbesondere in den letzten Jahren 
immer feinsinnigeren, rechnerischen Re-
gelwerke bilden die Grundlage, um neu zu 
errichtende Gebäude (differenziert nach 
Wohn- und Nichtwohngebäuden) mit ent-
sprechenden rechnerischen Parametern, 
die einzuhalten sind (DIN 4108, 4701-10 
oder 18599), bis zur feinsten Energiequel-
le bzw. Energiesenke, ihren Verlusten und 
Gewinnen aktiv oder passiv zu betrachten 
und zu bilanzieren. Der Blick aufs Gebäu-
de wird also immer feiner. Allerdings bleibt 
der rechnerische Blick auf die Nachbar-
schaft des Gebäudes – bis auf wenige 
Ausnahmen – diffus. 

Das „Niedrigstenergiegebäude“ ist 
wirtschaftlich längst erreicht
Um die Unwirtschaftlichkeit höherer Ener-
giestandards auszugleichen und den Bau 
ambitionierter Effizienzhäuser zu ermögli-
chen, wurden von Seiten des Bundes die 
KfW-Programme mit energetischer Ziel-
stellung entsprechend aufgestellt. Leider 

Abbildung 2: Entwicklung der Bauwerkskosten im Wohnungsneubau (ARGE-Kosten-
MFHindex, Bezug Typengebäude ) unter Berücksichtigung der Mehrwertsteuer, differenziert 

nach übergeordneten Leistungsbereichen unter Nennung der Baunebenkosten; 
Zeitraum: 1. Quartal 2000 bis 3. Quartal 2022; Kostenangaben in Euro je Quadratmeter 
Wohnfläche [Datenquellen: Statistisches Bundesamt, Controlling und Datenarchiv 
ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag]
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führt dies – gerade wegen der aktuell ent-
haltenen hohen Zuschussförderungen – 
zu einer „Kannibalisierung“ der Förderun-
gen untereinander – insbesondere der 
Sozialen Wohnraumförderungsprogram-
me –, da bei der KfW eine soziale Zielstel-
lung oder Bindung nicht existiert. Um den 
Klimaschutz im Wohnungsbau sozial 
gerecht aufzustellen, wäre eine ent-
sprechende soziale Bindung oder ver-
bindliche Verknüpfungen mit den Sozial-
bindungen in den Förderprogrammen der 
Bundesländer allerdings dringend not-
wendig.
Auch aus den Begleitgutachten zur (vor-
letzten) EnEV-Novellierung geht hervor, 
dass sich unter Ansatz realistischer Rah-
menbedingungen die Wirtschaftlichkeit 
von Wohnungsneubauten zunehmend 
verschlechtert, je höher das energetische 
Anforderungsniveau ausfällt. Beispiels-
weise konnte beim Anforderungssprung 
auf die EnEV ab 2016 von insgesamt 14 
verschiedenen Gebäudeausführungen 
selbst unter Berücksichtigung aller be-
trachteten Anlagenvarianten nur bei 2 
Gebäuden das Wirtschaftlichkeitskriteri-
um (Amortisationszeit < 20 Jahre) nach-
gewiesen werden. Die durchschnittliche 
Amortisationszeit lag hierbei in einer Span-
ne zwischen rd. 2 und 83 Jahren, wobei 
der Großteil der berechneten Gebäudeva-
rianten Amortisationszeiten von über 50 
Jahren aufwies.
So kam dann auch die Baukostensen-
kungskommission beim Bundesministeri-
um für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit in seinem Abschluss-
bericht von November 2015 zu dem 

Schluss, dass die Wirtschaftlichkeitsgren-
ze, die auch durch EU-Richtlinie definiert 
wurde, erreicht ist. 
Auf weitere ordnungsrechtliche Vorgaben 
zur energetischen Optimierung von Geäu-
den auf Basis der bisherigen (Einzelge-
bäude-)Logik ist somit grundsätzlich zu 
verzichten. 
Eine weitere Optimierung muss daher in 
einem ganz anderen Maßstab und unter 
einem erweiterten Blickwinkel stattfinden. 
Die rechnerische Bilanzgrenze muss vom 
einzelnen Gebäude über die angrenzen-
den baulichen Zusammenhänge hinaus 
bis hin zum Quartier ausgedehnt werden.
Das Ordnungsrecht sollte sich daher 
künftig eher auf das bisher bereits defi-
nierte Grundkonzept für Gebäude kon-
zentrieren. Alles andere muss in übergrei-
fenden Regelwerken definiert und geord-
net werden. Hier ist das Zusammenspiel 
von Nutzern, Wohnungs- und Bauwirt-
schaft sowie den Kommunen gefragt.

Besondere Herausforderung im 
Wohnungsbestand
Die Herausforderungen an den Umbau un-
seres gesamten Wirtschaftssystems unter 
Klimaschutzaspekten sind gewaltig. Die 
Zielsetzungen der Bundesregierung bis 
zum Jahr 2045 betreffen alle Sektoren und 
ihre Potenziale. Dem Gebäudesektor – der 
zu 90 % aus Wohnungsbau besteht – wird 
dabei das ambitionierteste CO -Minde-2

rungsziel aller Sektoren beigemessen.
Die damit verbundenen wirtschaftlichen 
Auswirkungen auf den Wohnungsbau 
und die notwendigen Modernisierungs-
maßnahmen im Wohngebäudebestand 

müssen sozial gerecht verteilt werden. 
Eine sogenannte „Warmmieten-neutrale“ 
Modernisierung mit spürbarem energeti-
schen Einspareffekt ist, entgegen gele-
gentlich anderslautender Behauptung, in 
der Realität nicht realisierbar. Um für den 
Klimaschutz, die Sanierungsrate im Ge-
bäudebestand und gleichzeitig der Ener-
gieeinsparung für die Mieter/-innen in 
Deutschland voranzukommen, muss also 
über andere Modelle nachgedacht wer-
den. (z.B. das „Drittelmodell“, in dem die 
Kosten für energetische Sanierungen 
unter Mieter/-innen und Vermieter/-innen 
als direkt Betroffene und dem Staat aufge-
teilt werden, weil Klimaschutz eine Gesell-
schafts- und Gemeinschaftsaufgabe ist.)
Die Wohngebäude in Deutschland wur-
den unter den Voraussetzungen ihrer 
jeweiligen Entstehungszeit errichtet. Die-
se Rahmenbedingungen wurden durch 
den Wohnungsmarkt zur betreffenden 
Zeit und die jeweiligen Ansprüche der 
potenziellen Nutzer/-innen und Mieter/-
innen, die gesetzlichen und normativen 
Anforderungen, die technischen und 
konstruktiven Möglichkeiten und die ge-
sellschaftlichen Strukturen gesetzt, die 
jeweils bestanden. Die Wohngebäude in 
Deutschland wurden laufend instandge-
halten, sind im Wesentlichen gut gepflegt 
und wurden sukzessive modernisiert.
Mit Blick aus der heutigen Zeit – und in die 
nahe Zukunft – ist allerdings festzustellen, 
dass der Wohngebäudebestand (noch) 
nicht klimaneutral ist. Er ist aber auch, je-
denfalls im Schwerpunkt, nicht alters- und 
generationengerecht, in weiten Teilen 
strukturell nicht an die heutigen und künfti-
gen Anforderungen des Wohnungsmark-
tes angepasst und in einigen Segmenten 
durchaus auch mit konstruktiven und 
technischen Problemen belastet. Dazu 
kommt: Klimaneutrales Bauen und Mo-
dernisieren bedeutet nicht automatisch 
Bauen für den Klimawandel. Hier geht es 
um vorbeugende Maßnahmen (u.a.) ge-
gen Starkregenereignisse, Überschwem-
mungen, sommerliche Überhitzung o. ä. 
Wetterphänomene, mit denen wir bereits 
aktuell konfrontiert sind. Entsprechende 
technische und ökonomische Anforde-
rungen sind zu den Maßnahmen zur Errei-
chung der Klimaneutralität im Wohnungs-
bestand zu addieren.
Wohnungen sind gleichzeitig Wirtschafts- 
und Sozialgut und werden für lange Nut-
zungszeiträume errichtet, das macht das 
Thema so komplex. Die Anpassungen 
des deutschen Wohnungsbaus an die An-
forderungen der Zukunft, seien es Klima-
neutralität, demographischer Wandel 
oder die gesellschaftlichen Veränderun-
gen, stellt die Wohnungs- und Bauwirt-
schaft und die Bewohner/-innen vor 
bemerkenswerte Herausforderungen. Da-
her ist es von großer Bedeutung, sich 
Klarheit über den technischen und nut-
zungsspezifischen Zustand des Gebäu-

Abbildung 3: Kosten-Nutzen-Betrachtung bei den Investitionskosten von Wohnungs-
neubauten differenziert nach unterschiedlichen energetischen Standards. Hier zeigt 
sich, dass unterhalb eines sogenannten „Effizienzhauses 70“ kaum noch ein positiver 
Nutzeffekt für Mieter/-innen in Bezug auf die reale Einsparung von Energie und damit 
Kosten besteht. [Datenquellen: Controlling und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen 
im öffentlichen Auftrag]
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debestands sowie über die Möglichkeiten 
seiner Anpassung, seines Grenznutzens, 
seiner Potenziale und die ökonomischen 
Größenordnungen von komplexen Sanie-
rungs- und Transformationsstrategien zu 
verschaffen (siehe hierzu auch: [ARGE 
2022]).
Insgesamt 60,1 % der Wohngebäude in 
Deutschland wurden vor dem Jahr 1979 
errichtet. Diese Baualtersklassen sind als 
prioritär für eine nachhaltige klimaschutz-
relevante Sanierungsoffensive anzuse-
hen. In dieser Baualtersklasse befindet 
sich gleichzeitig der größte Anteil an Miet-
wohnungen und, je älter der (Nachkriegs-) 
Bestand ist, der größte Teil der Wohnun-
gen mit den tendenziell geringsten Kalt-
mieten.
Im Bereich der Mehrfamilienhäuser sind 
gerade in den Baualtersklassen von 1949 
bis 1978 bis zu 90 % aller Wohnungen ver-
mietet. In diesen Wohnungen wohnt der 
überwiegende Anteil der ca. 6,9 Millionen 
Haushalte in Deutschland, die über ein 
monatliches Haushaltsnettoeinkommen 
von unter 1.500 � verfügen.
Insbesondere die ca. 7,2 Millionen Be-
standsgebäude der 50er bis 70er Jahre 
weisen über den energetischen Aspekt 
hinaus oftmals auch substanzielle Defizite 
auf, die einerseits aus der Mangelsituation 
nach dem Zweiten Weltkrieg und ander-
seits aus der notwendigerweise auf Quan-
tität ausgerichteten Bauausführung her-
rühren. Hinzu kommt, dass die damaligen 
Wohnungsgrößen und -zuschnitte vor 
dem Hintergrund heutiger und zukünftiger 
Ansprüche im Wohnungswesen in der 
Regel nicht mehr marktfähig bzw. zeitge-
mäß sind. Insgesamt sind ca. 4,1 Millio-
nen Wohnungen von unterschiedlichen 
technischen, konstruktiven oder sonsti-
gen Defiziten in unterschiedlicher Häu-
fung betroffen. Und: Rund 8,5 Millionen 
Menschen leben in Deutschland derzeit in 
überbelegten Wohnungen (ca. 10,3 % der 
gesamten Bevölkerung), in deutschen 
Städten und Oberzentren bereits 15 % der 
dortigen Bevölkerung, mit stetig zuneh-
mender Tendenz.
Der energetische Modernisierungsstand 
des deutschen Wohngebäudebestands 
liegt aktuell bei ca. 40 %, d.h., dass deut-
lich mehr als ein Drittel der gesamten Be-
standsgebäude in den letzten drei Deka-
den äquivalent vollständig energetisch 
modernisiert wurden.
Energetische Modernisierungen werden in 
Deutschland an einer verhältnismäßig 
hohen Zahl von Wohngebäuden vorge-
nommen, allerdings erfolgen diese heute 
i.d.R. sehr kleinteilig (Einzelmaßnahmen 
an Teilflächen) und somit auf einem eher 
niederschwelligen Niveau. Bei Umrech-
nung aller energetischen Einzelmaßnah-
men und Maßnahmenkombinationen in 
Anteile von Vollmodernisierungen, ergibt 
sich eine energetische IST-Modernisie-
rungsrate für den deutschen Wohngebäu-

debestand in Höhe von ca. 1,0 % p.a. (Voll-
modernisierungsäquivalente).
Seit dem Jahr 1990 (bis 2020) hat der 
Gebäudesektor seine Treibhausgasemis-
sionen (berechnet in CO ) um ca. 43 % 2e

reduziert, obwohl im gleichen Zeitraum 
ca. 9 Millionen Wohnungen neu gebaut 
wurden und somit die Wohnfläche insge-
samt um ca. 42 % zugenommen hat.

Klimaschutz im Wohnungsbau 
erfordert innovatives Denken 
und Handeln
Ø Der „Blick aufs Ganze“ muss mehr leis-
 ten als ein Gebäudeenergiegesetz oder 
 sonstiges energiebezogenes Ordnungs-
 recht. 

Ø Die Bilanzierungsparameter und Re-
 chenansätze, der den energetischen 
 Berechnungen zugrundeliegenden Nor-
 men, sind zu überprüfen. Dynamische 
 Simulationen und andere Bilanzierungs-
 regeln sollten auf ihre Wirksamkeit er-
 probt werden.
Ø Gebäude können Energie senken oder 
 auch Energiequellen sein. Dies muss 
 rechnerisch berücksichtigt werden.
Ø Die Potentiale der erneuerbaren Ener-
 gien und lokaler Nah- und Fernwärme
 lösungen für eine langfristig kosten-

 günstige Wärmeversorgung müssen 
 verstärkt ausgeschöpft werden. Die 
 Rolle des elektrischen Stroms für die 
 Wärmeversorgung muss neu definiert 
 werden.
Ø Das Potential energetischer Einspa-
 rung liegt im Quartier und in der Be-
 trachtung des baulichen Zusammen-
 hangs der Gebäude – auch im Wech-
 selspiel von Bestands- und Neubau-
 ten,  Wohn- und Nichtwohngebäuden. 
 Eine weitere Optimierung von Neubau-
 ten oder energetischer Gebäudesa-
 nierung nur auf das Einzelgebäude 
 fokussiert, führt nicht zu wesentlich 
 verbesserten, energetischen Einspar-
 effekten.

Ganz klar ist auch hier hervorzuheben, 
dass eine Fokussierung auf eine Überop-
timierung von Gebäuden (z.B. die imagi-
näre Projektion eines mittleren energeti-
schen Zustands der Bausubstanz im Jahr 
2045 im Standard von „Effizienzhäusern 
55/40“) eindeutig nicht sinnvoll ist, da sie 
eine notwendige weiterreichende Nut-
zung erneuerbarer Energien eher verhin-
dert als befördert. 
Die Zielkonflikte zwischen der Notwendig-
keit einer Transformation der Wohngebäu-
debestände für die zukünftigen Anforde-

Abbildung 4: Der Zusammenhang von Modernisierungskosten bei Wohngebäuden 
und CO -Emissionen zeigt deutlich, dass auch im Gebäudebestand eine Über-2

optimierung des Einzelgebäudes unter Klimaschutzaspekten wirtschaftlich und 
technisch nicht sinnvoll ist. Vielmehr muss eine deutlich stärkere wirtschaftliche 
Hinwendung zu innovativen Lösungen bei der Energieversorgung und der 
Dekarbonisierung der Energieträger angestrengt werden. Das „Effizienzhaus 115“ 
in Kombination mit intelligenter, erneuerbarer Energieversorgung ist als mittlerer 
„klimazentrierter Leitstandard“ die wirtschaftlichste Art die Klimaschutzziele, um einen 
„nahezu klimaneutralen Gebäudebestand“ zu erreichen. [Datenquellen: Controlling 
und Datenarchiv ARGE eV sowie Erhebungen im öffentlichen Auftrag]
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rungen und der Bezahlbarkeit für weite 
Teile der Bevölkerung können nur unter 
massivem Einsatz öffentlicher Fördermit-
tel ausgeglichen werden. Gleichzeitig 
müssen die Anforderungen an bauliche 
Standards, seien sie ordnungsrechtliche 
induziert oder durch gestiegene Quali-
tätsanforderungen entstanden, auf den 
Prüfstand gestellt werden, sonst ist die 
Sicherstellung einer bedarfsgerechten 
Größenordnung bezahlbaren Wohn-
raums – auch in Schleswig-Holstein – mit-
telfristig nicht mehr möglich.
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Wohnraum 2022 – Neubau – Umbau – Kli-
maschutz“, im Auftrag des „Verbändebü-
ndnisses Soziales Wohnen“, Hannover/
Kiel 14. Januar 2022

[ARGE 2021] Arbeitsgemeinschaft für 
zeitgemäßes Bauen e.V. (Hrsg.): Walberg, 
Dietmar; Gniechwitz, Timo: „Bezahlbarer 
Wohnraum 2021: Herausforderungen - 
Belastungen - Notwendigkeiten - Potenzia-
le“, Kurzgutachten im Auftrag des „Verbän-
debündnisses Soziales Wohnen“, Kiel 
12/2020

[ARGE 2019] Arbeitsgemeinschaft für 
zeitgemäßes Bauen e.V. (Hrsg.): Walberg, 
Dietmar; Gniechwitz, Timo: Auswirkungen 
energetischer Standards auf die Bau-
werkskosten und die Energieeffizienz im 
Geschosswohnungsneubau in Deutsch-
land“; im Auftrag des Zentralverbandes 
des Deutschen Baugewerbes - ZDB; Bau-
forschungsbericht Nr.78, Kiel 2019 
[ARGE 2015] Arbeitsgemeinschaft für 

zeitgemäßes Bauen e.V. (Hrsg.): Walberg, 
Dietmar; Gniechwitz, Timo; Halstenberg, 
Michael: “Kostentreiber für den Wohnungs-
bau - Untersuchung und Betrachtung der 
wichtigsten Einflussfaktoren auf die Geste-
hungskosten und die aktuelle Kostenent-
wicklung von Wohnraum in Deutschland“; 
Bauforschungsbericht Nr. 67, Kiel 2015  

[ARGE 2014] Arbeitsgemeinschaft für 
zeitgemäßes Bauen e.V. (Hrsg.): Walberg, 
Dietmar; Gniechwitz, Timo; Schulze, 
Thorsten; Cramer, Antje: “Optimierter 
Wohnungsbau - Untersuchung und Um-
setzungsbetrachtung zum bautechnisch 
und kostenoptimierten Mietwohnungs-
bau in Deutschland“; Bauforschungsbe-
richt Nr.66, Kiel 2014  

Arbeitsgemeinschaft für zeitgemäßes Bau-
en e.V. (Hrsg.): Laufendes Kosten-Con-
trolling des Wohnungsbaus; Auswertun-
gen und Berichte an die Landes- und Bun-
desregierung, an den Senat der Freien und 
Hansestadt Hamburg und weitere beauf-
tragende öffentliche Stellen; fortlaufend.

1. Wohnraumschaffung als 
Herausforderung
Die Versorgung der Bevölkerung mit an-
gemessenem und bezahlbarem Wohn-
raum wird seit mindestens hundert Jahren 
als zentrales Aufgabengebiet kommuna-
len Handelns verstanden. In den letzten 
Jahren haben verschiedene Entwicklun-
gen dazu geführt, dass dieses Aufgaben-
gebiet an Bedeutung und Komplexität 
hinzugewonnen hat:
- Die Preisentwicklung für Baumaterial, 
 Energie und Arbeitskosten verteuert 
 das Bauen und Wohnen. Insbesondere
 die Spanne zwischen gefördertem und
 freifinanziertem Wohnungsbau kann 
 mit Neubau kaum bedient werden.
- Die beständig abnehmende Zahl an 
 preisgebundenen Wohnungen stellt 
 Wohnungssuchende im niedrigen 
 Preissegment vor wachsende Schwie-
 rigkeiten.
- Die Knappheit verfügbarer Wohnungs-
 baugrundstücke und der gleichzeitige 
 Vorrang der Innenentwicklung erfor-
 dern neue Denkweisen und Wege der 
 Baulandmobilisierung.
- Weitere Maßnahmen und regulatori 

Kommunale Handlungsmöglichkeiten 
im Wohnungsbau
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 sche Anforderungen zum Umwelt- und  
 Klimaschutz sowie zur Klimafolgenan-
 passung (z.B. zur Energieeffizienz 
 oder zum Umgang mit Niederschlags-
 wasser) erhöhen die Komplexität von 
 Bauprojekten.
- Zeitlich und in ihrem Ausmaß kaum vor-
 hersehbare Migrationsbewegungen  
 konfrontieren Kommunen mit kurzfristi-
 gen und hoher Flexibilität erfordernden  
 Versorgungsaufgaben – und mittelfris-
 tig mit steigendem Bedarf an Wohn-
 raum.

Zusätzlich zu diesen Herausforderungen 
haben sich auch die Rahmenbedingun-
gen in Schleswig-Holstein geändert. So 
stellte sich der vor einigen Jahren noch 
prognostizierte Bevölkerungsrückgang 
für das Land nicht ein. Stattdessen wuchs 
die Bevölkerung auf 2,9 Mio. Menschen 
an. Eine „neue Landlust“ führt – verstärkt 
durch die Corona-Pandemie und damit 
einhergehenden neuen Arbeitsmodellen 
– mehr Menschen in die ländlichen Ge-
meinden. Obwohl damit die negative Ge-
burtenrate in den meisten Fällen nicht 
ausgeglichen wird, entstehen doch neue 
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Anforderungen an Wohnraum. (Berlin-
Institut 2020)
Vielfach wird angesichts der teils neuen, 
teils alten und teils verschärften Rahmen-
bedingungen sowie den daraus resultie-
renden Herausforderungen der Boden als 
zentrales Gut definiert, über das die Ge-
meinden Einfluss auf ihre Siedlungsent-
wicklung gewinnen können (difu 2017). 
Während vor zwanzig Jahren noch die pri-
vaten Investitionen als letztentscheidende 
Faktoren in der Siedlungsentwicklung 
verstanden wurden, steht nun die Steue-
rungsfähigkeit der Gemeinden im Vorder-
grund (Innenministerium Schleswig-Hol-
stein 2010). Faktoren wie Klimaschutz 
und der Mangel an günstigem Wohnraum 
werden als gemeinwohlrelevant angese-
hen und sollen nicht mehr dem freien 
Markt überlassen werden. Dass Gemein-
den über eigene Flächen verfügen oder 
eine Steuerungsfähigkeit über Flächen 
gewinnen, die nicht in ihrem Besitz sind, 
wird in diesem Zusammenhang vielfach 
als wichtigstes Mittel einer gemeinwohl-
orientierten Siedlungsentwicklung ange-
sehen. Folglich wird eine aktive Bodenpo-
litik der Gemeinden – idealerweise durch 
eigenen Erwerb – als Schlüssel für die 
Handlungsfähigkeit der Gemeinden ver-
standen.
Für viele (jedoch nicht alle) der genannten 
Herausforderungen verfügen die Ge-
meinden über Kompetenzen zu ihrer Be-
wältigung. Bund und Länder bieten dabei 
auf vielfältige Weise Unterstützung, wie in 
verschiedenen Beiträgen dieses Hefts 
nachzulesen ist. Aufgrund ihrer Planungs-
hoheit stehen jedoch in erster Linie die 
Gemeinden vor der Aufgabe, die entste-
henden Bedarfe durch die Entwicklung 
von Wohnbauflächen jeglicher Art zu 
decken und sich dabei auch neuer Wege 
und Methoden zu bedienen. Angesichts 
knapper personeller und finanzieller Res-
sourcen ist dies für viele Städte, Gemein-
den und Ämter und insbesondere für die 
etwa 900 ehrenamtlich geführten Ge-
meinden in Schleswig-Holstein jedoch 
eine große Herausforderung.

Handlungsleitfäden zur Unterstützung 
kommunalen Handelns
Um die Gemeinden in Schleswig-Holstein 
dabei zu unterstützen, unter diesen Vor-
aussetzungen ihren Wohnungsbestand 
zu erhöhen und bedarfsgerecht auszu-
bauen, hat der Städteverband Schleswig-
Holstein im Rahmen des Forums Stadt & 
Land die Erstellung von Arbeitshilfen über 
die hierfür zur Verfügung stehenden In-
strumente in Auftrag gegeben. Ziel dieser 
als Handlungsleitfäden angelegten Ar-
beitshilfen soll es sein, die vorhandenen 
planungsrechtlichen Instrumente auf ihre 
Potenziale und Grenzen zur Wohnraum-
schaffung innerhalb der aktuellen Rah-
menbedingungen zu untersuchen und 
Vorschläge für die Anwendung unter be-

stimmten Zielsetzungen zu machen. Die 
Gemeinden sollen damit befähigt werden, 
auf aktuelle Herausforderungen in der 
Wohnraumbereitstellung zu reagieren 
und zukunftsfähige Lösungen zu entwi-
ckeln.
Mit der Erarbeitung dieser Handlungsleit-
fäden wurde die Fachgruppe Stadt an der 
TH Lübeck unter Leitung von Prof. Dr. 
Marcus Menzl und Prof. Dipl.-Ing. Frank 
Schwartze beauftragt. Die Arbeitsgruppe 
hat nach einer umfangreichen Literaturre-
cherche und -auswertung zunächst die 
konkreten Handlungsbedarfe ermittelt. 
Hierfür wurden Interviews mit diversen 
Kommunen, Ämtern und Kreisen sowie 
weiteren Akteuren wie Entwicklungsge-
sellschaften, Verbänden und öffentlichen 
Institutionen geführt. In diesen Interviews 
wurden neben den individuellen örtlichen 
Gegebenheiten und Herausforderungen 
auch die Erfahrungen in der Anwendung 
der planungsrechtlichen Instrumente zur 
Wohnraumschaffung abgefragt. Die kom-
munale Perspektive auf die Wohnraum-
entwicklung wurde durch die überkom-
munalen Akteure gespiegelt und ergänzt, 
sodass die Rolle aller Akteure auch kri-
tisch reflektiert werden konnte.
Deutlich wurde in den Interviews zu-
nächst, dass die Herausforderungen in 
den Gemeinden wohlbekannt sind und 

denkbarer Kombinationsmöglichkeiten. 
Neben den Instrumenten spielen aus 
Sicht der Gesprächspartner/-innen auch 
die Entwicklung und konsistente Anwen-
dung kommunaler Strategien eine we-
sentliche Rolle. 
Basierend auf den Befunden von Inter-
views und Workshops wurden drei 
Schwerpunkte für die Handlungsleitfäden 
definiert: „Bausteine einer kommunalen 
Strategie für das Wohnen“, „Instrumente 
zur Mobilisierung von Wohnbauflächen“ 
und „Instrumente zur Qualifizierung von 
Wohnbauflächen“. Der erste Schwer-
punkt fokussiert das Aufstellen, Fest-
schreiben und konsequente Verfolgen 
kommunaler Entwicklungsziele in Bezug 
auf die Wohnraumentwicklung. Daran 
knüpft der zweite Schwerpunkt an, der 
Wege zur Flächenmobilisierung disku-
tiert. Im dritten Schwerpunkt schließlich 
werden Möglichkeiten vorgestellt, mittels 
derer die kommunalen Entwicklungsziele 
auf den zuvor erfassten Flächen konkret 
festgeschrieben und realisiert werden 
können.
Die folgende Darstellung stellt die drei 
Schwerpunkte des Handlungsleitfadens 
und ihre innere Untergliederung dar. Da-
ran anschließend geben wir einen ersten 
Einblick in die inhaltlichen Aussagen der 
einzelnen Schwerpunkte.

insofern kein Erkenntnisdefizit herrscht. 
Zur erfolgreichen Umsetzung fehlen vie-
len Gemeinden allerdings die personellen 
Kapazitäten und damit häufig auch die 
Ressourcen zur Aneignung von Fach- und 
Erfahrungswissen. Die vorhandenen In-
strumente werden hingegen überwiegend 
als ausreichend für die zu bewältigenden 
Aufgaben angesehen. Statt neuer Instru-
mente bedarf es demnach vor allem einer 
fundierten Kenntnis der Anwendungszwe-
cke und Potenziale der vorhandenen In-
strumente, ihrer kreativen Nutzung sowie 

2. Strategiebausteine für zukunftsfähi-
gen und bedarfsgerechten Wohnraum

Klare Zielsetzung und enorme 
Herausforderung: Wohnraum für alle
Die seit einigen Jahren bundesweit ver-
stärkt geführte Diskussion um Herausfor-
derungen in der Wohnraumversorgung ist 
auch in Schleswig-Holstein höchst rele-
vant. Hierfür sind zwei miteinander verwo-
bene Faktoren von ausschlaggebender 
Bedeutung: Die Kosten des Wohnens und 
die Art des Wohnraumangebots. 
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Die Preise sowohl für baureifes Land als 
auch für Baustoffe sind in den letzten 
Jahren stetig angestiegen. Der Neubau 
von Wohngebäuden war im Jahr 2019 fast 
ein Drittel teurer als noch zehn Jahre zuvor 
(Stat. Bundesamt 2021: 266). Gefördert 
durch hohe Nachfrage, Zuzug und Spe-
kulation liegen Neubaumieten in beson-
ders nachgefragten Gemeinden heute oft 
über 16 �/m² nettokalt. Auch der Anteil der 
Bruttokaltmiete am Haushaltsnettoein-
kommen liegt in Schleswig-Holstein mit 
30,5 % bei neuen Mietverträgen deutlich 
über dem Bundesschnitt (28,6 %).
Zudem lässt sich im Segment des geför-
derten Wohnungsbaus eine Unterversor-
gung konstatieren. Dies wurde in Inter-
views mit Vertreter/-innen der Kommunen 
deutlich, und es wird bestätigt durch eine 
Erhebung der IB.SH, in der die Mehrheit 
der Gemeinden einen hohen oder sehr 
hohen Bedarf an sozial gefördertem 
Wohnraum angegeben haben (IB.SH 
2021). Den neu geschaffenen geförderten 
Wohneinheiten stehen außerdem diejeni-
gen gegenüber, die fortlaufend aus der 
Bindung fallen.
Die ohnehin hohen Kosten für das Woh-
nen werden durch eine Diskrepanz zwi-
schen Wohnraumangebot und den Be-
darfen noch verschärft. So nehmen die 
Haushaltsgrößen kontinuierlich ab und 
der Bedarf an kleinen Wohnungen steigt. 
Dennoch zeigt der Blick auf die Bautätig-
keit bei den Mietwohnungen einen Rück-
gang des Anteils kleinerer Einheiten bis 60 
m², während fast ein Drittel der Neubau-
wohnungen in den Jahren 2011 bis 2018 
mind. 140 m² groß ist. 
Aber auch jenseits dieser Konstellation ist 
das Spektrum an Haushaltstrukturen brei-
ter geworden, es gilt, unterschiedliche 
Einkommensgruppen zu versorgen und 
dabei auch spezifische Anforderungen an 
die Wohnungen zu berücksichtigen (Bar-
rierefreiheit, Betreuungsbedarfe, gemein-
schaftliche Wohnformen). Eine derart 
differenzierte Angebotssituation wird sich 
durch Marktprozesse allein nicht einstel-
len, gezieltes kommunales Handeln ist er-
forderlich.

Verbreiterung des Wohnraumangebots 
und kostensenkende Maßnahmen
Neue Wohnformen können dabei helfen, 
Menschen in passgenaue Wohnungen zu 
bringen und ihre Wohnkosten zu senken. 
So ermöglicht quartiersnahes Senioren-
wohnen ein bedarfsgerechtes Wohnen im 
Alter und bringt häufig auch Einfamilien-
häuser auf den Markt, die von jungen 
Familien bezogen werden können. Mit 
dem Standard PLuSWohnen wurden zu-
dem Anforderungen an geförderten Woh-
nungsbau definiert, die spezifisch auf die 
Bedürfnisse von Menschen mit Betreu-
ungs- oder Assistenzbedarf abgestimmt 
sind (ARGE 2015). Für jüngere Menschen 
können dagegen Clusterwohnungen eine 

interessante Wohnform darstellen. Hier 
werden Gemeinschaftsräume geteilt, so-
dass die Mietkosten insgesamt niedriger 
ausfallen. Zudem bietet diese Wohnform 
das Potential, die Wohnfläche pro Person 
zu senken und damit zur Flächenspar-
samkeit beizutragen.
Auch um die Kosten des Wohnens zu 
senken, stehen Gemeinden einige Wege 
zur Verfügung. Hierzu gehört eine voraus-
schauende Bodenpolitik ebenso wie die 
Förderung gemeinwohlorientierter Akteu-
re. Auch gute Beispiele ortsbildgerechten 
geförderten Wohnungsbaus und Aufklä-
rung über den Kreis der Anspruchsbe-
rechtigten können Vorbehalte gegen 
preisgünstiges Wohnen mindern. Diese 
und weitere Wege zur Entwicklung preis-
günstigen und bedarfsgerechten Woh-
nungsbaus aufzuzeigen, ist das überge-
ordnete Ziel der zu entwickelnden Hand-
lungsleitfäden.

Neue Planungskultur: 
Baulandstrategien nutzen, um 
Prozesse anders zu strukturieren
Bauleitplanverfahren sind heute komple-
xe Projekte, in denen verschiedenste 
Fachbereiche der Verwaltung, aber auch 
externe Akteure beteiligt werden müssen. 
Viele Gemeinden betonen daher den 
Bedarf an einer Umstrukturierung interner 
Prozesse. Die Mitarbeiter/-innen der Ver-
waltung benötigen zur Lenkung dieser 
Verfahren ein hohes Maß an Selbstver-
trauen, Eigenverantwortung und Kompe-
tenzen. Hierfür ist eine entsprechende 
Aus- und Weiterbildung notwendig. Zu-
gleich sollte auch die häufig vorzufinden-
de Angst vor Fehlern abgebaut werden, 
um Innovation und selbstbewusstes Han-
deln der Gemeinden zu fördern.
Im Umgang mit Entwicklungsgesellschaf-
ten ist ein gemeinsames Verständnis aller 
Beteiligten über die Ziele und Eckpunkte 
einer Planung wesentlich. Zusätzlich 
bedarf es einer guten Kommunikation auf 
Augenhöhe, um Details und unerwartete 
Aspekte klären zu können. Gemeinden 
und Entwicklungsgesellschaften sind im 
Idealfall als Partner und nicht als Konkur-
renten um den größten Teil des Kuchens 
anzusehen. Dennoch ist es für die Ge-
meinden ebenso wichtig, die Handlungs-
logiken und wirtschaftlichen Berechnun-
gen ihres Gegenübers zu verstehen. Auf 
diese Weise können die Gemeinden ihr 
Selbstbewusstsein in Verhandlungen 
stärken und bekommen ein Bild davon, 
wo Verhandlungsspielräume liegen.
Häufig zeigen sich projektbasierte Vorge-
hensweisen als besonders gut geeignet, 
da sie die beteiligten Verwaltungsmitar-
beiter/-innen fokussieren und es erleich-
tern, die aktive Einbindung der Bürger/-
innen einer Gemeinde intensiv und flexibel 
zu gestalten. 

Quartiere als Handlungsebene nutzen
Der Einbindung der Bürger/-innen kommt 
insbesondere in der Innenentwicklung 
eine hohe Bedeutung zu. Quartiere als 
Handlungsebene zu nutzen kann hierbei 
besondere Potenziale heben. Der Begriff 
Quartier ist dabei weit zu verstehen und 
kann auch auf Teile einer Kleinstadt, Dorf-
zentren oder ganze Dörfer bezogen wer-
den. Wichtig ist in jedem Fall das Neben-
einander von baulich-räumlichen Aspek-
ten und soziokulturellen Zusammenhän-
gen. 
Innerhalb von Quartieren bestehen oft 
ähnliche bauliche und strukturelle Her-
ausforderungen. Eine integrierte Heran-
gehensweise kann daher effizienter sein 
als die wiederholte Lösung von Teilproble-
men. Zugleich bündelt sich in Quartieren 
auch gesellschaftliches Potenzial zur Lö-
sung dieser Herausforderungen. Bewoh-
ner/-innen, Unternehmen und sonstige 
Körperschaften haben oft eine ideelle 
Verknüpfung zu ihrem Umfeld und sind 
entsprechend eher bereit zur Beteiligung 
an Maßnahmen zur Entwicklung ihres 
Quartiers. So können Kommunen auch 
fragmentierten Eigentumsverhältnissen 
mit direkter Ansprache und schlüssigen 
Konzepten begegnen und die betreffen-
den Eigentümer so zu einer Entwicklung 
ihrer Grundstücke motivieren. Quartiers-
entwicklung und vorbereitende Konzepte 
sind in Schleswig-Holstein zudem förder-
fähig.

Baulandbeschlüsse als Leitlinie 
kommunalen Handelns etablieren
Zur Bewältigung dieser Herausforderun-
gen bietet sich der Baulandbeschluss als 
formales und bindendes Instrument an. In 
ihm hält eine Gemeinde fest, welche Ziele 
sie in ihrer Entwicklung verfolgt und wel-
che Verfahren und Instrumente sie dazu 
anwenden will. Auch nach außen werden 
die Eckpunkte einer Planung so für alle 
Beteiligten und projektübergreifend nach-
vollziehbar. Zur Verbesserung der Wohn-
raumversorgung können Gemeinden da-
rin insbesondere Wege festhalten, wie sie 
die Steuerungsfähigkeit über Wohnbau-
flächen erlangen wollen.
Eine derart langfristige, inhaltlich konsis-
tente und personell wie prozessual abge-
sicherte Handlungsstrategie erhöht die 
Steuerungsfähigkeit der Kommunen auch 
kommunikativ. Eine langfristig angelegte 
kommunale Strategie hilft dabei, Pla-
nungsziele verständlich zu machen und 
einen klar abgesteckten Verhandlungs-
rahmen zu etablieren. Gemeinden kön-
nen auf dieser Grundlage selbstbewusst 
auftreten und vermeiden die Falle einer 
angebotsorientierten Entwicklungspolitik, 
die sich im Wesentlichen an den Ideen 
von Projektentwicklern und Investoren 
ausrichtet. Auch Entwicklungsgesell-
schaften profitieren von solcherart festge-
legten Rahmenbedingungen, indem 
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langwierige Abstimmungsprozesse ent-
fallen und Projektdauern reduziert werden 
können.
Für private Eigentümer/-innen von Flä-
chen besteht zudem die Möglichkeit, aktiv 
an der Stadtentwicklung mitzuwirken, 
indem ihnen eine Nutzungsperspektive 
eröffnet wird und sie dann ihre persönli-
chen Ziele mit den bekannt gemachten 
kommunalen Zielen in Einklang bringen 
können. Auch die häufig ermüdend lan-
gen Planungsprozesse können so ver-
kürzt werden, wenngleich eine begleiten-
de Kommunikationsstrategie weiterhin ein 
hilfreiches Instrument zur Förderung 
gemeinsamer Lösungen und der Redu-
zierung von Konflikten ist.

3. Instrumente zur Mobilisierung 
von Wohnbauflächen
Die selbstbestimmte Steuerung der kom-
munalen Entwicklung ist eine erstrebens-
werte Zielsetzung. Sie hat allerdings eine 
zentrale Voraussetzung: Den Zugriff auf 
die dafür nötigen Flächen. Bei der Mobili-
sierung von Wohnbauflächen stehen die 
Gemeinden vor der Anforderung, diese 
nach Möglichkeit im Innenbereich zu 
entwickeln. Die Optionen der ohnehin 
komplexen Aufgabe der Baulandmobili-
sierung sind damit zusätzlich einge-

schränkt. Angesichts dieser Herausforde-
rungen gehen die Gemeinden sehr unter-
schiedliche Wege der Wohnbaulandmo-
bilisierung: Während sich manche freiwil-
lig dazu verpflichten, nur noch Innenent-
wicklung zu betreiben, entwickeln andere 
Gemeinden nach wie vor neue Flächen an 
den Siedlungsrändern. Insgesamt ist je-
doch zu beobachten, dass das Spektrum 
der verfügbaren Instrumente zur Bauland-
mobilisierung nicht ausgenutzt wird. Viele 
Gemeinden bedienen sich nur einiger 
weniger Instrumente, mit denen bereits 
längere Praxiserfahrung besteht. Über 
Anwendungsmöglichkeiten sowie Vor- 
und Nachteile weiterer Instrumente be-
steht häufig kein einheitliches Verständ-
nis, sodass die Gemeinden sich vor ihrem 
Einsatz scheuen. Welche Möglichkeiten 
stehen den Kommunen nun grundsätzlich 
zur Verfügung, um durch den Zugriff auf 
Flächen eine möglichst hohe Handlungs-
freiheit zu erlangen?

Der Königsweg: 
Flächenerwerb durch die Gemeinde
Flächen im Besitz der Gemeinde sind das 
effektivste Mittel zur Umsetzung einer 
kommunalen Entwicklungsstrategie. Die 
Gemeinde hat bei einer Eigenentwicklung 
ebenso wie beim Verkauf einen starken 

Hebel zur Verwirklichung ihrer Entwick-
lungsziele. Die wenigsten Gemeinden 
verfügen jedoch in großem Stil über eige-
ne Flächen und kommunalen Wohnraum. 
In vielen Fällen wurden kommunale Be-
stände (ebenso wie infrastrukturelle Ein-
richtungen) in den vergangenen Jahr-
zehnten sogar verkauft, um mit den Erlö-
sen andere Maßnahmen zu finanzieren.
Der Wiedererwerb von Flächen ist ein 
teures und langwieriges Unterfangen. 
Dessen ungeachtet stehen den Kommu-
nen durchaus einige Instrumente zur 
Verfügung, um den Flächenerwerb zu er-
leichtern. Zu denken ist dabei vor allem an 
das Finanzierungsinstrument des revol-
vierenden Bodenfonds, an den Einsatz 
des Vorkaufsrechts oder die Gründung 
eines kommunalen Wohnungsunterneh-
mens.
Der revolvierende Bodenfonds und das 
Vorkaufsrecht sind kompatible Instrumen-
te, da das Vorkaufsrecht nur im Fall eines 
Verkaufs durch private Eigentümer/-innen 
greift und die Gemeinde dabei relativ 
kurzfristig in den Kaufvertrag eintreten 
muss. Als Sondervermögen außerhalb 
des kommunalen Haushalts eignet sich 
der Bodenfonds hierfür besonders, da 
seine Mittel ausschließlich zur Finanzie-
rung von Flächenankäufen vorgesehen 
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und kurzfristig verfügbar sind. Mittelfristig 
soll sich der revolvierende Bodenfonds 
selbst tragen, da Erlöse in ihn zurückflie-
ßen. Allerdings bedarf er einer Anschubfi-
nanzierung. Gemeinden müssen hier ab-
wägen zwischen kurzfristiger Verfügbar-
keit finanzieller Mittel und einer langfristi-
gen Bodenstrategie. Mit dem Bauland-
fonds zur aktiven Bodenentwicklung des 
Landes Schleswig-Holstein steht ein In-
strument zur Unterstützung der Gemein-
den bei komplexen Flächenentwicklun-
gen bereit.
Das Vorkaufsrecht hat mit dem Bauland-
mobilisierungsgesetz einige Erleichterun-
gen zum Erwerb von unbebauten oder 
brachliegenden Grundstücken erfahren. 
Die neuen Möglichkeiten zielen zudem 
ausdrücklich auf das Wohnen ab. So gel-
ten die neuen Regelungen für Gebiete, die 
vorwiegend mit Wohngebäuden bebaut 
werden können. Zudem wurden Wohn-
zwecke ausdrücklich als gemeinwohl-
orientierte Ziele anerkannt, sodass die 
Anwendung des Vorkaufsrechts zu die-
sem Zweck regelmäßig zulässig sein wird. 
Den Gemeinden steht zudem ein Vor-
kaufsrecht in Umlegungsgebieten zu, was 
ihnen eine weitere Handhabe zum Erwerb 
von Flächen eröffnet.

Steuerungsanspruch auch auf die 
Entwicklung privater Flächen ausweiten
In den meisten Gemeinden befindet sich 
ein Großteil der Grundstücke in privater 
Hand – oftmals von Einzeleigentümer/-in-
nen. Wie lassen sich dennoch kommuna-
le Steuerungsmöglichkeiten für diese Flä-
chen erlangen? Das Baugesetzbuch bie-
tet für verschiedene Anwendungsfälle ein 
breites Spektrum von Instrumenten an. 
Zur Mobilisierung von Bauland ist das 
Schaffen von Baurecht die erste Aufgabe 
der Gemeinden. Mit Angebotsplanung, 
Kooperationsstrategien und Zwischener-
werbsmodellen stehen hier Instrumente 
mit unterschiedlichem Regelungspotenzi-
al zur Verfügung. Baurecht zu schaffen 
führt allein jedoch nicht zwangsläufig zu 
Flächenmobilisierung. Hierfür stehen wei-
tere Instrumente mit unterschiedlicher 
Eingriffstiefe in das private Eigentum zur 
Verfügung. Es gilt hier abzuwägen zwi-
schen freiwilligen Mitteln mit möglicher-
weise geringerer Effektivität und Zwangs-
mitteln mit stärkerer Durchsetzungskraft. 
Es gibt nicht den einen richtigen Weg, 
vielmehr geben der konkrete Anlass und 
die jeweiligen Rahmenbedingungen der 
Wahl der Instrumente eine Richtung.
Häufig werden informelle, eher kooperati-
ve Instrumente zum Einsatz kommen. 
Beispielhaft hierfür kann das Projekt „Ko-
operation im Quartier“ stehen, in dem 
durch die Ansprache von Eigentümer/-in-
nenvereinen die Entwicklung privater 
Flächen motiviert wurde. Da die Eigentü-
mer/-innen zur Mitwirkung häufig animiert 
werden müssen, sind kommunikative und 

quartiersbezogene Strategien von beson-
derer Relevanz.
Jenseits informeller Mittel liegen Instru-
mente wie die Umlegung, das Baugebot 
und städtebauliche Entwicklungs- und 
Sanierungsmaßnahmen. Die (freiwillige 
oder amtliche) Umlegung scheint dabei 
besonderes Potential zu bergen, denn die 
kommunale Praxis bescheinigt ihr deutli-
che Erfolge. So eignet sie sich nicht nur 
zur Steuerung der Entwicklung auf priva-
ten Flächen, sondern Gemeinden können 
mit ihr im Rahmen der Baulandentwick-
lung und der Abschöpfung des Planungs-
wertzuwachses auch selbst in den Besitz 
von Flächen kommen. Die Anwendung 
der städtebaulichen Entwicklungs- oder 
Sanierungsmaßnahme ist aufgrund des 
Eingriffs in privates Eigentum mit hohen 
Hürden belegt. Diese Instrumente umfas-
sen zudem meist große Bereiche einer 
Gemeinde mit besonderen Entwicklungs-
erfordernissen und kommen daher v.a. in 
kleineren Gemeinden nur selten zum Ein-
satz. Angesichts ihrer hohen Wirkungs-
kraft könnte hier ein Austausch mit erfah-
reneren Gemeinden große Potenziale 
bergen.

Interkommunale Kooperation: 
Flächen gemeinsam mobilisieren
Ein dritter Weg zur Mobilisierung von 
Wohnraum besteht in der Zusammenar-
beit zwischen (benachbarten) Gemein-
den. Dieser Weg ist insbesondere zwi-
schen Städten bzw. zentralen Orten und 
ihrem Umland sinnvoll, wenn die zentralen 
Orte Funktionen der Daseinsvorsorge er-
füllen und Arbeitsplätze bieten, während 
die Umlandgemeinden die Wohnraumbe-
darfe der Bevölkerung erfüllen. Hindernis-
sen wie dem Wettbewerb um Einwohner/-
innen und Unternehmensansiedlungen 
und dem Beharren auf kommunale 
Selbstbestimmung stehen zahlreiche 
Vorteile gegenüber: Die Gemeinden kön-
nen ihre Kräfte bündeln und Ressourcen 
gemeinsam und damit effizienter nutzen. 
Kooperation bei der Wohnraumversor-
gung kann allen Beteiligten helfen, ihre 
Flächensparziele einzuhalten. Nicht 
zuletzt profitieren die Gemeinden vom 
Austausch von Know-How und Erfahrun-
gen untereinander.
In Schleswig-Holstein bestehen einige in-
terkommunale Kooperationen in Form von 
regionalen oder Stadt-Umland-Koope-
rationen (SUK). Diese Bündnisse zeigen 
beispielhaft auf, wie Konflikte z.B. in der 
Ansiedlung von Wohnen oder Einzelhan-
delsnutzungen im Konsens gelöst werden 
können und wie dabei auch (finanzielle) 
Ausgleichsmechanismen zur gerechten 
Lastenverteilung beitragen können. Die 
Inhalte der Kooperationen können von den 
beteiligten Kommunen selbst bestimmt 
werden, sodass passgenaue Lösungen 
für spezifische regionale Herausforderun-
gen entworfen werden können.

4. Instrumente zur Qualifizierung von 
Wohnbauflächen
Wie lässt sich nun eine qualitätvolle und 
von der Kommune beeinflussbare Ent-
wicklung von Wohnbauflächen organisie-
ren? In der laufenden Diskussion werden 
hierfür Instrumente wie der städtebauliche 
Vertrag, die Konzeptvergabe und das Erb-
baurecht genannt. Alternativ kann auch 
die Übertragung der Entwicklung an eine 
kommunale Gesellschaft in Betracht ge-
zogen werden. 

Entwicklungen in öffentlicher 
Verantwortung belassen: 
Kommunale Wohnungsunternehmen
Ein kommunaler Eigenbetrieb ist der di-
rekteste Weg, Ziele der Stadtentwicklung 
baulich umzusetzen, da die Gemeinde 
selbst Ziele vorgibt und kontrolliert. Häufig 
wird der Aufsichtsrat des Eigenbetriebs 
mit Vertretern der Kommunalpolitik be-
setzt, das Personal kann sich aus der 
Stadtverwaltung rekrutieren. Die Einrich-
tung eines Eigenbetriebs ist jedoch sehr 
aufwändig und sein wirtschaftlicher Erfolg 
bzw. die grundsätzliche Machbarkeit an 
Voraussetzungen gebunden. So ist eine 
bestimmte Anzahl an vorhandenen Wohn-
einheiten für den wirtschaftlichen Betrieb 
nötig, ebenso ein Stammkapital. Das Maß 
der kommunalen Einflussnahme und die 
betrieblichen Voraussetzungen unter-
scheiden sich zwischen den verschiede-
nen Organisationsformen eines kommu-
nalen Eigenbetriebs. 
Nicht alle Gemeinden können diese Vor-
aussetzungen erfüllen oder sind bereit, 
das Risiko einzugehen, das mit einer 
solchen Einrichtung verbunden ist. Infor-
melle Bündnisse für bezahlbares Wohnen 
wie im Kreis Stormarn bieten hier eine 
Alternative. In Geesthacht hingegen feiert 
die WoGee im kommenden Jahr zehnjäh-
riges Bestehen, obwohl sie 2013 mit nur 
130 maroden Wohnungen gestartet ist. In 
Bargteheide übernehmen künftig die 
Stadtwerke die Funktion einer kommuna-
len Wohnungsgesellschaft. Deutlich wird 
daraus, dass die Neugründung einer 
kommunalen Wohnungsgesellschaft nicht 
unmöglich ist. Ihre Funktionen können 
aber auch auf anderen Wegen realisiert 
werden. 

Instrumente der Steuerung privater 
Entwicklungen
Auch private Träger können mit den ent-
sprechenden Instrumenten zur qualitäts-
vollen Umsetzung kommunaler Ziele 
bewegt werden. So ist der städtebauliche 
Vertrag ein sehr weit verbreitetes Instru-
ment, das aber auch eine große Variation 
in seiner Anwendung erlaubt. Einige 
Gemeinden nutzen eine sehr detaillierte 
Regelungstiefe mit entsprechenden juris-
tischen Formulierungen, während andere 
in deutlich gröberen Zügen die Richtlinien 
der Planung festlegen.
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Anders als der städtebauliche Vertrag 
kommt die Konzeptvergabe in Schleswig-
Holstein noch wenig zur Anwendung. 
Dieses Instrument nutzt den Vergabepro-
zess kommunaler Grundstücke, um An-
forderungen für die Entwicklung eines 
Baugebiets zu formulieren, die die Bewer-
ber/-innen mit individuellen Konzepten 
erfüllen. Entscheidend für die Vergabe ist 
dann nicht allein der Kaufpreis, sondern 
die konzeptionelle Qualität des Angebots. 
In Schleswig-Holstein finden sich sehr un-
terschiedliche Varianten der Ausgestal-
tung des Verfahrens, der konzeptionellen 
Vorgaben und des Prozesses der Ent-
scheidungsfindung. Es hat sich hierbei 
als zielführend herausgestellt, kreative 
Spielräume zu belassen und lediglich in 
besonders wichtigen Punkten detaillierte-
re Vorgaben zu machen. Die Kriterien 
sollten zudem eine hinreichende Differen-
zierung der eingereichten Projekte erlau-
ben, um zu vermeiden, dass doch der 
Preis zum entscheidenden Kriterium wird. 
Als ergänzendes Instrument bei der Kon-
zeptvergabe bietet sich die Anhandgabe 
an, nach der die Fläche an das siegreiche 
Konzept zunächst nur vorläufig und ver-
bunden mit der Verpflichtung zur Realisie-
rung des Vorhabens vergeben wird.
Vor dem Hintergrund der wieder häufig 
thematisierten Bodenfrage erlebt auch 
das Erbbaurecht gerade eine Renaissan-
ce. Als ein Instrument, bei dem der Boden 
im Besitz der Gemeinde bleibt, die Ent-
wicklung darauf jedoch privat entsteht, 
verlangt das Erbbaurecht ein hohes Maß 
an Kommunikation, um eine für beide 
Seiten zufriedenstellende Einigung über 
die wichtigsten Eckpunkte wie Laufzeit 
und Zins zu erzielen. Gerade institutionel-
le Entwickler stehen dem Erbbaurecht oft 
kritisch gegenüber, weil ihre Nutzungs-
perspektive gegenüber Eigennutzern 

stärker von wirtschaftlichen Sachzwän-
gen beeinflusst ist.

5. Anwendung und Ausblick
Im Projektverlauf wurde deutlich, dass 
einem großen Instrumentenkasten oft 
noch eine Zurückhaltung bei dessen An-
wendung gegenübersteht. In manchen 
Fällen liegt dies an Unzulänglichkeiten der 
Instrumente selbst. Dem aktuell praktisch 
nicht genutzten Baugebot wird daher z.B. 
im Zusammenhang mit der neu zu entwer-
fenden Innenentwicklungsmaßnahme ein 
Modernisierungsbedarf bescheinigt.
Häufig sind es jedoch auch die Gemein-
den selbst, die aufgrund knapper perso-
neller und finanzieller Ressourcen und 
einem damit verbundenen Gefühl der ei-
genen Schwäche den Schritt hin zu einer 
Neuausrichtung der eigenen Wohnungs-
politik mit starken aktiven Elementen 
scheuen. Verstärkt wird dies in manchen 
Gemeinden durch tradierte Haltungen und 
Beharrungskräfte in der Gemeindepolitik.
Die Handlungsleitfäden sollen daher zum 
einen die Gemeinden dazu animieren, ihre 
wohnungspolitischen Ansätze angesichts 
der aktuellen Herausforderungen zu über-
denken und die Vorteile einer aktiven Woh-
nungspolitik für sich zu erkennen. Zur Um-
setzung dieser Ziele, stellen die Handlungs-
leitfäden dar, wie die vorhandenen Instru-
mente zur Bewältigung dieser Herausforde-
rungen eingesetzt werden können.
Dabei gibt es kein Patentrezept. Die Ge-
meinden sollen vielmehr in die Lage ver-
setzt werden, einen Prozess zu erarbei-
ten, in dem die jeweils am besten geeig-
neten Ziele und Instrumente für die eigene 
Entwicklung gefunden werden. Die Hand-
lungsleitfäden können hierfür einen An-
stoß leisten und als ein praxisorientiertes 
Nachschlagewerk fungieren. Ebenso 
wichtig ist aber eine anhaltende Vernet-

zung für Hilfestellung und Erfahrungsaus-
tausch zwischen den Gemeinden, sei es 
in vorhandenen Formaten oder in zusätzli-
chen Angeboten.
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Wir erleben eine Zeit der Unsicherheit, die 
geprägt ist durch eine immer mehr ins 
Bewusstsein rückende Klimakrise, den 
Krieg Russlands in der Ukraine, eine 
damit zusammenhängende, immer not-
wendiger werdende Transformation unse-
rer Energieversorgung und nicht zuletzt 
die bereits seit über zwei Jahren anhalten-
de Corona-Pandemie. 

Tobias Balzer, Wohnquartiersentwicklung / Städtebauförderung bei der 
Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH)

Die Bedeutung integrierter 
Förderansätze für die Entwicklung 
nachhaltiger Quartiere

Tobias Balzer

Alle diese Ereignisse wirken global und 
gleichzeitig im Lokalen. Die Kommunen 
stehen vor der Aufgabe, dennoch weiter-
hin gute Lebensbedingungen für alle 
Bürger/-innen zu ermöglichen. 
Vor dem Hintergrund eines Nebeneinan-
ders wachsender Städte und deren Um-
land und oftmals alternder, schrumpfen-
der ländlicher Räume ist dies eine politi-

sche und gesellschaftliche Herausforde-
rung. Für deren Bewältigung braucht es 
die Analyse lokalspezifischer Problemla-
gen und ihrer Ursachen. Vielerorts müs-
sen die passenden Ideen für Lösungen 
überhaupt erst noch entwickelt werden. 
In vielen urbanen Lagen erleben wir einen 
massiven Anstieg der Wohnkosten, in 
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einzelnen Quartieren finden Verdrän-
gungsprozesse statt und Heterogenität in 
der Zusammensetzung der Nachbar-
schaften geht zugunsten profitmaximie-
render Akteure verloren. Andernorts neh-
men Leerstände zu und vermeintlich all-
tägliche Infrastrukturen wie der Bäcker 
oder die Bushaltestelle verschwinden. 
Großstädte werden mit Identitätszuschrei-
bungen und Erwartungshaltungen nahe-
zu überfrachtet. Im suburbanen, zwi-
schenstädtischen Raum geht dagegen 
vielerorts identitätsstiftende Substanz ver-
loren. In einer alternden Gesellschaft 
werden Wohnungen für alte Menschen zu 
groß und Mobilitätsanforderungen verän-
dern sich. Alle diese Prozesse verändern 
die Art und Weise, wie und wo wir leben 
wollen.

Ortsentwicklung als finanzieller 
Kraftakt für die Kommunen
Eine Stadt- und Ortsentwicklung, die all 
diesen Themen gerecht wird, ist für Ge-
meinden zeit- und kostenintensiv. Gleich-
zeitig sollte und kann Stadt- und Ortsent-
wicklung nicht allein marktwirtschaftlich 
agierenden Akteuren überlassen werden. 
Dieser Prozess ist hoheitliche Aufgabe 
der Gemeinden und ist öffentlich ange-
legt. Die Europäische Union, Bund und 
Länder bieten daher Förderprogramme 
für Gemeinden, um sie bei dieser Aufgabe 
zu unterstützen. 
Häufig knüpfen Förderprogramme jeweils 
an einzelnen, isoliert betrachteten Förder-
tatbeständen an. Teilweise werden Ange-
bote und Projekte mehr durch die Verfüg-
barkeit von Fördermöglichkeiten als durch 
eine zielgerichtete Prioritätensetzung der 
anzugehenden Herausforderungen vor 
Ort initiiert. Auch auf kommunaler Ebene 
werden Aufgaben mitunter noch zu wenig 
vernetzt adressiert. Dabei bedarf die Hete-
rogenität der Herausforderungen integrier-
ter Steuerungs- und Planungsansätze. 

Unterstützung durch die IB.SH vor Ort
Die Investitionsbank Schleswig-Holstein 
(IB.SH) verfolgt mit ihrer Beratung einen 
integrierten Ansatz. Die Wohnquartierslot-
sen/-innen der IB.SH entwickeln zusam-
men mit den Gemeinden passende Lö-
sungsvorschläge unter Nutzung des kom-
pletten Förderinstrumentariums. Durch 
kluge Vernetzung einzelner Programme 
kann oftmals ein größerer und städtebau-
lich nachhaltigerer Effekt erzielt werden 
als bei einer Einzelbetrachtung. 
Die Unterstützung der Gemeinden wird im 
Rahmen der Europäischen Plattform für 
Investitionsberatung (European Invest-
ment Advisory Hub – EIAH) durch die Eu-
ropäische Investitionsbank (EIB) bis Ende 
Oktober dieses Jahrs gefördert, vor dem 
Hintergrund ihres Förderauftrages, be-
zahlbares Wohnen zu ermöglichen, je-
doch auch im Anschluss durch die IB.SH 
für Wohn- und gemischte Quartiere fort-

gesetzt. Dadurch können sehr früh im Ent-
wicklungsprozess gemeinsam mit den 
Kommunen Herausforderungen disku-
tiert, Lösungsansätze entwickelt und För-
dermöglichkeiten aufgezeigt werden. 
Nach erfolgreicher Bereitstellung von För-
dermitteln erfolgt dann eine zielgerichtete 
Weiterentwicklung durch qualifizierte Pla-
nungsbüros und weitere Dienstleister/-in-
nen im Auftrag der Kommune – wenn ge-
wünscht ebenso begleitet durch die Wohn-
quartierslotsen/-innen der IB.SH. 

Das Quartier als Planungskategorie
Für die oben aufgeführten Aufgabenstel-
lungen gilt es, geeignete räumliche För-
dergebiete zu definieren, die – anders als 
in der Vergangenheit – nicht mehr die bei-
den Pole der gesamtörtlichen Ebene oder 
aber des einzelnen Gebäudes adressie-
ren, sondern eine Raumkategorie „dazwi-
schen“. 
In diesem Kontext gerät seit einiger Zeit 
eine Kategorie in den Fokus planerischer 
Szenarien: das Quartier. 
Das Quartier ist dabei in aller Regel kleiner 
als ein Ortsteil. Es handelt sich um ein zu-
sammenhängendes Gebiet, dessen Gren-
zen erst im Kontext der Planungsaufgabe 
definiert werden. Die Raumeinheit hat eine 
geeignete Größe, um als komplexer Hand-
lungs- und Planungsraum zu fungieren. 
Gleichzeitig bleibt sie übersichtlich und 
klein genug, um lokalspezifische Beson-
derheiten zu erfassen und diese in den vor-
gesehenen Planungs- und Entwicklungs-
prozessen berücksichtigen zu können. 
Der Fokus auf das Quartier als Hand-
lungsebene bietet den Vorteil, eine kriti-
sche Masse an Bewohner/-innen als 
Expert/-innen vor Ort in Planungsprozes-
se einbeziehen zu können. Die Identifikati-
on mit dem Ort schafft ein Verantwor-
tungsbewusstsein, das sich positiv auf 
den Planungsprozess und die Ergebnisse 
auswirken kann. 

Ortsentwicklung als integrierter Ansatz
Mit den Bundesprogrammen der Städte-
bauförderung besteht für größere Kom-
munen seit über fünfzig Jahren die Mög-
lichkeit, Fördergelder für integrierte Stadt-
entwicklungsmaßnahmen zu erhalten und 
so Gebiete langfristig als Wohn- und Wirt-
schaftsstandorte zu stärken. 
Daneben sind Förderinstrumente notwen-
dig, die auch für kleinere Kommunen nie-
drigschwellig verfügbar sind, um oftmals 
multiple Problemstellungen integriert zu 
adressieren und kurzfristig Entwicklungs-
impulse setzen zu können. 
Zweck einer Förderung integrierter Stadt- 
und Ortsentwicklung ist es, die unter-
schiedlichen Förderziele einzelner, isoliert 
wirkender Fachförderansätze in integriert 
gedachten Förderinstrumenten zusam-
menzuführen und diese für das jeweilige 
Quartier intelligent und zielgerichtet indivi-
duell miteinander zu verzahnen. 

Energetische Sanierung als Ansatz 
integrierter Ortsentwicklung
Passende Ansätze für eine integrierte 
Stadt- und Ortsentwicklung sind bei-
spielsweise die im Kontext des Förderpro-
gramms „KfW 432 – Energetische Stadt-
sanierung“ zu erarbeitenden integrierten 
Quartierskonzepte. Die Erstellung dieser 
Quartierskonzepte wird mit bis zu 75 Pro-
zent der förderfähigen Kosten durch die 
KfW bezuschusst. Hinzu kommt eine an-
teilige Förderung durch das Land von wei-
teren 15 Prozent der förderfähigen Kos-
ten. Für die Gemeinde verbleibt in aller 
Regel ein selbst zu finanzierender Anteil 
von 10 Prozent der Gesamtkosten. 
Quartierskonzepte umfassen Fragestel-
lungen der energetischen Sanierung des 
Gebäudebestandes und Möglichkeiten 
einer postfossilen Energieversorgung. 
Diese Themen werden mit weiteren As-
pekten der Ortsentwicklung verknüpft. 
Insbesondere können im Zuge der Auf-
stellung integrierter Quartierskonzepte 
Innenentwicklungspotenziale im Quartier 
identifiziert werden, also Baulücken, un-
tergenutzte Grundstücke oder Gebäude, 
die aus der Nutzung gefallen sind und mit 
neuen Ideen gefüllt werden sollen. 
Zudem können Vorschläge für den Anstoß 
nachhaltiger Veränderungen im Quartier 
im Bereich ÖPNV und geteilter Mobilitäts-
angebote erarbeitet werden. Kleinteilige 
Grünstrukturen können beispielsweise hel-
fen, zunehmend extreme Wetterereignisse 
durch Speicherung von Regenwasser 
oder kleinklimatische Kühlung lokal abzu-
mildern. 
Diese Ansätze werden zudem verknüpft 
mit denkmalpflegerischen, baukulturel-
len, naturschutzfachlichen, wohnungs-
wirtschaftlichen, demographischen und 
sozialen Aspekten im Quartier.
Integrierte Quartierskonzepte sind die 
planerische Grundlage für die Einbindung 
eines Sanierungsmanagements, das die 
Umsetzung der im Konzept erarbeiteten 
Handlungsempfehlungen koordiniert und 
mit weiteren Akteuren auf den Weg bringt. 
Die förderfähigen Kosten des Sanierungs-
managements werden ebenfalls mit bis 
zu 75 Prozent durch die KfW und 15 Pro-
zent durch das Land Schleswig-Holstein 
bezuschusst. 

Das Quartier als Ort baukultureller 
Qualitäten fördern
Mit dem Landesprogramm Neue Per-
spektive Wohnen steht den Gemeinden 
daneben erstmals ein integriert wirkendes 
Förderprogramm für eine aktive kommu-
nale Befassung mit baukulturellen Quali-
täten zur Verfügung. Es setzt damit Anrei-
ze, architektonische, stadt- und frei-
raumplanerische Qualitäten im Rahmen 
einer nachhaltigen Ortsentwicklung zu 
berücksichtigen. 
Das Land fördert hierbei durch die Ge-
meinden zu erbringende Planungsleistun-
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gen im Programmteil 1 mit bis zu 50.000 � 
als nicht rückzahlbarer Zuschuss. Die 
Förderung kann sowohl in der formellen 
Bauleitplanung für notwendige Gutachten, 
als auch in informellen Planungen wie 
Wettbewerben und Investorenauswahlver-
fahren, beispielsweise im Rahmen von 
Konzeptvergaben, eingesetzt werden. Ziel 
ist es, Gemeinden Finanzmittel zur Verfü-
gung zu stellen, die ihnen qualitativ hoch-
wertige Planungsergebnisse ermöglichen. 
Gefördert werden Planungsansätze, die 
nachhaltige, möglichst kompakte, archi-
tektonisch hochwertige Bautypologien 
mit einem geringen Flächenverbrauch 
entwickeln und nachhaltige Siedlungs-
grundrisse schaffen. 

Innenentwicklung fördern 
– Baulandfonds als Instrument der 
Baulandmobilisierung
Seit Sommer 2022 steht Kommunen mit 
dem Baulandfonds zudem ein Förderpro-
gramm zur Verfügung, das es der öffentli-
chen Hand ermöglicht, finanziell weitge-
hend abgesichert Grundstücke aufzukau-
fen und zu entwickeln. Damit wird Ge-
meinden ein Instrument zur aktiven Flä-
chenpolitik an die Hand gegeben. Das 
Förderprogramm zielt ganz wesentlich 
darauf ab, brachliegende oder unterge-
nutzte innerörtliche Flächen überwiegend 
für Wohnen zu entwickeln. 

Der Baulandfonds gliedert sich in zwei 
Programmteile. Im ersten Programmteil 
unterstützt das Land Gemeinden bei der 
Erarbeitung von Potenzialanalysen für in 
Frage kommende Entwicklungsflächen. 
Dafür wird ein nicht rückzahlbarer Zu-
schuss von 70 Prozent der anfallenden 
Kosten gewährt. Die Potenzialanalyse 
liefert eine planerisch und ökonomisch 
fundierte Entscheidungsgrundlage für die 
Kommune, ob und wie die Entwicklung 
angegangen werden soll. 
Entscheidet sich die Gemeinde zur Ent-
wicklung, kann sie im zweiten Programm-
teil Darlehen zur Deckung der mit der 
Entwicklung des Gebiets mit überwiegen-
der Wohnnutzung entstehenden Kosten 
erhalten. Gefördert werden unter ande-
rem Kosten für einen möglichen Grunder-
werb, für Abbruch- und Freilegungsmaß-
nahmen, die Entsorgung von Altlasten, 
Planungsleistungen, beispielsweise für 
Bauleitplanung, Planungswettbewerbe 
oder Investorenauswahlverfahren, die 
Herstellung von Erschließungsanlagen, 
Infrastruktur und Aufenthaltsflächen. Das 
Darlehen wird für einen Zeitraum von 10 
Jahren zinslos bei durch die Gemeinden 
an die IB.SH zu entrichtenden Verwal-
tungsgebühren von 0,22 Prozent p.a. zur 
Verfügung gestellt.
Die innerhalb des Darlehenszeitraums 
vorgesehene Rückzahlung erfolgt aus 

Einnahmen, die im Zusammenhang mit 
der Flächenvermarktung entstehen. 
Verbleiben nach Abschluss der Entwick-
lung und der Flächenvermarktung Minde-
rerlöse, werden Teile des Darlehens in 
Zuschüsse umgewandelt. Das Land 
gewährt Zuschüsse von zwei Dritteln der 
Mindererlöse bis zu einer Höchstförde-
rung von 20 Prozent der ausgereichten 
Darlehenssumme. 
Mit dem Programm können Gemeinden 
die oftmals planerisch komplexe und 
finanziell herausfordernde Innenentwick-
lung und die Nachverdichtung städtebau-
licher Leerstellen vermehrt in den Fokus 
nehmen. Das Land federt finanzielle Risi-
ken für die Gemeinden ab.

Integriert denken
Alle drei genannten Förderprogramme 
können kombiniert eingesetzt werden und 
sich damit in ihrer Wirkung ergänzen. 
Energetische Überlegungen gehen Hand 
in Hand mit Ansätzen zur Innenentwick-
lung und der Schaffung hochwertiger 
neuer Wohnquartiere. Gerne unterstützen 
die Wohnquartierslotsen/-innen der IB.SH 
dabei, maßgeschneiderte Lösungsansät-
ze für das jeweilige Quartier unter Nut-
zung des Förderinstrumentariums zu 
entwickeln. 

Die Herausforderungen in der Stadt-, 
Orts- und Quartiersentwicklung sowie im 

Aktivitäten und Veranstaltungen 
rund um das Quartier

Gerhard Petermann, Leiter Wohnquartiersentwicklung / Städtebauförderung 
bei der Investitionsbank Schleswig-Holstein (IB.SH)

Wohnungsbau sind heterogen, dyna-
misch und vielfältig. Die „eine“ Antwort auf 
die Themen gibt es häufig nicht. Deshalb 
ist es gut und wichtig, im Austausch zu 
bleiben.  
Entsprechende Möglichkeiten zum Aus-
tausch bietet das Forum Stadt&Land.SH, 
die gemeinsame Plattform verschiedener 
Akteure aus der Stadt- und Ortsentwick-
lung, den kommunalen Planungsverwal-
tungen, aus Hochschulen und fachpoliti-
schen Verbänden. Das Forum versteht 
sich als offene Plattform, bei der weitere 
Partnerinnen und Partner herzlich willkom-
men sind, Fragen der Stadt- und Ortsent-
wicklung in Schleswig-Holstein zu disku-
tieren und sich fortzubilden. Die IB.SH 
fungiert als Geschäftsstelle.

Gerhard Petermann

Das Forum wird sich für die Fragen der 
Quartiersentwicklung aktiv in das Netz-
werk Bauen und Wohnen des Landes 
Schleswig-Holstein einbringen. 
Im Rahmen des Netzwerkes, des Forums, 
aber auch über Kanäle einzelner Partner 
werden in den kommenden Monaten 
mehrere Veröffentlichungen zu einzelnen 
Aspekten der Quartiersentwicklung er-
scheinen. Ebenso sind Veranstaltungen in 
Planung. Einige der Themen haben wir in 
diesem Schwerpunktheft vorab aufge-
nommen und geben Einblicke in einige 
Leitfäden, Studien, Konzepte wie auch 
Förderangebote:
In den kommenden Wochen wird die 
ARGE einen „Stellplatzleitfaden für Schles-
wig-Holstein“ veröffentlichen und dabei 
Konzepte für den ruhenden Verkehr im 
Kontext von Wohn- und gemischten Quar-
tieren vorstellen.
Bereits beim „Tag der Bauministerin“ auf 
der Nordbau hat die ARGE in Zusammen-
arbeit mit dem Büro KAplus erste Baustei-
ne für die Wärmewende präsentiert. Die 
Veröffentlichung der durch das Land be-
auftragten Studie wird in Kürze erfolgen.
Die Veranstaltung des Landes „Forum 
nachhaltiges Flächenmanagement“ am 
11. November 2022 bildet den Auftakt für 
ein neues Landesnetzwerk Flächenmana-
gement, das den Dialog aller am Thema 
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beteiligten Akteure für zielgerichtete Maß-
nahmen befördern soll. Um die Neuinan-
spruchnahme von Freiflächen bis 2030 
auf unter 1,3 Hektar pro Tag zu verringern, 
unterstützt das Land die Kommunen da-
bei, Brachen, Baulücken und andere 
Flächenpotenziale im Bestand zu identifi-
zieren und diese wieder an den Markt zu 
bringen. 
Das Förderprogramm „Aktiver Bauland-
fonds SH“ ist mit einem Volumen von 100 
Mio. Euro gestartet und unterstützt als eine 

Fördersäule für die Innenentwicklung die 
entsprechenden Bemühungen der Kom-
munen.
Im „Innenstadtprogramm“ des Landes 
werden wir im kommenden Frühjahr im 
Rahmen einer Halbzeitkonferenz die Er-
folge und Herausforderungen im Förder-
programm, insbesondere aber für die In-
nenstädte reflektieren. 
Die vom Forum und dem Städteverband 
initiierten und vom Land geförderten 
Handlungsleitfäden der TH Lübeck rund 

um die Fragen des zukunftsfähigen und 
bedarfsgerechten Wohnraums werden 
ebenso im Frühjahr in einer gemeinsamen 
Fachveranstaltung des Landes zu disku-
tieren sein. In den kommenden Monaten 
wird eine Reihe von Experten-Workshops 
die Erkenntnisse vertiefen, die Sie bereits 
in diesem Heft finden. 
Viele Themen, zu denen Sie jeweils aktuelle 
Informationen auf der Homepage des Fo-
rums finden unter forumstadtundland.sh. 

Die IB.SH betreibt im Auftrag des Landes 
Schleswig-Holstein eine kontinuierliche 
Wohnungsmarktbeobachtung. Darunter 
ist ein Indikatorensystem zu verstehen, das 
systematisch Daten zur Wohnungsnach-
frage, zum Wohnungsangebot und zu 
Marktpreisen sammelt und darstellt. Aus 
diesen Daten lassen sich Erkenntnisse zur 
Struktur und zur Entwicklung von Woh-
nungsmärkten gewinnen, die für die Steue-
rung der Wohnungspolitik herangezogen 
werden können. Die IB.SH veröffentlicht 
regelmäßig aktuelle Marktdaten in Form 
standardisierter Wohnungsmarktprofile.

IB.SH Wohnungsmarktprofile
Wohnungsmärkte sind regionale Märkte. 
Dabei spiegeln administrative Grenzen 

Steuerung braucht verlässliche Daten 
und Informationen 
– Die Wohnungsmarktbeobachtung 
und das Mietenmonitoring der IB.SH

Hilmar Müller-Teut, IB.SH

Hilmar Müller-Teut

nur selten den Orientierungsrahmen von 
Wohnungssuchenden wieder. Stattdes-
sen bilden sich Wohnungsmärkte um ein 
Arbeitsmarktzentrum herum aus. In den 
IB.SH Wohnungsmarktprofilen wird dieser 
funktionale Zusammenhang durch die 
Bildung von 51 Wohnungsmarktregionen 
aufgegriffen und als vorrangige räumliche 
Beobachtungsebene zur Darstellung von 
Marktdaten genutzt. Für größere lokale 
Wohnungsmärkte stehen Daten auf Ge-
meindeebene zur Verfügung. Daten auf 
Kreisebene sind zwar für viele administra-

Abb: Wohnungsmarktregionen in Schleswig-Holstein; Quelle: IB.SH

tive Zwecke anschlussfähig und werden 
daher vorgehalten, weisen aber den Nach-
teil auf, einzelne Wohnungsmärkte zu 
zerschneiden und so kein hinreichend ge-
naues Marktabbild wiederzugeben. Für 
die Darstellung besonderer Wohnungs-
marktlagen wie zum Beispiel Tourismu-
sorte an der Ostseeküste können indivi-
duelle Raumzuschnitte durch Aggregati-
on gebildet werden.
Die Wohnungsmarktprofile umfassen auf 
der Nachfrageseite amtliche Daten der 
Bevölkerungsentwicklung. Dies sind die 
Altersverteilung sowie die Relationen aus 
Geburten- und Sterbefällen (natürlicher 
Saldo) und der Zu- und Fortzüge (Wande-
rungssaldo). Bei der Wanderung wird be-
leuchtet, welche Altersstrukturen und 
Quell- und Zielgebiete dominieren. Die 
demographischen Daten werden ergänzt 
um Auszüge aus der Sozial- und Beschäf-
tigungsstatistik der Bundesagentur für 
Arbeit. Diese Daten geben Hinweise, ob 
eine besondere Bedarfslage in Hinblick 
auf die Nachfrage nach preisgünstigem 
Wohnraum besteht. Auf der Angebotssei-
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te stehen differenzierte Wohnungsbe-
standsdaten und die Informationen über 
die Bautätigkeit zur Verfügung. Hierzu 
gehört auch die Darstellung des sozial 
geförderten Wohnraums, künftig auslau-
fender Bindungen und der Förderintensi-
tät in der Sozialen Wohnraumförderung 
vorangegangener Jahre. Auf der Markt-
seite greifen die Wohnungsmarktprofile 
Ergebnisse aus dem IB.SH Mietenmoni-
toring auf.

IB.SH Mietenmonitoring
Das IB.SH Mietenmonitoring stellt inner-
halb der Wohnungsmarktbeobachtung ein 
eigenes Instrument dar, das auf Basis von 
Rohdaten die Auswertung von Angebots-
preisen auf den schleswig-holsteinischen 
Mietmärkten ermöglicht. Konkret werden 
die Mietangebote, zu denen Wohnungen 
in Schleswig-Holstein angeboten werden, 
erfasst und entsprechend ausgewertet. 
Ziel des Monitorings ist es, den Mietmarkt 
ausgewogen in seiner Anbieterstruktur 
und räumlichen Abdeckung zu beschrei-

ben. Dies gewährleistet das methodische 
Vorgehen. Zum einen wird eine umfassen-
de Datenbasis genutzt und zum anderen 
sorgt eine intensive Datenaufbereitung für 
eine konstant hohe Qualität. 
Für die Datenbasis wird auf drei verschie-
dene Datenquellen zurückgegriffen: die 
Plattformdaten der Immobilien Scout 
GmbH, die Preissammlung der Value AG 
und Direktlieferungen aus der Wohnungs-
wirtschaft. Durch diesen Dreiklang kön-
nen Datenlücken geschlossen und ver-
zerrungsfreie Marktpreise errechnet wer-
den. Die Marktabdeckung erreicht dabei 
rund 85 Prozent der zur Vermietung ange-
botenen Wohnungen. Die Zulieferungen 
aus der Wohnungswirtschaft stellen eine 
wesentliche Erfolgskomponente des Mie-
tenmonitorings dar: Die Ausgewogenheit 
in der Anbieterstruktur sichert die breite 
Akzeptanz des Instruments in der Politik 
und Wohnungswirtschaft.
Um eine hohe Datenqualität zu erreichen, 
wird aus den Rohdaten eine duplikatsfreie 
Datengrundlage hergestellt und auf Plausi-

bilität und fehlende Informationen geprüft. 
Die Analyse der Daten fokussiert auf die 
Darstellung der Preise und der Struktur 
des Wohnungsangebots. Somit sind 
Veränderungen in der Angebotsqualität 
auch immer in den Auswertungen enthal-
ten und werden – anders als beim hedoni-
schen Preisindex – nicht herausgerech-
net. Die hohe Fallzahl ermöglicht Rück-
schlüsse auf Veränderungen in der 
Menge angebotener Wohnungen. Damit 
beschreibt das Mietenmonitoring mehr 
als nur Preise. Es reflektiert stets das 
tatsächlich vorhandene Wohnungsange-
bot in den regionalen Märkten.
Das Zusammenspiel aus amtlichen Da-
ten, Förderstatistik und dem Mietenmoni-
toring bietet eine mehrschichtige und 
verlässliche Datengrundlage zur Ein-
schätzung schleswig-holsteinischer 
Wohnungsmärkte.
Die Wohnungsmarktprofile können kos-
tenfrei bei der IB.SH bezogen werden. 
Weitere Informationen finden sich unter 
www.ib-sh.de/wohnungsmarkt

1.  Entstehungsgeschichte
Die DiakonieStiftung Schleswig-Holstein ist 
eine rechtlich selbstständige Stiftung und 
wurde im Jahre 2006 errichtet. Im Laufe 
einer dynamischen Entwicklung – verbun-
den mit einem beachtlichen Wachstum 
des Vermögens – wurden auch unselbst-
ständige Treuhandstiftungen unter dem 
Dach der Diakonie-Stiftung gegründet und 
in der Folge verwaltet. 
Der Vorstand des Vereins HEMPELS e.V. 
ist vor einigen Jahren mit der Bitte um 

Wohnen für Menschen mit 
besonderen Bedarfen 

Bernd Hannemann, Vorstand der DiakonieStiftung Schleswig-Holstein

Warum beschäftigt sich die DiakonieStiftung Schleswig-Holstein mit dem 
Thema Wohnen für Menschen mit besonderen Bedarfen?

Bernd Hannemann

Unterstützung bei der Errichtung einer 
Treuhandstiftung und der anschließenden 
treuhänderischen Verwaltung dieser Stif-
tung an uns herangetreten. So wurde die 
HEMPELS-Stiftung im Jahr 2014 errichtet, 
mit dem vorrangigen Ziel, bezahlbaren 
Wohnraum für wohnungslose Menschen 
zu fördern bzw. zu schaffen. Seit diesem 
Zeitpunkt waren wir mit diesem Ziel ge-
meinsam unterwegs und es war für uns 
als Diakonie selbstverständlich, dieses 
drängende Thema nachhaltig zu unter-
stützen. Der Vorstand des Vereins HEM-
PELS e.V. hat zu dieser strategischen 
Ausrichtung beigetragen und uns über die 
Zusammenarbeit in der HEMPELS-Stif-
tung bestärkt.

2. Ausgangslage
Menschen in besonderen sozialen Le-
benslagen finden ohne Hilfe kaum geeig-
neten und bezahlbaren Wohnraum. Der 
Wohnungsmarkt ist für diese Zielgruppe 
verschlossen und wenn wir über sozialen 
Wohnungsbau reden, dann muss unbe-
dingt differenziert werden, denn die Men-
schen, die wir als Diakonie im Blick haben, 
werden nicht durch den Markt versorgt. 

Das ist Anlass zur Sorge und die jetzige 
Krise hat die Situation weiter verschärft.
Wir reden über Menschen, die mit erhebli-
chen Vermittlungshemmnissen zu tun ha-
ben, das sind wohnungslose Menschen, 
Haftentlassene, Frauen aus Frauenhäusern, 
es können aber auch Alleinerziehende, 
Migranten und Migrantinnen und Geflüchte-
te sein, die sich in besonderen Lebenslagen 
befinden und nur sehr schwer Zugang zu 
adäquatem Wohnraum erhalten. 
Für diese Zielgruppen ist sowohl der 
Zugang zu angemessenem Wohnraum 
als auch der Verbleib in einer Wohnung 
nicht selbstverständlich. 
Selbst die oft beschriebene Durchmi-
schung von Wohnquartieren wird ohne 
verlässliche und begleitende Strukturen 
wenig Raum schaffen für Menschen in 
besonderen sozialen Lebenslagen. Wohn-
begleitende Hilfen und inhaltliche Ansätze 
wie z.B. das „housing first“ sehen wir als 
notwendige Voraussetzung für die Ent-
wicklung stabiler Wohnräume.
Neben der sozialen Begleitung ist eine 
hinreichende Förderung unabdingbar, um 
vor allem gemeinnützige Träger in die 
Lage zu versetzen, diese komplexen Vor-
haben realisieren zu können.
Mit der neuen Förderrichtlinie des Innen-
ministeriums zur Förderung von Wohn-
raum für Menschen mit besonderen Be-
darfen (IM SH 12.2020) ist ein erster wich-
tiger Schritt getan und wir sind sehr erfreut 
über diese Entwicklung. 

3. Was ist das Ziel?
Als Diakonie sind wir in vielfältiger Weise 
mit dem Thema Wohnen befasst. 
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Die Begleitung und Beratung von Men-
schen in besonderen Lebenslagen gehört 
zu den Kernaufgaben diakonischen Wir-
kens.
Die fatale Ausgangslage, dass es kaum 
bezahlbaren Wohnraum für die oben 
beschriebenen Zielgruppen in Schleswig-
Holstein gibt, hat uns als Diakonie-Stif-
tung zu der Entscheidung geführt, dass wir 
in diesem existenziellen Bereich der Teilha-
be Verantwortung übernehmen wollen.
Wir werden allein keine grundlegende 
Veränderung der Lage erreichen, aber wir 
können einen Impuls setzen und zeigen, 
dass es auch in diesem komplexen 
Umfeld möglich ist, in Kooperation mit 
interessierten Beteiligten Verbesserung 
anzustoßen. 
So werden wir selbst – auch in Kooperati-
on mit der HEMPELS-Stiftung einige 
Bauvorhaben starten – die Beispiel dafür 
geben sollen, was notwendig und mög-
lich ist. Zwingende Voraussetzung für das 
Gelingen dieser Projekte ist die enge und 
konstruktive Kooperation mit den beteilig-
ten Kommunen, den begleitenden sozia-
len Diensten, den beteiligten Institutionen 
(IM-SH, IB.SH und der Arbeitsgemein-
schaft für zeitgemäßes Bauen) zur Schaf-
fung der baulichen Voraussetzungen und 
der Fördervoraussetzungen.
Wir erhalten sehr viel Zuspruch und insbe-
sondere dort, wo kommunales Interesse 
besteht, spüren wir einen wohltuenden 
Rückenwind. 
An den Standorten Kiel und Schleswig 
sind die Vorbereitungen schon sehr weit 
fortgeschritten und wir hoffen, im Frühjahr 
2023 mit den jeweiligen Bauvorhaben 
beginnen zu können.
Neben der Schaffung von Wohnraum ist 
natürlich der folgende laufende Betrieb 
von großer Bedeutung. Ein weiteres wich-
tiges Ziel unserer Bemühungen ist die 
Sicherung eines nachhaltigen Betriebes 
dieser Vorhaben mit unseren beteiligten 
Mitgliedseinrichtungen.
Trotz der aktuell schwierigen Situation am 
Baumarkt, hoffen wir auf die weitere 
Unterstützung bei der Realisierung dieser 
Vorhaben. 

4. Mission investing
Die Vermögensverwaltung unserer Stif-
tung war bisher geprägt durch die Anlage 
am Kapitalmarkt und durch direkte Inves-
titionen im klassischen Immobilienbe-
reich, um jeweils Erträge aus der Kapital-
anlage und der Vermietung von Immobi-
lien zu erzielen. Aus diesen Erträgen und 
den laufenden Zuwendungen speisen 
sich die Förderaktivitäten der Stiftung.
Mit dem Einstieg in das soziale Invest-
ment zur Schaffung von Wohnraum ist 
eine Veränderung der bisherigen Vermö-
gensverwaltung verbunden. 
Der gezielte Einsatz von Vermögen einer-
seits als Sicherheit aber auch als Eigen-
mittel zur Finanzierung der Vorhaben be-

deutet eine Erweiterung der Perspektive in 
der Vermögensverwaltung. Wir verbinden 
mit dieser Neuausrichtung eine Mission 
und wollen damit einen Beitrag leisten zur 
Schaffung von bezahlbarem Wohnraum. 
Das Vermögen wird bei dieser Verwen-
dung – neben einer geringen klassischen 
Rendite – vor allem eine soziale Rendite 
erzielen. Ganz im Sinne einer nachhalti-
gen Verwendung von Ressourcen sehen 
wir den verantwortlichen Umgang mit Ver-
mögen hier sehr gerechtfertigt. Die soge-
nannten ESG-Kriterien liefern ergänzende 
Argumente für unser Handeln. 
Voraussetzung für diese Neuausrichtung 
war ein intensiver Beratungs- und Ent-
scheidungsprozess in unserer Organisa-

tion. Die institutionelle Voraussetzung ha-
ben wir gemeinsam im Vorstand der 
Diakonie-Stiftung, mit unserem Aufsichts-
gremium und den begleitenden beraten-
den Institutionen geschaffen. 
Die Verwaltung von Vermögen – auch in 
der klassischen Form – ist grundsätzlich 
nicht ohne Risiken und auch vor diesem 
Hintergrund sind wir der Auffassung, dass 
eine nachhaltige Vermögensverwaltung 
unbedingt soziale Wirkung (Rendite) be-
rücksichtigen sollte.

5. Statusbericht  – konkrete Beispiele
Bauvorhaben in Kiel – Errichtung von 9 
Wohnungen (gemeinsam mit der HEM-
PELS-Stiftung)
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Bauvorhaben in Schleswig – Errichtung 
von 15 Wohnungen mit der Integration 
ordnungsrechtlicher Unterbringung in 5 
Wohnungen

6. Fazit und Ausblick
Um für diese Zielgruppen, die auf dem 
klassischen Wohnungsmarkt keine Chan-
ce haben, zu einer nachhaltigeren Schaf-
fung von Wohnraum zu gelangen, sind 
besondere Maßnahmen der Förderung 
notwendig. 
Die im Dezember 2020 verabschiedete 
Richtlinie zur Förderung von Wohnraum 
für Menschen mit besonderen Bedarfen 
ist ein erster wichtiger Schritt in die richtige 
Richtung.

Dieses Programm muss verlängert und 
erweitert werden; die Laufzeit sollte min-
destens um weitere 10 Jahre verlängert 
werden und erst nach diesem Zeitraum 

sollte es eine umfassende Auswertung 
zur Wirkung dieser Förderung geben. Die 
Fördermöglichkeiten sind gut und ange-
messen. Was dringend flexibilisiert wer-
den muss, sind die Regelungen zur Höhe 
der Baukosten. Die aktuelle Entwicklung 
der Baukosten könnte notwendige Vorha-
ben gefährden. Es muss geprüft werden, 
ob der Wohnungsbau für besondere Be-
darfsgruppen, der für eine rein marktwirt-
schaftliche Betrachtung nicht geeignet ist, 
einen besonderen – gemeinnützigen – 

Status zuerkannt bekommt. Bauvorha-
ben, die in diesem Sinne gemeinnützigen 
Zwecken und vor allem den besonders 
bedürftigen Zielgruppen – im Sinne der 
Daseinsvorsorge – dienen, sollten einen 
vorrangigen Status auf allen Ebenen 
erhalten. So dass es gemeinnützigen Trä-
gern erleichtert wird, diese besonderen 
Maßnahmen in einem unterstützten Ver-
fahren mit bevorzugten Rahmenbedin-
gungen zu realisieren. Das können z.B. 
geförderte Grundstückspreise sein, eine 
nachhaltige Unterstützung durch die je-
weiligen Kommunen und weitere Behör-
den, die im Bauverfahren und der Umset-
zung erwünschter Maßnahmen wichtig 
sind. Es sollte ein beschleunigtes Verfah-
ren mit einer Vorrangstellung möglich 
sein.
Wir haben derzeit dennoch günstige 
Rahmenbedingungen zur Schaffung von 
bezahlbarem Wohnraum für Menschen in 
besonderen Lebenslagen. Dazu zählen 
eine attraktive Förderkulisse und die wach-
sende Bereitschaft von Kommunen, die 
erforderlichen Bedingungen für die indivi-
duellen Vorhaben zu schaffen. Besonders 
bemerkenswert ist die sehr konstruktive 
Haltung bei den beteiligten Institutionen. 
Jetzt ist die Zeit günstig, um die geplanten 
Maßnahmen zu realisieren; die Bedingun-
gen waren lange nicht mehr so gut und wir 
sollten als gemeinnütziger Sektor all unse-
re Fähigkeiten nutzen, um beispielhafte 
Wohnvorhaben in diesem Segment zu 
realisieren.
Insbesondere die Kombination des „hou-
sing first-Ansatzes“ mit den Erfordernis-
sen der ordnungsrechtlichen Unterbrin-
gung ist geeignet, um Synergien zu nut-
zen. 
Unter Berücksichtigung der mittelfristigen 
Zielsetzung, dass bis zum Jahre 2030 die 
Wohnungslosigkeit in Europa und damit 
auch in Deutschland beendet sein soll, ist 
freie Fahrt für geeignete gemeinnützige 
Projektvorhaben dringend notwendig. 
Auch baurechtliche Hürden müssten u.E. 
auf den Prüfstand, um dieses große Ziel 
nicht zu verfehlen; so sollte der ländliche 
Raum und vor allem der so genannte 
Außenbereich nicht per se für gemeinnüt-
zige Bauvorhaben ausgeschlossen blei-
ben. Im Sinne einer Güterabwägung 
müssen Kompromisse möglich sein. 
Unsere bisherigen Erfahrungen zeigen, 
dass es weiterhin nur sehr mühsam vor-
angeht und wir dringend beschleunigte 
Prozesse benötigen. 
Die Schaffung von bezahlbarem Wohn-
raum – insbesondere für Menschen mit 
besonderen Bedarfen – ist eine gemein-
same Aufgabe und wird nur in der Koope-
ration mit allen beteiligten Institutionen 
gelingen. Wir wollen unseren möglichen 
Anteil dazu leisten und hoffen auf Rücken-
wind.
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Der Kanzler spricht von Zeitenwende – die 
wünschten sich die Kommunen im ländli-
chen Raum auch! Allerdings in einem 
gänzlich anderen Sinne! Noch nie lastete 
der Druck der Veränderungen so stark auf 
den Schultern der Gemeinden wie heute. 
Die Vielzahl der politisch gewollten und 
aus diesem Betrachtungswinkel gewiss 
auch erforderlichen „Wenden“, gewünsch-
ten Entbürokratisierungseffekten – hier 
wird es schon nahezu grotesk, Maßnah-
men zur verbesserten Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf oder zur Modernisierung 
der Verwaltung in „smarten, digitalen Zei-
ten“, führen am „Ende der Nahrungskette“, 
nämlich bei den Gemeinden im ländlichen 
Raum und ihren Verwaltungen, in immer 
kürzeren Zeitabständen zu enormen Stei-
gerungen kommunaler Aufgaben und 
Erwartungen. All das geschieht aktuell 
unter dem Eindruck einer seit über zwei 
Jahren andauernden Pandemie und eines 
Krieges in Europa mit weitreichenden 
Folgen auch für die Menschen hier vor Ort, 
für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, 
für die Industrie sowie den wirtschaftlichen 
Mittelstand und nicht zu vergessen – auch 
für die kommunale Familie in Schleswig-
Holstein. Hierfür können einige Beispiele 
exemplarisch benannt werden:

1. Wärmewende:
Die beschlossenen Klimaziele und gewis-
sermaßen als Transmissionsriemen auch 
die Folgen des Krieges im Osten Europas, 

Es droht die Überforderung des 
politischen Ehrenamtes und der 
kommunalen Verwaltungen im 
ländlichen Raum!

„You never walk alone“ ?

Ralf Feddersen, Amtsdirektor des Amtes Haddeby

Ralf Feddersen

machen es dringend notwendig, dass die 
Wärmeversorgung der Wohngebäude 
auch im ländlichen Raum weg vom Gas 
hin zu erneuerbaren Energieträgern umge-
stellt wird. Die in diesem Zusammenhang 
vom Bundeswirtschaftsminister vorge-
schlagene „Wärmepumpenoffensive“ 
wird allerdings schon an der Verfügbarkeit 
der notwendigen Geräte (Lieferzeiten von 
bis zu 1,5 Jahren sind im Gespräch) sowie 
der erforderlichen Fachkräftekapazität 
schnell an Grenzen stoßen. Effizienter 
scheint daher der Ausbau lokaler Wärme-
netze z.B. über das Instrument der Quar-
tierskonzepte. Eine Wärmewende ist auf 
politischer Ebene natürlich schnell be-
schlossen, sie in unseren Gemeinden 
dann umzusetzen ist dagegen eine noch 
ganz andere Herausforderung (Quartiers-
konzept, Machbarkeitsstudie (!), Bürger-
beteiligung, Wärmequelle festlegen, Wär-
menetz planen, Fördermittel identifizieren 
– Richtlinien beachten – Mittel beantra-
gen, Auftragsvergaben, Wärmenetz bau-
en, Fördermittel abrufen – korrekte Ver-
wendung nachweisen, ggf. Gesellschafts-
gründung etc.). All dies beansprucht 
enorm viel Zeit und erhebliche personelle 
Ressourcen sowohl im politischen Ehren-
amt als auch in der hauptamtlichen Ver-
waltung!

2. Energiewende:
Aus gleichen Gründen ist auch die Strom-
versorgung möglichst schnell auf erneu-
erbare Energiequellen umzustellen. Der 
Krieg hat auch hier die Notwendigkeiten 
nochmals beschleunigt! In einem Oster-
paket – nicht zu verwechseln mit einem 
Ostergeschenk – beschert uns der Bund 
sein Ausbauziel für Solaranlagen bis zum 
Jahre 2030 mit einer Gesamtleistung von 
215 GW. Auf Schleswig-Holstein runterge-
brochen bedeutet dies eine jährliche Aus-
bauleistung von etwa 600 MW, etwa die 
Hälfte davon über FreiflächenPV-Anlagen. 
Will man diese Anlagen im Gemeindege-
biet zulassen, bedeutet dies für die Ge-
meindevertretungen und Ämter zunächst 
einmal: Identifizierung von Eignungs- und 
Potentialflächen, übergemeindliche Ab-
stimmungsprozesse, F-Plan-Änderun-
gen, B-Plan Aufstellungen, Bürgerbeteili-
gung sowie ggf. die Gründung einer Ener-

giegenossenschaft oder Energiegesell-
schaft. All dies beansprucht enorm viel 
Zeit und erhebliche personelle Ressour-
cen sowohl im politischen Ehrenamt als 
auch in der hauptamtlichen Verwaltung!

3. Verkehrswende:
Vor dem Hintergrund des Klimawandels 
spielt der Verkehrssektor eine herausra-
gende Rolle. Auch hier droht der ländliche 
Raum auf dem Abstellgleis zu landen. Wer 
kann schon absehbar bei vertretbarem 
„Komfortverlust“ auf dem Lande auf das 
eigene Fahrzeug verzichten? Wie schnell 
kann dagegen ein ÖPNV, dessen Busse 
derzeit oft nur 2 - 3 x  täglich eine Gemein-
de ansteuern oder aber auch als sog. 
„Geisterbusse“ völlig ohne Fahrgäste un-
terwegs sind, hin zu einem modernen, 
klimaneutralen und bedarfsgerechten 
Personennahverkehr als adäquate Er-
satzlösung optimiert werden? Mitfahrbän-
ke allein werden die Probleme nicht lösen! 
Mindestens bis dahin sehen sich die ge-
meindlichen Akteure auch in diesem Sek-
tor einer enormen Erwartungshaltung 
gegenüber: Ausbau der öffentlichen Lade-
säuleninfrastruktur, Umstellung der ge-
meindlichen Fuhrparke auf Elektromobili-
tät, Mitwirkung bei der Schaffung von E-
Car-Sharing-Angeboten usw. All dies bean-
sprucht Zeit und erhebliche personelle 
Ressourcen sowohl im politischen Ehren-
amt als auch in der hauptamtlichen Verwal-
tung!

4. Krieg in der Ukraine:
Seit dem verbrecherischen Überfall Russ-
lands auf die Ukraine befinden sich 
bekanntermaßen Millionen Ukrainerinnen 
und Ukrainer auf der Flucht. Davon haben 
bislang etwa 1 Million Menschen Sicher-
heit und Unterkunft in Deutschland gefun-
den. Die Möglichkeiten einer dezentralen 
Unterbringung der Kriegsvertriebenen so-
wie der weiteren Asylbewerber haben in 
den Gemeinden und Ämtern ihre Grenze 
erreicht bzw. in Teilen auch schon über-
schritten. Die Zeiger der Uhr stehen hier 
bereits auf 12, eher nach 12! Die enorme 
Unterstützungsbereitschaft ehrenamtli-
cher Helferinnen und Helfer und auch 
privater Unterkunftsgeber ist seit Kriegs-
ausbruch bis heute wieder deutlich zu-
rückgegangen. Die Begleitung der Ver-
triebenen z.B. bei Behördengängen, zum 
Arzt, in die Kita oder zur Schule, lastet mitt-
lerweile vielfach ausschließlich auf haupt-
amtlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern der örtlichen Verwaltungen. Ehren-
amtliche Flüchtlingslotsen sind oft fru-
striert, überfordert und vielfach einfach 
nicht mehr da.
Für die kommenden Monate müssen sich 
die Gemeinden und Ämter ernsthaft mit 
der Frage beschäftigen, ob Gemein-
schaftsunterkünfte in öffentlichen/sozia-
len Einrichtungen, in Dorfgemeinschafts-
häusern oder gar Turnhallen oder auch 
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umgebauten Lagerhallen vorbereitet und 
belegt werden müssen. Welche Wirkun-
gen damit für das gesellschaftliche Leben 
vor Ort verknüpft sind ist aktuell überhaupt 
nicht absehbar. Hier besteht ernsthaft 
eine Gefahr für den gesellschaftlichen Zu-
sammenhalt!  
Die als Kriegsfolge geradezu gigantisch 
gestiegenen Gas- und Strompreise wer-
den die Gemeinden und Ämter als Ver-
braucher ebenso treffen wie die Bürgerin-
nen und Bürger, Handel und Gewerbe. 
Durch den Zwang zu Sparmaßnahmen 
und der Bindung von deutlich mehr Haus-
haltsmitteln für die Begleichung der Ener-
giekosten werden Projekte und Angebote 
z.B. der Daseinsvorsorge, der Kultur, der 
Digitalisierung, zur Freizeitgestaltung 
oder für den Klima- und Artenschutz bes-
tenfalls nur eingeschränkt. Die Gestal-
tungsspielräume der kommunalen Ent-
scheidungsträger werden weiter verengt. 
Das politische Ehrenamt wird hierbei in 
vielfältiger Weise gefordert sein. Keine 
Aufgaben mit Spaßfaktor!
Einhergehend mit den Verwerfungen in 
der Energieversorgung steigt zudem die 
Sorge von flächendeckenden Ausfällen 
bei Strom und/oder Gas, dem sog. Bla-
ckout. Danach gefragt, ob es hierfür auf 
der Ebene der Unteren Katastrophen-
schutzbehörden Vorkehrungen oder Maß-
nahmenpläne gäbe, die in einem solchen 
Fall zur Anwendung kommen können, 
erntet man zunächst einmal Schulterzu-
cken und die wenig befriedigende Ant-
wort, dass hierfür originär die Gemeinden 
und Ämter zuständig seien, obwohl eine 
Planungshilfe des Innenministeriums zur 
Folgenbewältigung am Beispiel Strom-
ausfall vom Dezember 2014 sich originär 
an die Unteren Katastrophenschutzbe-
hörden richtet. Auch hier werden also die 
Gemeinden und Ämter erheblich belastet. 
Sich jetzt unter Druck all diesen Aufgaben 
zu widmen, erfordert ebenfalls eine hohe 
psychische Belastbarkeit und sowie ver-
mehrte personelle Ressourcen, sowohl im 
politischen Ehrenamt als auch in der 
hauptamtlichen Verwaltung!

5. Digitalisierung:
Schon seit Jahren bestimmt das Thema 
„Digitalisierung“ die kommunalpolitische 
und administrative Agenda. Auch hier 
obliegt es in besonderer Weise den 
Gemeinden vor Ort, erhebliche Versäum-
nisse vergangener Jahre und Jahrzehnte, 
durch eine über viele Jahre fehlgeleitete 
Digitalisierungsstrategie des Bundes, ver-
lorenes Terrain gegenüber anderen euro-
päischen Nationen aufzuholen. In Schles-
wig-Holstein haben sich die Kommunen 
mit Unterstützung des Landes in beispiel-
loser Weise und hoher Geschwindigkeit 
dieser Aufgabe gestellt, um mit dem Bau 
kommunaler Glasfasernetze eine flächen-
deckende Versorgung mit breitbandigem 
Internet sicherzustellen. Diese übertra-

gungssicheren Netze sind die unabding-
bare Voraussetzung für die anstehende 
Umsetzung des Online-Zugangsgeset-
zes, Smart City / Smarte Grenzregion, 5/6 
G – Mobilfunkstandards, autonomes Fah-
ren oder telemedizinische Möglichkeiten 
und nicht zuletzt für funktionierendes 
Homeoffice – und zwar ausdrücklich auch 
„von der letzten Milchkanne aus“. Es ist 
vor allem den kommunalen Verantwor-
tungsträgern und den Amtsverwaltungen 
zu verdanken, das Schleswig-Holstein im 
Bundesgebiet mit Abstand aktueller Spit-
zenreiter beim Glasfaserausbau ist.  All 
dies beansprucht aber eben auch viel 
Zeit, erhebliche personelle Ressourcen 
sowohl im politischen Ehrenamt als auch 
in der hauptamtlichen Verwaltung!

6. Steigende gesellschaftliche 
Erwartungshaltung 
– steigende Standards – drei Beispiele:

Kita:
Es war aus kommunaler Sicht absehbar, 
dass das zum 1. Januar 2020 in Kraft ge-
tretene Kita-Reform-Gesetz die Kommu-
nen und Kreises, aber auch die freien Trä-
ger vor enorme Herausforderungen stel-
len würde. Ein Gesetz, das ein Standard-
Qualitäts-Kosten-Modell, kurz SQKM, 
zum Maß aller Dinge macht, mit Rechts-
anspruch für Kinder auf Förderung von 
Geburt an bis zum Schuleintritt, mit deut-
lich verringerten Gruppengrößen bei 
gleichzeitig gestiegenem Fachkraft-Kind-
Schlüssel, das alles bei einem eklatanten 
aber durchaus bekannten Fachkräfte-
mangel unter Erzieherinnen und sozial-
pädagogischen Assistenten – all das 
konnte nur zu erheblichen Problemen in 
der Umsetzung führen. Das Versprechen 
einer Kostenreduzierung für die Gemein-
den ist eine Farce, da diese Annahme 
keinesfalls berücksichtigt, dass die Ge-
meinden vielerorts in zusätzliche Kapazi-
täten investieren müssen, Fördermittel 
stehen indes kaum zur Verfügung, an an-
deren Stellen kündigen freie Träger die 
Schließung von Gruppen an, weil ihnen 
schlicht die Fachkräfte für die Aufrechter-
haltung von Kita-Gruppen fehlen. Tun sie 
dies nicht, werden ihnen die Mittel gestri-
chen. Und was wird dann aus dem 
Rechtsanspruch der Kinder? Dass unter 
dem Eindruck der Ukraine-Krise und trotz 
Corona die Gruppengrößen im Regelbe-
trieb wieder auf 25 Kinder angehoben 
werden konnten, kann indes nur noch 
verwundern! Eine neu eingeführte Finan-
zierungsdrehscheibe auf der Ebene der 
Kreise hat dort u.a. auch erst einmal  er-
heblich mehr Personal – mehr Bürokratie 
(?) – notwendig gemacht. Und wofür? 
Aktuell werden unter dem Entlastungsge-
sichtspunkt für Eltern Kita-Beiträge redu-
ziert – einhergehend – man ahnt es – mit 
einem erheblichen Bürokratieaufwand! 

Grundschule:
Um dem Ganzen noch die Krone aufzu-
setzen, beschließt der Deutsche Bundes-
tag noch schnell im September 2021, also 
in der letzten Sitzung der vergangenen 
Legislaturperiode, den Rechtsanspruch 
von Grundschulkindern auf Ganztags-
betreuung ab 2026. Diese Rechtsände-
rung wird nicht nur die vielen offenen 
Ganztagsschulen bis zum Jahr 2030 in 
einen verpflichtenden Ganztagsschulbe-
trieb überführen, sondern alle! Wer sich 
schon einmal mit diesem Thema ausei-
nandergesetzt hat wird schnell feststellen, 
dass sich allein hieraus für die Gemeinden 
enorme Probleme ergeben können bzw. 
werden. Reichen die vorhandenen Raum-
kapazitäten in der/den bestehenden 
Grundschule/n hierfür noch aus? Wie wird 
das Mittagessen organisiert, muss eine 
Mensa gebaut werden, wenn ja wie groß? 
Muss die Schule evtl. komplett neu ge-
baut werden? Welche fachlichen Anforde-
rungen werden an das Betreuungsperso-
nal gestellt? Was geschieht mit vorhande-
nen Strukturen, z. B. bestehenden Betreu-
ungsvereinen? Welche Auswirkungen hat 
ein Ganztagsschulbetrieb auf die Kinder- 
und Jugendarbeit in örtlichen Sport- und 
Musikvereinen? Ach ja: Fördermittel für 
Erweiterungs- oder Neubauvorhaben 
nicht in Sicht! Viele Fragen, mit denen sich 
das politische Ehrenamt und die Verwal-
tung intensiv befassen müssen, auch 
nicht wirklich vergnügungssteuerpflichtig!
Von Schulsozialarbeitern ist weiter zu 
hören, dass sich deren Interventions- und 
Präventionsarbeit in der jüngeren Vergan-
genheit deutlich ausgeweitet hat. Dies 
kann zwar auch, aber eben nicht aus-
schließlich, auf die Folgen der Corona-
Pandemie zurückgeführt werden. Mittel-
fristig könnte daher auch hier mit einer 
notwendigen Ausweitung des Angebotes 
gerechnet werden.

Freiwillige Feuerwehr:
Steigende Anforderungen an die Ausbil-
dung der freiwilligen Feuerwehrkamera-
dinnen und Kameraden, von der Grund- 
und Truppführer-Ausbildung, über Atem-
schutzgeräteträger und andere Spezial-
ausbildungen, bis hin zur taktischen und 
administrativen Ausbildung von Einheits- 
und Gemeindewehrführungen, erhöhen 
bei vielen potentiellen „Einsteigern“ die 
Hemmschwelle zum Eintritt in die Wehren. 
Hinzu kommt die fortschreitende demo-
grafische Entwicklung. Über kurz oder 
lang wird es deutlich zu Tage tretende Mit-
gliederprobleme in den Wehren geben.
Schon mal etwas von „Schwarz-Weiß-
Trennung“ gehört? Nach diesem Hygie-
ne-Prinzip sind seit geraumer Zeit nicht 
nur Maßnahmen bei der Einsatzplanung, 
der Beschaffung von Gerätschaften und 
Einsatzmitteln, das Verhalten von Einsatz-
kräften an der Einsatzstelle, sondern ins-
besondere auch die baulichen Voraus-
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setzungen in Feuerwehrgerätehäusern 
neu zu denken – und zu bauen!
Nicht zuletzt sind die gemeindlichen Feu-
erwehren – mehr denn je – zu den tragen-
den Säulen des Katastrophen- und Zivil-
schutzes im Lande geworden, nachdem 
insbesondere der Bund durch die „gefühl-
te“ Einstellung der früher üblichen zusätz-
lichen Ausstattung der örtlichen Ebene 
mit Ergänzungs- und Verstärkungseinhei-
ten, heute nahezu unsichtbar geworden 
ist. Auch hierdurch hat sich der kommu-
nale Ausstattungsumfang, insbesondere 
sog. Schwerpunkt-Feuerwehren, deutlich 
erhöht – zur Kostenlast der betroffenen 
Gemeinden und das sind eben nicht nur 
zentrale Orte! 

7. Europäische Normen:
Einen erheblichen administrativen und 
kommunalpolitischen Aufwand erfordern 
mittlerweile auch die sicher stets gut 
gemeinten Förderprogramme der Euro-
päischen Union, die insbesondere über 
die AktivRegionen sowie das LLUR an die 
Gemeinden herangetragen werden. Pro-
gramme, die aber in der Regel erst einmal 
„Grundsätzliches“ bei den Antragstelle-
rinnen voraussetzen. Die Zauberworte 
hier heißen Machbarkeitsstudie oder 
auch Orts-(kern)entwicklungskonzept 
oder Amtsentwicklungskonzept. Die 
Sinnhaftigkeit konzeptioneller Planungen 
wird nicht grundsätzlich in Frage gestellt, 
obschon sich deren Ziele, die sich im 
Wesentlichen an den jeweiligen Entwick-
lungsstrategien der AktivRegionen zu 
orientieren haben, doch oft sehr ähneln. 
Sie binden aber erhebliche Ressourcen 
an Zeit, Personal und Finanzmitteln, so-
wohl hauptamtlich als auch im Ehren-
amt. Zeit, die gerade im Kontext von 
Klimawandel, Wärme- und Energiekon-
zepten sowie parallel zu entwickelnder 
Bauleitplanungen immer kostbarer wird. 
Darüber wachsen auch geeignete Pla-
nungsbüros, ohne deren fachliche Unter-
stützung die Gemeinden gar nicht aus-
kommen können, nicht vom Himmel. 
Die aufwendigen Anforderungen an ord-
nungsgemäße Auftragsvergaben, deren 
Umfang durch Überschreiten entsprechen-
der Schwellenwerte bestimmt wird sowie 
die einen schlanken und zügigen Verwal-
tungsverfahren oftmals entgegenstehen-
den Anforderungen der Datenschutz-
grundverordnung, seien hier nur noch 
einmal der Vollständigkeit halber erwähnt. 
 
8. Bürokratische Gebirgslandschaften:
Und als gäbe es nicht schon genug zu 
bewältigen in einer unglaublich fordern-
den Zeit von Pandemie und Krieg in Euro-
pa sowie dem Klimawandel, haben sich 
die Verwaltungen so „gewichtigen“ The-
men wie der Grundsteuerreform zu wid-
men, die aktuell in der Liegenschaftsver-
waltung einen enormen Personalaufwand 
für die Grundsteuervoranmeldungen über 

das Portal „Elster“  für die Liegenschaften 
der Ämter und amtsfreien Gemeinden 
einfordert. Und auch in der Bevölkerung 
führt dieses Projekt zu hohem Beratungs-
bedarf, der ebenfalls in hohem Maße 
durch die Amtsverwaltungen geleistet 
wird, während sich die Finanzämter hinter 
dem „Elster-Portal“ verstecken.  
In eine ähnliche Richtung zielt weiterhin 
die Umsetzung des § 2b UStG, die ab 
dem 1. Januar 2023 erst einmal für sehr 
viel zusätzliche Arbeit in den finanzwirt-
schaftlichen Abteilungen der Amts- und 
Gemeindeverwaltungen führen, aber 
auch das Ehrenamt mit zusätzlicher Arbeit 
versorgen wird.
Es ist zudem nicht recht plausibel nach-
vollziehbar, warum zwar die Corona-Pan-
demie einen Aufschub der Umsetzung 
dieser Regelung bewirken konnte, die 
jetzige, in ihren Auswirkungen viel weitrei-
chendere und auch personalintensivere 
Krise aber nicht. 
Und als i-Tüpfelchen ist zum 1. Septem-
ber 2022 die Reform der Landesbauord-
nung in Kraft getreten mit Auswirkungen 
auf die Zuständigkeiten in Baugenehmi-
gungsverfahren, deren Sinngehalt noch 
gesucht wird.

9. Fachkräftemangel im Hauptamt 
– schwindendes Interesse am 
kommunalen Ehrenamt:
Diesen deutlichen Aufgabenzuwächsen 
steht ein erheblicher Fachkräftemangel 
gegenüber. Dies führt selbst innerhalb der 
kommunalen Familie zu absurden Situa-
tionen, dass es untereinander bereits zu 
aktiven Abwerbeversuchen kommt, in-
dem Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter 
durch Behördenleiter aus anderen Ver-
waltungen Angebote zum Arbeitsplatz-
wechsel gemacht werden. Das sind keine 
Einzelfälle mehr.
Dies macht andererseits aber auch deut-
lich, dass die teils auch verwaltungsmäßig 
anspruchsvollen Aufgaben nur noch in 
den seltensten Fällen durch vorhandenes 
Personal aufgefangen werden können, 
sondern es einer Verstärkung durch ent-
sprechende Fachkräfte bedarf. Diese sind 
auf dem 1. Arbeitsmarkt aber immer selte-
ner zu finden. Hiervon sind in den Verwal-
tungen insbesondere die bautechnischen 
Berufsgruppen und Fachkräfte des IT-
Bereiches betroffen. Aber auch schon 
Verwaltungsfachangestellte finden sich 
ad hoc zunehmend schwieriger oder 
„reißen“ bei Arbeitsplatzwechsel „Löcher“ 
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in anderen Verwaltungen. Dennoch ist ein 
Stellenzuwachs bei Aufgabenzuwachs im 
Regelfall unvermeidbar. Dies kann derzeit 
auch noch nicht durch vermehrte Digitali-
sierung von Verwaltungsprozessen kom-
pensiert werden. Ein Teufelskreis! Dieser 
Umstand stößt wiederum nicht selten auf 
den Widerstand oder Unverständnis der 
Politik, da mehr Personal als schlichte 
Notwendigkeit einer ordnungsgemäßen 
Aufgabenbewältigung mit einer vielleicht 
„doch zu üppigen“ Personalausstattung 
verwechselt wird.     
Bei der Besetzung der Mandats- und 
Funktionsträger im politischen Ehrenamt 
fällt die Analyse allerdings nicht viel bes-
ser aus. Das auf Freiwilligkeit, Unentgelt-
lichkeit, persönlichem Interesse an der 
Mitgestaltung der eigenen Wohnortge-
meinde, gepaart mit der Bereitschaft zur 
Übernahme von Verantwortung für das 
Gemeinwesen basierende System, gerät 
ebenfalls zunehmend unter Druck. Das 
Interesse an dieser Aufgabe scheint im 
Allgemeinen deutlich zurückzugehen. Es 
fehlt sowohl an Nachwuchs bei den Jün-
geren, der sich über Parteien und Wähler-
gemeinschaften der Wahl zu den Gemein-
devertretungen stellen will als auch zu-
nehmend an Personen, die sich ange-
sichts der Vielfalt der Aufgaben und der 
inhaltlichen Anforderungen noch die 
Übernahme eines Bürgermeisteramtes 
zutrauen.  Dies mag auch an der steigen-
den Konfliktbereitschaft innerhalb der 
Bevölkerung liegen, vor der manch eine 
Kandidatin bzw. ein Kandidat zurück-
schreckt. „Warum soll ich mir das antun?“

Fazit:
Angesichts der wirklich großen Herausfor-
derungen, die sich aktuell und wohl auch 
noch in den kommenden Jahren durch die 
verschiedenen Krisen und damit verbun-
denen „Wenden“ für die Verantwortungs-
träger und Administrationen auf allen staat-
lichen Ebenen stellen, ist festzuhalten, 
dass eine Überforderung der kommunalen 
Ebene kurz bevor steht. Die Ressourcen in 
personeller, finanzieller und zeitlicher Hin-
sicht sind eben endlich! Es muss auf Lan-
des- und Bundesebene eine ernsthafte 
Aufgabenkritik und -priorisierung vorge-
nommen werden! Es reicht eben nicht, 
wenn durch Parteien, Parlamente und auch 
Interessenverbände und -vereinigungen 
mit großem Pathos die drängenden 
Herausforderungen der Klimakrise und 
des Krieges in Europa beschworen wer-
den, die kommunale Ebene und ihre Ver-
waltungen aber nicht die Instrumente an 
die Hand bekommen, um die zur Bewälti-
gung der Krisen erforderlichen Aufgaben 
und Zielsetzungen erfüllen zu können!

Wir fordern,
• ein schnelles Umsteuern in Regierung 
 und Gesetzgebung und endlich eine 
 Herangehensweise bei der Problem-

 bewältigung, die die Maßnahmen vom 
 Ende her denken! Bürokratische Aus-
 wirkungen auf der kommunalen Ebene 
  müssen dabei eine gewichtige Rolle  
 spielen und stets berücksichtigt wer-
 den! Immer mehr Verwaltung kann 
 nicht der Weg sein!
• für alle Maßnahmen im Zusammen-
 hang mit der Bewältigung der Klimakri-
 se und zwar in den Sektoren Wärme, 
 Energie und Verkehr, die Planungsnot-
 wendigkeiten auf ein Minimum zu re-
 duzieren. Wer ambitionierte Ziele setzt 
 muss auch dafür sorgen, dass diese 
 erreichbar sind! Wir haben es hier mit 
 einer Menschheitsherausforderung 
 zu tun! Es ist in den vergangenen Jah-
 ren schon viel zu viel Zeit tatenlos ver-
 strichen, jetzt drängt die Zeit, aber un-
 sere Antwort lautet: „macht es so wie
 immer, als hätten wir alle Zeit der  Welt: 
 übergemeindlicher Abstimmungspro-
 zess, Bürger- und Behördenbeteiligung,
 F-Plan-Änderung/Aufstellung, B-Plan-
 Aufstellung. Planungshorizont: 1,5 – 2 
 Jahre (Minimum!). Zudem: wo sind die 
 Kapazitäten in den erforderlichen ex-
 ternen Planungsbüros? 
• eine Fokussierung auf das, was JETZT 
 wirklich wichtig ist! Die Grundsteuerre-
 form ist es nicht und der § 2b UStG ist 
 es auch nicht! Verschafft den Verwal-
 tungen Zeit und Raum.
• mehr Bein- und Entscheidungsfreiheit 
 für die gewählten kommunalen Man-
 datsträger und weniger „Gängelung“ 
 durch ein immer weiter ausuferndes 
 System von Förderung durch Richtli-
 nien des Staates. Die Ebene und Kom-
 petenz der AktivRegionen ist zu über-
 denken!

• ein deutlich stärkeres Engagement 
 des Landes bei der Unterbringung von 
 Kriegsvertriebenen und Asylsuchen-
 den. Die kommunalen Möglichkeiten 
 dezentraler Unterbringung sind er-
 schöpft! Während in 2015 / 2016 das 
 Land SH bis zu 15.000 Plätze in Lan-
 desunterkünften bereit hielt (andere 
 sprechen von über 35.000 Plätzen) 
 lässt sich die Sozialministerin aktuell 
 für eine Aufstockung von 4.000 auf 
 6.000 Plätze feiern, während Kreise, 
 Ämter und Gemeinden unter der Auf-
 gabe ächzen! Mit mehr Geld allein ist 
 das Problem in den Kommunen nicht 
 zu lösen! Hierfür könnte zwar Personal 
 finanziert werden, Wohnraum gibt es 
 dafür aber auch nicht mehr.
• die Standards insbesondere im Be-
 reich der Kita- und Grundschulkinder-
 förderung schnellstmöglich zu überar-
 beiten und anzupassen. Politik muss 
 sich hier ehrlich machen und kann 
 eben nicht jeden Wunsch erfüllen. Der 
 eklatante Fachkräftemangel setzt hier 
 ebenso harte Grenzen wie die Endlich-
 keit der Investitionsfähigkeit der Ge-
 meinden.
  Aber auch bei der Freiwilligen Feuer-
 wehr muss man sich der Tatsache er-
 innern, dass das System eben auf Frei-
 willigkeit fußt und von daher die Hürden 
 für eine aktive Mitgliedschaft nicht 
 stetig höher gehängt werden dürfen. 
 Dies gilt i. Ü. auch für Forderungen des 
 Unfallversicherungsträgers, der keinen 
 Unterschied macht, ob es sich um den 
 Betrieb einer Freiwilligen Feuerwehr 
 oder einer Berufsfeuerwehr handelt!  
• ???  
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Rechtsprechungsberichte

1. BVerwG: 
Erhebung einer kommunalen 
Wettbürosteuer unzulässig
Das Bundesverwaltungsgericht hat in 
seiner Entscheidung vom 20. September 
2022 (Az.: 9 C 2.22) die Erhebung der 
kommunalen Wettbürosteuer aufgrund 
festgestellter Gleichartigkeit zur bundes-
gesetzlich geregelten Sportwettensteuer 
für unzulässig erklärt. Auf die Lenkungs-
wirkung der Wettbürosteuer werden die 
Kommunen künftig verzichten und noch 
stärker auf bau- und ordnungsrechtliche 
Maßnahmen zur Eindämmung von Wett-
büros auf ein gesellschaftlich verträgli-
ches Maß setzen müssen.
Auf der Grundlage des Beschlusses des 
Bundesverfassungsgerichts vom 22. 
März 2022 (1 BvR 2868/15 u.a.) ist das 
BVerwG zu dem Ergebnis gekommen, 
dass die Erhebung einer (zusätzlichen) 
kommunalen Wettbürosteuer nicht zuläs-
sig ist, weil sie den bundesrechtlich im 
Rennwett- und Lotteriegesetz geregelten 
Steuern gleichartig sei. Bei diesen Steu-
ern handele es sich um spezielle Bundes-
steuern, die die Erhebung einer örtlichen 
Aufwandsteuer für denselben Gegen-
stand ausschließen.
Aus der Pressemitteilung des BVerwG 
zur Verkündung der Entscheidung lassen 
sich zunächst keine Hinweise auf eine 
mögliche Fortführung der Wettbürosteu-
er bei Anpassung der Steuerbemes-
sungsgrundlage lesen. Ob beispielswei-
se eine pauschale Besteuerung von vom 
Wettkunden im Wettbüro mitverfolgten 
Live-Wetten auf Sportereignisse alterna-
tiv möglich ist, erscheint nach derzeitiger 
Informationslage äußerst schwierig. Auf 
die Lenkungswirkung der Wettbürosteu-
er werden die Städte und Gemeinden 
daher künftig vermutlich wohl verzichten 
müssen. Zur Eindämmung von Wettbü-
ros auf ein gesellschaftlich vertretbares 
Maß wird man künftig noch stärker auf 
das Bau- und Ordnungsrecht setzen 
müssen.
Das Bundesverwaltungsgericht hatte be-
reits im Jahr 2017 zur Wettbürosteuersat-
zung der Stadt Dortmund entschieden, 
dass eine Wettbürosteuer jedenfalls nicht 
nach der Fläche des Wettbüros bemessen 
werden darf. Daraufhin änderte die Stadt 
rückwirkend ihre Satzung und legte nun-
mehr den Brutto-Wetteinsatz als Steuer-
maßstab fest (Steuersatz 3 %). Die Klagen 
gegen die auf dieser Grundlage er-
gangenen Steuerbescheide wiesen die 
Vorinstanzen ab. Das Oberverwaltungsge-
richt Münster ließ jedoch jeweils die Revisi-
on zur Klärung der Frage zu, ob die Erhe-
bung einer Wettbürosteuer nach der Sat-

zungsänderung wegen Gleichartigkeit zu 
bundesrechtlich geregelten Steuern im 
Rennwett- und Lotteriegesetz gesperrt ist. 
Diese betragen jeweils 5 Prozent des Wett-
einsatzes. Ende vergangenen Jahres 
hatte das Oberverwaltungsgericht Rhein-
land-Pfalz die Wettbürosteuer der Stadt 
Koblenz, dieser Fall war nicht Gegenstand 
des aktuellen Verfahrens vor dem BVerwG, 
für rechtmäßig erklärt. Nachvollziehbar 
hatte das Gericht dargelegt, dass unter 
Berücksichtigung aller Merkmale der 
kommunalen Wettbürosteuer und der im 
Rennwett- und Lotteriegesetz geregelten 
Sportwettensteuer keine Gleichartigkeit 
aufgrund merklicher Unterschiede in der 
Zielsetzung und dem Steuergegenstand 
vorliege. Auch sei ein stark abweichendes 
Aufkommen der beiden Steuern und ein 
abweichender Kreis der Steuerschuldner 
festzustellen.

2. OLG Karlsruhe: 
Öffentliche Auftraggeber dürfen sich 
auf bindende Zusagen der Anbieter 
verlassen
Das OLG Karlsruhe hat mit Beschluss 
vom 7. September 2022 (Az.: 15 Verg 
8/22) entschieden, dass sich die öffentli-
chen Auftraggeber auf die bindenden 
Zusagen einer Anbieterin im Vergabever-
fahren verlassen dürfen, wonach perso-
nenbezogene Daten ausschließlich in 
Deutschland verarbeitet und in kein Dritt-
land übermittelt werden.
Damit hat das OLG Karlsruhe der erhobe-
nen Beschwerde gegen die Entscheidung 
der Vergabekammer Baden-Württemberg 
vom 13. Juli 2022 (Az. 1 VK 23/22) gegen 
den Ausschluss aus einem Vergabever-
fahren stattgegeben. Hintergrund war ein 
Vergabeverfahren zweier kommunaler 
Krankenhausgesellschaften für ein digita-
les Entlassungsmanagement für Patien-
ten. Vorausgesetzt war, dass die Anforde-
rungen der DSGVO und des BDSG hin-
sichtlich der personenbezogenen Daten 
der zur Entlassung anstehenden Patien-
ten erfüllt sein müssten. In den Angebots-
unterlagen sicherte eine Anbieterin zu, 
das von ihr als Hosting-Dienstleisterin 
eingebundene luxemburgische Tochter-
unternehmen eines US-amerikanischen 
Konzerns werde die Daten ausnahmslos 
auf einem in Frankfurt am Main stehenden 
Server einer deutschen GmbH verarbei-
ten.
Auf einen nachfolgenden Nachprüfungs-
antrag einer Konkurrentin entschied die 
Vergabekammer Baden-Württemberg, 
dass die ausgewählte Anbieterin aus dem 
Vergabeverfahren auszuschließen sei, da 

der Einsatz des luxemburgischen Tochter-
unternehmens gegen die DSGVO versto-
ße und daher die Anforderungen der 
Vergabeunterlagen nicht eingehalten 
seien.
Nach Auffassung des OLG Karlsruhe sei 
im Rahmen der Nachprüfung einer Verga-
beentscheidung grundsätzlich davon 
auszugehen, dass ein Bieter seine ver-
traglichen Zusagen erfüllen werde. Erst 
wenn sich aufgrund konkreter Anhalts-
punkte Zweifel daran ergeben, müsse der 
öffentliche Auftraggeber ergänzende In-
formationen einholen und die Erfüllbarkeit 
des Leistungsversprechens prüfen. Da 
dies vorliegend nicht der Fall war, sei die 
Anbieterin nicht allein deswegen aus dem 
Vergabeverfahren auszuschließen, weil 
sie die luxemburgische Tochtergesell-
schaft eines US-amerikanischen Unter-
nehmens als Hosting-Dienstleisterin ein-
binden will.

Anmerkung des DStGB
Die Entscheidung des OLG Karlsruhe ist 
zu begrüßen und kann die Vergabepraxis 
auch kommunaler Auftraggeber erleich-
tern. Erst wenn sich aufgrund konkreter 
Anhaltspunkte in einem Vergabeverfahren 
Zweifel an den vertraglichen Zusagen der 
Bieter ergeben, müssen öffentliche Auf-
traggeber ergänzende Informationen ein-
holen und die Erfüllbarkeit des Leistungs-
versprechens prüfen. Dies ist jedoch nicht 
der Fall, wenn öffentliche Auftraggeber auf 
Grundlage von eindeutigen Zusicherun-
gen zu vertraglichen Inhalten berechtigt 
auf getätigte Zusagen vertrauen dürfen.

3. VG Mainz: 
Errichtung einer Garage mit 80 qm 
Grundfläche im Gartenbereich 
untersagt
Das Verwaltungsgericht Mainz hat die 
Errichtung einer Garage in einem hinteren 
Gartenbereich eines Grundstücks mit Ur-
teil vom 16. Februar 2022 (3 K 411/21.MZ) 
für unzulässig erklärt. Das Gericht berief 
sich auf die Gestaltung der Gartenberei-
che in der Nachbarschaft, die völlig an-
ders geprägt seien. Vor diesem Hinter-
grund hat das Gericht den Bau einer auf 
einer Aufschüttung geplanten Garage mit 
einer Grundfläche von 80 qm wegen der 
von ihr ausgehenden negativen Vorbild-
wirkung in zweiter Baureihe für unzulässig 
erklärt.
In dem zugrundeliegenden Sachverhalt 
war dem Bauherrn die Errichtung unter 
anderem einer 80 qm großen Garage 
(Traufhöhe 3,20 Meter, Firsthöhe 4 Meter) 
unmittelbar an der rückwärtigen Grenze 
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seines zur Straße mit einem Wohnhaus 
bebauten Grundstücks genehmigt wor-
den. Die Gemeinde erteilte ihr Einverneh-
men. Die Baugenehmigungsbehörde 
verhängte einen Baustopp, als der Bau-
herr sein Hanggrundstück im gesamten 
hinteren Bereich um bis zu 1,60 Meter 
aufschüttete und auf der aufgeschütteten 
Fläche die Bodenplatte für eine Garage 
vorbereitete. Daraufhin reichte der Bau-
herr einen Bauantrag für den Bau einer 
gleich großen Garage ein – nunmehr auf 
dem aufgeschütteten Grundstück und mit 
einem Abstand von 3 Metern zur hinteren 
Grundstücksgrenze. Die Gemeinde ver-
wies jedoch auf die wegen der Aufschüt-
tung überdimensional wirkende Garage in 
einem Bereich, in dem es nur Gärten und 
kleine Schuppen gebe. Die optische Wir-
kung des ursprünglichen Vorhabens ohne 
Aufschüttung sei weniger massiv gewe-
sen.
Die Gemeinde erhob – mit Erfolg – gegen 
die von der Baubehörde erteilte Bauge-
nehmigung Klage. Das Gericht erklärte 
die Errichtung der Garage für unzulässig. 
Das Vorhaben füge sich nicht in die nähe-
re Umgebung ein, so das Gericht zur Be-
gründung. Durch die Aufschüttung errei-
che das Gebäude mit der ohnehin großen 
Grundfläche vielmehr ein Bauvolumen, 
das den Rahmen in der Umgebung deut-
lich überschreite. Mit der Garage würde 
erstmals ein von seiner Dimension eher 
mit einem Wohnhaus vergleichbares Ge-
bäude im rückwärtigen Bereich von Wohn-
grundstücken entstehen. Weiter stellte 
das Gericht fest, dass der für die Garage 
vorgesehene hintere Bereich bisher nur 
von Gartenflächen und kleineren Neben-
anlagen geprägt sei. Die Planung entfalte 

daher für die rückwärtige Grünzone der 
Grundstücke eine negative Vorbildwir-
kung zumindest für vergleichbare massi-
ve Nebengebäude. Mit Blick auf die Auf-

schüttung sei die Gemeinde auch nicht an 
ihr früher erteiltes Einvernehmen gebun-
den. Es handele sich um ein „anderes“ 
Vorhaben. 

Aus dem Landesverband

Am Dienstag, den 20. September 2022, 
hat der Rechts-, Verfassungs- und Finanz-
ausschuss des SHGT in Kiel getagt. Zu 
den dringlichsten Themen gehörten ne-
ben der Gasmarktkrise die Aufnahme, 
Unterbringung und Integration von Flücht-
lingen aus der Ukraine. Philipp Willer, 
Geschäftsführer des IT-Verbunds Schles-
wig-Holstein (ITV.SH), hat die Ausschuss-
mitglieder über den Sachstand beim On-
linezugangsgesetz (OZG) informiert. 
Weitere Themen, mit denen sich der Aus-
schuss beschäftigt hat, waren der Koali-

Herbstsitzung des Rechts-, 
Verfassungs- und Finanzausschusses 

tionsvertrag der neuen Regierung und 
geplante Änderungen im Kommunalver-
fassungsrecht. Die Geschäftsstelle hat 
zudem über den Sachstand bei der 
Reform der Grundsteuer, der Umsatzbe-
steuerung nach § 2b UstG und der kom-
munalen Verfassungsbeschwerde zum 
Finanzausgleichsgesetz 2021 informiert.

SHGT pocht auf konkrete Zusagen
Zu den größten Herausforderungen für 
die schleswig-holsteinischen Kommunen 
gehören anhaltend die Aufnahme, Unter-

bringung und Integration von Flüchtlingen 
aus der Ukraine. Das wurde im Rahmen 
der Herbstsitzung des Rechts-, Verfas-
sungs- und Finanzausschusses einmal 
mehr deutlich. Die Geschäftsstelle berich-
tete über zähe Verhandlungen mit dem 
Land über landesseitige Maßnahmen und 
Unterstützung. Landesgeschäftsführer 
Jörg Bülow informierte die Ausschussmit-
glieder, dass der SHGT gemeinsam mit 
den anderen Kommunalen Landesver-
bänden (KLV) gegenüber den zuständi-
gen Ministerien nachdrücklich sehr kon-
krete Forderungen und Bedarfe aus kom-
munaler Sicht zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen mehrfach wiederholt 
hat. Die KLV forderten neben einer Auf-
stockung der Plätze in den zentralen Lan-
desunterkünften, der Einhaltung respekti-
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ve Verlängerung des 10-Tage-Vorlaufs, 
einer Prognose für die weitere Entwick-
lung der Flüchtlingszahlen und der Fest-
stellung der tatsächlichen Verteilung auch 
eine Verbesserung der Beratungsqualität 
und Unterstützung der Jobcenter gegen-
über den Flüchtlingen sowie ein be-
schleunigtes Verfahren und erleichterte 
Bedingungen für die Auszahlung der 
Aufnahmepauschale an die Kommunen.

Folgevereinbarung festgezurrt
Die Ergebnisse der Verhandlungen sind 
seit dem 26. September in einer soge-
nannten Folgevereinbarung mit dem Land 
festgezurrt: Zu den wichtigsten Vereinba-
rungen zählt die Aufstockung der finan-
ziellen Mittel für das bereits in Abwicklung 
befindliche Förderprogramm zur Herrich-
tung von Wohnraum von ursprünglich 5 
Millionen Euro auf 9 Millionen Euro. Der 
SHGT verbindet damit gegenüber der 
Landesregierung das Ziel, die Bedingun-
gen der Förderrichtlinie grundlegend zu 
verbessern. Dies betrifft insbesondere die 
zu lange Zweckbindungsfrist (vier Jahre) 
und die zu geringe Höchstfördersumme 
(100.000 Euro). Den KLV ist es zudem ge-
lungen, eine Mittelanhebung für ein neues 
Programm zur Reduzierung der Vorhalte-
kosten (Leerstandskosten der Kommu-
nen für Flüchtlingsunterkünfte) zu errei-
chen, statt 2,5 Millionen Euro werden 6,5 
Millionen Euro eingeplant. Neben weite-
ren Mittelzusagen im Bereich Schulsozial-
arbeit und im Bereich Integration ist die 
nahezu vollständige Entlastung der Krei-
se durch Bundes- und Landesmittel im 
Rahmen der Kosten für Unterkunft und 
Heizung im Rechtskreis SGBII und SGB 
XII erwähnenswert. Das Land und die 
Kommunen haben vereinbart, im Novem-
ber 2022 die Wirkung der getroffenen 
Verabredungen zur Bewältigung der 
Herausforderungen der Aufnahme, Unter-
bringung und Versorgung von Schutzsu-
chenden aus der Ukraine zu bewerten 
und dabei die zwischenzeitliche Entwick-
lung einer Gesamtbetrachtung zu unter-
ziehen und ggf. erforderlichen, auch fi-
nanziellen Nachsteuerungsbedarf zu er-
mitteln.

Auswirkungen auf kommunale 
Haushalte
Die Energie- und Gasmarktkrise ist eben-
falls eine unmittelbare Folge des Krieges 
in der Ukraine, die es zu bewältigen gilt. 
Die aktuelle Gasmarktkrise wird sich auch 
auf die kommunalen Haushalte auswir-
ken. Wie bei der Herbstsitzung deutlich 
wurde, sind dabei unter anderem folgen-
de Aspekte zu betrachten: 
- Steuermindereinnahmen durch das 
 Entlastungspaket des Bundes
- Folgewirkung der Steuerminderein-
 nahmen des Landes durch das Entlas-
 tungspaket des Bundes (geringere 
 FAG-Masse)

- Erhöhte Ausgaben für die Energiever-
 sorgung der kommunalen Liegen-
 schaften
- Erhöhte Ausgaben für die Energiever-
 sorgung derjenigen Institutionen, die 
 von den Kommunen mitfinanziert wer-
 den (z. B. Kitas, privat organisierte 
 Volkshochschulen)
- Ggf. Unterstützungsmaßnahmen für 
 weitere Einrichtungen und Institutionen 
 vor Ort
- Kommunale Investitionen in erneuer-
 bare Energien und mehr Energieeffi-
 zienz
- Mögliche Steuermindereinnahmen 
 durch die konjunkturelle Entwicklung 
 (z. B. Reduzierung der Produktion bei 
 energieintensiven Industrieunterneh-
 men, Insolvenzen bei Handwerk, Ge-
 werbe und Dienstleistung etc.).
- Maßnahmen zur Umsetzung des 8-Punk-
 te-Entlastungspaketes des Landes

8-Punkte-Entlastungspaket
Im Rahmen des 8-Punkte-Entlastungs-
pakets des Landes, das ein Gesamtvolu-
men von 180 Millionen Euro umfasst, 
sollen sowohl die Kommunen als auch 
Bürger, Unternehmen, Vereine und Institu-
tionen mit finanziellen Mitteln unterstützt 
werden. Zudem ist die Förderung Erneu-
erbarer Energien vorgesehen. Zu den 
Maßnahmen zählen:
- 10 Millionen Euro für Einrichtungen, die 
 Beratungshilfe leisten (Verbraucher- 
 und Schuldnerberatung, Energie- und 
 Klimaschutzinitiative, Angebote der 
 Wohnungswirtschaft)
- 25 Millionen Euro zur Aufstockung des 
 Bürger-Klimaschutzprogramms um 25 
 auf 75 Millionen Euro (Hauptziel: För-
 derung von Wärmepumpen, Batterie-
 speichern und weiteren nicht-fossilen 
 Technologien)
- 15 Millionen Euro für die Förderung von 
 Projekten zur Dekarbonisierung in der 
 Wirtschaft 
- 75 Millionen Euro für ein Förderpro-
 gramm für kommunale Klimaschutzin-
 vestitionen (insb. Fern- und Nahwär-
 menetze) in Höhe von 75 Millionen 
 Euro. Erwartet wird, dass sich die Kom-
 munen im Rahmen einer Kofinanzie-
 rung mit dem gleichen Anteil beteiligen 
 (also Finanzierung zu 50%)
- 20 Millionen Euro für einen Härtefall-
 fonds für Bürger, um insbesondere 
 sicherzustellen, dass aufgrund gestie-
 gener Energiepreise Teilhabemöglich-
 keiten sowie frühkindliche Bildung 
 nicht eingeschränkt werden.
- 20 Millionen Euro für einen Härtefall-
 fonds für Vereine und Verbände, insbe-
 sondere für Einrichtungen der Kultur 
 sowie für Sport, Minderheiten und 
 Frauenfacheinrichtungen 
- 15 Millionen Euro für ein Unterstüt-
 zungsprogramm für Kitas, Schulen 
 berufliche Schulen und Hochschulen

Zudem ist ein Darlehensprogramm mit 
einem Volumen von 500 Millionen Euro für 
Unternehmen, KMU, soziale Unterneh-
men sowie Stadtwerke vorgesehen. 
Grundsätzlich haben die Geschäftsstelle 
und die Ausschussmitglieder das Paket 
begrüßt, verwiesen aber auch darauf, 
dass abzuwarten sei, inwieweit die Beträ-
ge ausreichen werden und wie die Ausge-
staltung sein wird. 

Umsetzung des 
Onlinezugangsgesetzes 
Wie laufen die Planung und Umsetzung 
des Onlinezugangsgesetzes (OZG)? Da-
rüber hat Dr. Phillip Willer, Geschäftsführer 
des IT-Verbunds Schleswig-Holstein 
(ITV.SH), die Ausschussmitglieder infor-
miert. Um den Rollout des OZG erfolg-
reich zu gestalten, müssen unterschiedli-
che technische Komponenten und Syste-
me ineinandergreifen. Deren reibungslo-
ses Zusammenspiel ist letztlich für eine 
gelungene Umsetzung des OZG aus-
schlaggebend. Dr. Willer ging unter ande-
rem auf das neue Bürgerportal ein, das als 
zentrale Informations- und Serviceplatt-
form die technische Grundlage bildet, um 
kommunale Verwaltungsdienstleistungen 
online anbieten zu können. Das soge-
nannte Kommunale OSI-Plugin (KOP) 
dient wiederum als zentrales Werkzeug, 
mit dem Kommunen Anträge aus Online-
Diensten in ihrer Verwaltung medien-
bruchfrei bearbeiten können. Deutlich 
wurde, dass es seitens der Verwaltungen 
wichtig ist, den Zuständigkeitsfinder (Zu-
FiSH) zu pflegen. Der ITV.SH stellt bereits 
verschiedene Online-Dienste bereit, die 
Kommunen über den eingerichteten Shop 
beziehen können. Wie Dr. Willer in seinem 
Vortrag betonte, steht der ITV.SH den 
Kommunen bei der Umsetzung des OZG 
zur Seite. Viele Informationen sowie An-
sprechpartner und Kontaktdaten sind auf 
der Website www.itvsh.de zu finden. 
Weitere Themen bei der Herbstsitzung 
des Rechts-, Verfassungs- und Finanz-
ausschusses waren der Koalitionsvertrag 
der neuen Regierung und geplante Ände-
rungen im Kommunalverfassungsrecht. 
Zu den geplanten Änderungen, die vor-
aussichtlich im Frühjahr 2023 gesetzlich 
verabschiedet sein werden, gehört unter 
anderem die Einschränkung der Zulässig-
keit von Bürgerentscheiden, die Einfüh-
rung einer Zulässigkeitsfrist bei soge-
nannten kassatorischen Bürgerbegehren 
sowie die Anhebung von Quoren für Bür-
gerbegehren und Bürgerentscheide. 
Der stellvertretende Geschäftsführer des 
SHGT, Thorsten Karstens, bekräftigte in 
seinen Ausführungen zur Reform der 
Grundsteuer die Notwendigkeit der recht-
zeitigen Umsetzung in den Finanzbehör-
den. Wie die KLV gegenüber dem Land 
betont haben, sei die Einhaltung des bis-
herigen Zeitplans wichtig, damit die Kom-
munalverwaltungen zu Beginn des Jahres 
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2025 überhaupt Grundsteuer erheben 
und Bescheide verschicken können. Al-
lerdings ist mittlerweile eine Fristverlänge-
rung bis zum 31.01.2023 beschlossene 
Sache. Zum Sachstand Umsatzbesteue-
rung nach § 2b UstG berichtete Kartens, 
dass es nach wie vor viele offene Fragen 
zur Umsetzung gebe. Er empfehle, ein in-
ternes Kontrollsystem aufzubauen und 
den kommunalen Austausch hierzu zu 
stärken. 

Wie sich der Sachstand der vielfältigen 
Themenfeldern bei der Frühjahrsitzung 
des Rechts-, Verfassungs- und Finanz-
ausschusses entwickelt haben wird, wird 
sich im Frühjahr 2023 zeigen. Nicht nur 
die Entwicklungen in der Ukraine und auf 
dem Gasmarkt werden mit Spannung 
verfolgt und begleitet, auch die Umset-
zung des Koalitionsvertrags der neuen 
Regierung, die geplanten Änderungen im 
Kommunalverfassungsrecht, das Urteil 

des Schleswig-Holsteinischen Landes-
verfassungsgerichts über die kommunale 
Verfassungsbeschwerde zum Finanzaus-
gleichsgesetz 2021 sowie die Entwicklun-
gen bei der Reform der Grundsteuer und 
bei der Umsatzbesteuerung nach § 2b 
UstG werden gespannt erwartet. 
      

Danica Rehder

Anzeige

Am Mittwoch, den 21. September 2022, 
sind die Vertreter des Schul-, Sozial- und 
Kulturausschusses des Schleswig-Hol-
steinischen Gemeindetags in Kiel zu ihrer 
Herbstsitzung im Haus der kommunalen 
Selbstverwaltung zusammengekommen. 
Sie haben sich insbesondere mit den 
Entwicklungen sowie Sachständen bei 
den Themenfeldern DigitalPakt Schule, 
Schulsozialarbeit, Rechtsanspruch auf 
Ganztagsgrundschulplatz und Kitas be-
fasst. Einen weiteren Schwerpunkt bildete 
das Thema Ukraine-Krise mit seinen 
vielfältigen Herausforderungen.
Zum Themenkomplex DigitalPakt Schule 
hatte die Geschäftsstelle Britta Weidemei-
er, die die Leitung der Abteilung Digitale 
Bildung beim IT-Verbund Schleswig-Hol-
stein (ITV.SH) innehat, als Gast eingela-
den. Weidemeier hat den ITV.SH und 
seine Rolle als kommunales Kompetenz-
zentrum für Digitalisierung kurz vorge-

Schul-, Sozial- und Kulturausschuss 
des SHGT tagte in Kiel

stellt, bevor sie auf den DigitalPakt Schule 
und dessen Umsetzung zu sprechen 
kam. 

Nützliche Info-Angebote wie 
virtuelles Digitalpakt-Café
Um sich einen Überblick über den Fort-
schritt der Digitalisierung an unseren 
Schulen zu verschaffen, ist in Schleswig-
Holstein parallel zu einer bundesweiten 
Befragung in der ersten Jahreshälfte 2022 
eine Online-Befragung der Schulträger 
durchgeführt worden. Insbesondere wur-
de abgefragt, wo Herausforderungen und 
Bedarfe beim professionellen Aufbau, 
Betrieb und Support von schulischer IT-
Infrastruktur und -Ausstattung bestehen. 
Britta Weidemeier hat den Teilnehmern 
der Ausschusssitzung die Auswertung 
der Befragung, vorgenommen durch das 
Beratungsunternehmen PD – Berater der 
öffentlichen Hand GmbH, vorgestellt. In 

Schleswig-Holstein ist demnach der 
Ausbau der Infrastruktur recht weit fortge-
schritten, die größten Herausforderungen 
für die Schulträger sind laut Ergebnissen 
die Geräte- und die Softwareversorgung. 
Wie Weidemeier betonte, gebe es vor 
allem in den Bereichen Zentralisierung 
von Standardsoftware, Anzeige- und In-
teraktionsgeräte in Unterrichtsräumen, 
mobile Endgeräte für die Schülerschaft 
und IT-Supportstrukturen Handlungs- und 
Unterstützungsbedarfe. Der ITV.SH bietet 
den Schulträgern unter anderem mit 
Infoveranstaltungen und dem virtuellen 
Digitalpakt-Café Unterstützungsangebo-
te, die – ebenso wie die Ansprechpartner 
und Kontaktdaten – auf der Seite www.it
vsh.de zu finden sind. 

Orientierungsrahmen für 
Schulsozialarbeit
Die Geschäftsstelle brachte die Sitzungs-
teilnehmer ferner auf den neuesten Stand 
bezüglich des vom schleswig-holsteini-
schen Bildungsministeriums gemeinsam 
mit den Kommunalen Landesverbänden 
(KLV) ausgearbeiteten Orientierungsrah-
men für Schulsozialarbeit. Dieser Orien-
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tierungsrahmen, der noch nicht final aus-
gestaltet ist, umfasst unter anderem die 
Themenbereiche Prävention und Inter-
vention; Kinder- und Jugendschutz;  
Qualitätssicherung; Beschreibung der 
Zusammenarbeit Schule und Jugendhilfe 
und der Kooperation innerhalb des Unter-
stützungssystems sowie des Sozialraums 
sowie Datenschutz. Der Gemeindetag 
setzt sich primär für eine ausreichende 
finanzielle Förderung des Landes ein.

Geplante Investitionskostenzuschüsse 
bedürfen einer erheblichen 
Aufstockung
Ein weiteres großes Themenfeld, das 
Schulträger und Schulen seit Längerem 
beschäftigt, ist der Rechtsanspruch auf 
einen Ganztagsgrundschulplatz ab dem 
Schuljahr 2026/27. Mit dem am 12.10.2021 
in Kraft getretenen Gesetz des Bundes 
zum Ausbau ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grund-
schulalter (Ganztagshilfegesetz) stellt der 
Bund den Ländern für Investitionen in den 
quantitativen und qualitativen investiven 
Ausbau in zwei Tranchen 3,5 Mrd. Euro zur 
Verfügung, 750 Mio. Euro Beschleuni-
gungsmittel und 2,75 Mrd. Euro Basismit-
tel, wie die Geschäftsstelle berichtete. 
Hiervon entfallen nach dem Königsteiner 
Schlüssel auf Schleswig-Holstein rund 119 
Mio. Euro. Die sog. Beschleunigungsmittel 
wurden den Schulträgern in Schleswig-
Holstein im Rahmen einer Richtlinie über 
zu beantragende Schulträgerbudgets am 
18.06.2020 bereitgestellt und sind bis zum 
31.12.2022 umzusetzen.
Über die Basismittel, laufen noch Ver-
handlungen zwischen dem Bund und den 
Ländern, bei denen die Einzelheiten der 
Fördervoraussetzungen ausgehandelt 
werden, die wiederum Grundlage der 

Landesrichtlinie sein werden, die das 
Land und der Gemeindetag sowie die 
anderen kommunalen Landesverbände 
aushandeln. Wie auch bei der Herbstsit-
zung noch einmal sehr deutlich wurde, ist 
der vom Land bisher geplante 4.700 Euro 
Investitionskostenzuschuss pro Platz viel 
zu niedrig angesetzt – den Berichten der 
Ausschussmitglieder zufolge wäre die 
drei- bis vierfache Summe realistisch – 
wofür sich die Geschäftsstelle in den 
weiteren Verhandlungen einsetzen wird. 
Ausschussmitglieder berichteten, dass 
viele Ausbau-/ Neubaumaßnahmen nicht 
erfolgen können, da aufgrund der Ver-
handlungen es keine Zusagen über einen 
vorzeitigen Maßnahmenbeginn gibt.

Unterstützungsbedarfe allerorten
Die Geschäftsstelle hat den Ausschuss-
mitgliedern im Rahmen der Sitzung zu-
dem vorgestellt, wie vielfältig sich das 
Thema Kita auch in der neuen Legislatur-
periode im Koalitionsvertrag nieder-
schlägt, ebenso wie im 100-Tage-Pro-
gramm der neuen Landesregierung. 
Hervorzuheben sind unter anderem ein 
„breit angelegter Dialogprozess zur No-
vellierung der Kita-Reform“ und ein zu-
sätzlicher „Personalergänzungsfonds“. 
Wie seit Langem bekannt ist, gibt es 
erheblichen Personalmangel und -bedarf 
in Kitas, der durch die bisher festgelegten 
Qualifikationsanforderungen und Betreu-
ungsschlüssel nicht verbessert werden 
kann – im Gegenteil. 
Tatsächlich hat sich, wie im „100-Tage-
Programm“ angekündigt, in diesem Be-
reich etwas bewegt: Sozialministerin 
Aminata Touré (Grüne) hat zwischenzeit-
lich verkündet, dass ein neuer Kita-Fonds 
geplant ist, mit dem Quereinsteiger und 
Hilfskräfte als Entlastung des Fachperso-

nals angeworben werden können. 15 Mio. 
Euro sollen für diesen Fonds bereitgestellt 
werden. So soll der Kreis der potenziellen 
Zweitkräfte deutlich ausweitet werden. 
Zudem sollen Sozialpädagogische Assi-
stenten die Möglichkeit bekommen, auch 
als Gruppenleitung ein-gesetzt werden zu 
können. Ebenfalls ist in Planung, dass 
Kitas mit besonderer Personalnot soge-
nannte helfende Hände einstellen kön-
nen, die perspektivisch so-gar als Zweit-
kraft anerkannt werden könnten. 
Der Schul-, Sozial- und Kulturausschuss 
hat sich bei seiner Herbstsitzung auch 
intensiv mit den Herausforderungen der 
Flüchtlingskrise als Folge des Ukraine-
Kriegs befasst. Es wurde deutlich, dass 
es nahezu allerorten Unterstützungsbe-
darfe bei der Aufnahme, Unterbringung 
und Integration von Flüchtlingen gibt. Die 
Geschäftsstelle verhandelt schon seit 
Beginn der Flüchtlingswelle mit dem Land 
über notwendige landesseitige Unterstüt-
zung für die Kommunen, auch im Hinblick 
auf die Situationen in Kitas und Schulen. 
Mit der sogenannten Folgevereinbarung, 
die die KLV mit dem Land am 26. Septem-
ber geschlossen haben, hat die Landes-
regierung weitere finanzielle Zusagen ge-
macht und auch die Bereitstellung weite-
rer Landesunterkünfte zugesichert. Unter 
anderem wurden die finanziellen Mittel für 
das Herrichten und Vorhalten von Unter-
bringungsmöglichkeiten um rund acht 
Millionen aufgestockt, auch Betreuungs-
angebote werden vom Land stärker finan-
ziell unterstützt. Die Geschäftsstelle wird 
sich weiter in Verhandlungen mit dem 
Land für die Bedarfe der Kommunen stark 
machen und nötigenfalls weitere Unter-
stützung vehement einfordern.

                 
Danica Rehder

Der Landesvorstand des Schleswig-
Holsteinischen Gemeindetags hat sich 
unter dem Vorsitz seines Landesvor-
sitzenden Thomas Schreitmüller am 
27.09.2022 im Ratssaal des Altenholzer 
Rathauses zu einer seiner regelmäßig 
stattfindenden Vorstandssitzungen ge-
troffen. Die Sitzung wurde insbesondere 
von den zwei Schwerpunktthemen Ener-
giemarktkrise und Flüchtlingskrise be-
herrscht. Zudem haben sich die Sitzungs-
teilnehmer mit Änderungen des Kommu-
nalverfassungsrechts sowie Änderungen 
des Kommunalwahlrechts und dem Sach-
stand bei der Grundsteuerreform befasst. 
Wie können die Krisen, die sich beide in 
Folge des russischen Angriffskriegs auf 
die Ukraine auch bereits seit Monaten in 

Landesvorstandssitzung in Altenholz 

unseren schleswig-holsteinischen Ge-
meinden bemerkbar machen, bestmög-
lich gehändelt werden? Welche Möglich-
keiten gibt es zum Sparen von Energie? 
Gibt es noch Kapazitäten, um Flüchtlinge 
unterzubringen? Das ist nur eine kleine 
Auswahl an Fragen, die im Rahmen der 
Vorstandssitzung erörtert worden sind. 
Beim Erfahrungsaustausch der Vor-
standsmitglieder wurde einmal mehr 
deutlich, dass die Aufnahmekapazitäten 
fast allerorten erschöpft sind und das 
Land mehr denn je gefragt ist, weitere 
Unterbringungsmöglichkeiten zu schaffen 
und anderweitig Unterstützung zu leisten. 
Die sogenannte Folgevereinbarung, die 
am 26. September zwischen Land und 
den Kommunalen Landesverbänden 

(KLV) vereinbart worden ist, ist ein erster 
wichtiger Schritt, der weitere finanzielle 
Mittel zur Bewältigung der Flüchtlingswel-
le bereitstellt, wie Landesgeschäftsführer 
Jörg Bülow aufzeigte. Gleichzeitig wurde 
deutlich, dass es weiteren erheblichen 
Unterstützungsbedarf seitens des Landes 
gibt, um die vielen Herausforderungen zu 
meistern, die in den Kommunen mit der 
Aufnahme, Unterbringung und Integration 
von Flüchtlingen einhergehen. 

Zeitnahe Evaluation bisheriger 
Maßnahmen
Wie bereits absehbar ist und in der Vor-
standsrunde bekräftigt wurde, ist die Fol-
gevereinbarung mit ihren Maßnahmen 
allerdings lediglich ein Anfang. Das Land 
hat mit dem SHGT und den anderen Kom-
munalen Landesverbänden (KLV) eine 
Evaluation im November 2022 vereinbart: 
Sprich, Land und Kommunen werden die 



Wirkung der getroffenen Verabredungen 
zur Bewältigung der Herausforderungen 
der Aufnahme, Unterbringung und Versor-
gung von Schutzsuchenden aus der Ukrai-
ne bewerten und dabei die zwischenzeitli-
che Entwicklung einer Gesamtbetrachtung 
unterziehen und die sehr wahrscheinlich 
erforderlichen, auch finanziellen, Nach-
steuerungsbedarfe ermitteln. 
Der Landesvorstand hat dementspre-
chend den Abschluss der Folgevereinba-
rung befürwortet, allerdings auch betont, 
dass ein Abschluss dieser Vereinbarung 
im Frühjahr 2022 notwendig gewesen 
wäre und dass bereits jetzt weitere erheb-
liche Finanzbedarfe der Kommunen für 
die Aufnahme und Unterbringung der 
Flüchtlinge absehbar sind. Der Landes-
vorstand erwartet von Land und vom 
Bund weiterhin, den Kommunen finanziel-
le Planungssicherheit zu geben. Zudem 
fordert der Landesvorstand eine zügige 
Umsetzung der in der Vereinbarung vor-
gesehenen Erstattungsprogramme und 
eine deutliche Verbesserung der Förder-
bedingungen für die Herrichtung von 
Wohnraum.
Der Landesvorstand hat sich bei seiner 
Sitzung zudem mit den vorgesehenen Än-
derungen im Kommunalverfassungsrecht 
befasst, die im 100-Tage-Programm der 
neuen Landesregierung als eine der ersten 
Maßnahmen vorgesehen sind. Neben der 
Einschränkung der Zulässigkeit von Bür-
gerentscheiden ist unter anderem bei Bür-
gerbegehren auch die Einführung einer 
Sperrfrist von drei Jahren bis zur Zulässig-
keit eines weiteren Bürgerbegehrens in der 
gleichen Sache geplant sowie bei soge-
nannten kassatorischen Bürgerbegehren 
die Einführung einer Zulässigkeitsfrist von 
voraussichtlich 3 Monaten nach Bekannt-
gabe des Beschlusses. Zudem sollen die 
Quoren bei Bürgerentscheiden und Bürger-
begehren moderat angehoben werde. Der 
Vorstand hat die maßvollen Neujustierun-
gen bei den Bürgerbegehren und Bürger-
entscheiden begrüßt. 

Maßnahmen zum Schutz der 
Kommunalwahl-Kandidaten
Weitere Änderungen hat die neue Lan-
desregierung auch im Kommunalwahl-
recht vorgesehen: Wie die Geschäftsstel-
le dem Vorstand berichtete, beabsichtige 

das Innenministerium unter anderem vor 
dem Hintergrund der Ankündigung im 
Koalitionsvertrag, für Kandidierende die 
Möglichkeit zu schaffen, lediglich den 
Wohnort und die Postleitzahl auf dem 
Wahlzettel anzugeben, eine kurzfristige 
Änderung der Gemeinde- und Kreiswahl-
ordnung (GKWO) sowie der Landeswahl-
ordnung (LWO). Diese Ankündigung, die 
dem besseren Schutz der Politikerinnen 
und Politiker dienen soll, soll bereits zur 
Kommunalwahl 2023 umgesetzt werden. 
Die Änderungen sollen zudem zum An-
lass genommen werden, um einige re-
daktionelle Änderungen vorzunehmen 
und Rückmeldungen aus der Praxis umzu-
setzen. So soll die Kreiswahlleiterin oder 
der Kreiswahlleiter auch die Übermittlung 
der jeweiligen Wahlkreisbezirksergebnis-
se verlangen können. Die Übermittlung 
soll durch einen elektronischen Daten-
austausch erfolgen können. Der Landes-
vorstand begrüßte die vorgesehenen 
Änderungen im Kommunalwahlrecht.

Bewältigung der Energiemarktkrise, 
Einrichtung eines Interministeriellen 
Leitungsstabs
Mit dem aufgelegten „8-Punkte-Entlas-
tungspaket“, das ein Gesamtvolumen 
von 180 Millionen Euro umfasst, will das 
Land sowohl Kommunen als auch Bürger, 
Unternehmen, Vereine und Institutionen 
mit finanziellen Mitteln unterstützen. Zu-
dem ist die Förderung Erneuerbarer Ener-
gien vorgesehen. Die Geschäftsstelle hat 
in der Sitzung berichtet, ein Teil des Pakets 
sei das 75-Millionen-Euro-Programm zur 
Förderung der Wärmewende in Kommu-
nen. Dies wolle das Land mit einer Förder-
quote von 50 Prozent umsetzen. Der 
SHGT habe dieser Förderquote zuge-
stimmt, aber einerseits eine bürokratiear-
me Umsetzung des Programms mit aus-
reichenden Fristen und eine auskömmli-
che Finanzierung bzw. Förderung der 
Wärmeplanung für die gem. EWKG ver-
pflichteten und für die nicht verpflichteten 
Kommunen eingefordert. 
Wie weiter berichtet wurde, hat das Land 
einen Interministeriellen Leitungsstab 
(IMLS) zur Sicherheit der Engergieversor-
gung unter der Leitung des für den Be-
reich der Energiewirtschaft fachlich zu-
ständigen Ministeriums für Energiewende, 

Klimaschutz, Umwelt und Natur (MEKUN) 
etabliert. Die Einrichtung dieses Inter-
ministeriellen Leitungsstabes ziele darauf 
ab, eine gemeinsame, hochaktuelle Infor-
mationsbasis zu schaffen, indem ein en-
ger, stetiger Austausch zwischen allen 
betroffenen Akteuren auf Landesebene 
sowie mit den Vertretern der kommunalen 
Landesverbände und der Netzbetreiber 
stattfinden könne. Der Stab setze sich aus 
allen betroffenen Ressorts innerhalb der 
Landesregierung und betroffenen Verbän-
den zusammen, der SHGT nehme arbeits-
teilig mit den Schwesterverbänden an 
dem IMLS teil. 

Gegen Fristverlängerung bei 
Abgabe Grundsteuererklärung
Bei der Vorstandssitzung wurde auch das 
Thema Fristverlängerung bei der Grund-
steuerreform diskutiert. Wie die Ge-
schäftsstelle berichtete, haben die Kom-
munalen Landesverbände auf die Einhal-
tung des bisherigen Zeitplans gepocht, 
wonach alle Eigentümer eine sogenannte 
Erklärung zur Feststellung des Grund-
steuerwerts bis zum 31. Oktober 2022 
hätten abgeben müssen. Die Einhaltung 
der Frist sei wichtig, damit die Kommunal-
verwaltungen zu Beginn des Jahres 2025 
überhaupt Grundsteuer erheben und Be-
scheide verschicken können. Entgegen 
dem Willen der Kommunalen Spitzenver-
bände ist mittlerweile jedoch eine Fristver-
längerung bis zum 31.01.2023 von Bund 
und Ländern im Rahmen einer Konferenz 
der Finanzministerinnen und Finanzminis-
ter in Berlin beschlossen worden. 
Es sind keine leichten Zeiten dieser Tage – 
das wurde auch bei der Vorstandssitzung 
noch einmal deutlich. Der Gemeindetag 
wird sich trotz bzw. gerade in diesen Kri-
senzeiten weiterhin stark machen für 
seine Mitglieder, für seine über 1000 Kom-
munen, für seine 84 Ämter und über 50 
Zweckverbände. Die Krisen müssen vor 
Ort angepackt und bewältigt werden, da-
für braucht es allerdings auch genügend 
Unterstützung seitens des Landes – diese 
wird der SHGT weiter vehement einfor-
dern und sich in den Verhandlungen zwi-
schen Land und KLV beharrlich für seine 
Mitglieder einsetzen. 
      

Danica Rehder

Infothek
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Landes-Wettbewerb „Unser Dorf 
hat Zukunft“: Gewinnerdörfer 
ausgezeichnet
Staatssekretärin für Ländliche Räume 
Anne Benett-Sturies hat am 30. Septem-
ber 2022 die Gewinnerinnen und Gewin-

ner des Landeswettbewerbs „Unser Dorf 
hat Zukunft“ ausgezeichnet. Der erste 
Platz ging dabei an die Gemeinde Medel-
by aus dem Kreis Schleswig-Flensburg, 
den zweiten und dritten Rang sicherten 
sich die Gemeinden Brokstedt (Kreis 

Steinburg) und Duvensee (Kreis Herzog-
tum Lauenburg). Insgesamt hatten sich 
zehn schleswig-holsteinische Gemeinden 
für die Endrunde qualifiziert. 
„Gerade auf der lokalen Ebene ist es wich-
tig, aktuelle Themen wie die Digitalisie-
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rung und die Einbindung aller Generatio-
nen strukturiert anzugehen. Das ehren-
amtliche Engagement vor Ort hat eine 
enorm große Bedeutung und verdient un-
sere Wertschätzung. Der Landeswettbe-
werb trägt dazu bei und motiviert, neue 
Ideen zu entwickeln, beherzt umzusetzen 
und die Dorfgemeinschaft weiter zu stär-
ken. Dafür möchte ich allen Teilnehmen-
den herzlich danken“, so Benett-Sturies. 
„Ich kann nur voller Anerkennung sagen: 
ein starker Wettbewerbs-Jahrgang!“
Die Jury des Landeswettbewerbs hat sich 
die Entscheidung nicht leicht gemacht: 
Unter Vorsitz von Annette Blöcker (Akade-
mie für die Ländlichen Räume Schleswig-
Holsteins) hatten sich die Jurorinnen und 
Juroren nach einer intensiven Vorauswahl 
und einer Rundreise durch die Top-10-Ge-
meinden Schleswig-Holsteins dazu ent-
schieden, die Gemeinde unweit der däni-
schen Grenze als Siegerin auszuzeich-
nen. „Medelby beeindruckte die Wettbe-
werbs-Jury durch enorme Impulse, die die 
Gemeinde immer wieder setzt – ob mit der 
Initialzündung für den MarktTreff, seinem 
Bildungshaus mit Mensa, Forum, Klan-
graum, Büros und Besprechungsraum 
zwischen Grundschule und Kindertages-
stätte, seinem Mobilitätskonzept mit kos-
tenlosem Bürgerbus oder seinem Kirch-
spiel-Park als Element der Ortskernge-
staltung. Dabei sind Gemeinde, Wirt-
schaft und Dorfgemeinschaft dynamisch 
miteinander verzahnt – und dies stets in 
dem Bewusstsein: ‚Nicht alleine, sondern 
gemeinsam haben wir Zukunft'!“, sagte 
Blöcker. Die Staatssekretärin dankte den 
Jury-Mitgliedern für ihr ehrenamtliches 
Engagement.
Auch der zum zweiten Mal ausgeschriebe-
nen Sonderpreis „Wirtschaft“ der Hand-
werkskammer Schleswig-Holstein und der 
Industrie- und Handelskammer Schles-
wig-Holstein ging an die Gemeinde Me-
delby. Der erstmals vergebene Sonder-
preis „Jugend“ der Akademie für die Länd-
lichen Räume Schleswig-Holsteins (ALR) 
und des Schleswig-Holsteinischen Ge-
meindetags (SHGT) ging an die Gemein-
de Grundhof (Kreis Schleswig-Flensburg, 
916 EinwohnerInnen). Beide Sonderprei-
se sind jeweils mit 5.000 Euro dotiert.
Als Gewinner-Gemeinde erhält Medelby 
eine Landes-Projektförderung in Höhe 
von 10.000 Euro, die sie mit 2.500 Euro 
kofinanzieren muss. Das Geld soll für die 
Realisierung einer Multisport-Spielarena 
eingesetzt werden. Zudem hat sich die 
Gemeinde für den Bundes-Wettbewerb 
2023 qualifiziert.

Hintergrund
Vor mehr als 60 Jahren wurde der Wettbe-
werb „Unser Dorf hat Zukunft“ unter dem 
damaligen Titel „Unser Dorf soll schöner 
werden“ in Schleswig-Holstein ins Leben 
gerufen – inzwischen ist er bundesweit 
etabliert. Der Wettbewerb findet alle 3 

Jahre statt, teilnahmeberechtigt sind alle 
Gemeinden mit maximal 3.000 Einwoh-
ner/-innen.
Für die Endrunde des Landeswettbe-
werbs, bei dem das Ministerium für Land-
wirtschaft, ländliche Räume, Europa und 
Verbraucherschutz (MLLEV) die Federfüh-
rung hat, hatten sich zehn Gemeinden 
qualifiziert: Bergenhusen (Kreis Schles-
wig-Flensburg, 718 EinwohnerInnen), 
Brokstedt (Kreis Steinburg, 2.100 Einwoh-
nerInnen), Dannewerk (Kreis Schleswig-
Flensburg, 1.105 EinwohnerInnen), Du-
vensee (Kreis Herzogtum Lauenburg, 546 
EinwohnerInnen), Grundhof (Kreis Schles-
wig-Flensburg, 916 EinwohnerInnen), 
Lentföhrden (Kreis Segeberg, 2.700 Ein-
wohnerInnen), Medelby (Kreis Schleswig-
Flensburg, 1.003 EinwohnerInnen), Pah-
len (Kreis Dithmarschen, 1.164 Einwohne-
rInnen), Tetenhusen (Kreis Schleswig-
Flensburg, 952 EinwohnerInnen) und 
Witzeeze (Kreis Herzogtum Lauenburg, 
909 EinwohnerInnen). Insgesamt hatten 
sich 18 schleswig-holsteinische Dörfer 
beworben.
Folgende Kriterien wurden von der Jury 
bewertet: Entwicklungskonzepte und wirt-
schaftliche Initiativen, soziale und kulturel-
le Aktivitäten, ästhetische und nachhaltige 
Entwicklung des Ortes, moderne/ digitale 
Dorfgemeinschaft und Teilhabe sowie 
innovative Ortskernentwicklung/ Attrakti-
vierung des Ortskerns. 

Der Jury des Landes-Wettbewerbs 2022 
„Unser Dorf hat Zukunft“ gehören an:
• Akademie für die Ländlichen Räume 
 Schleswig-Holsteins e. V.
• Handwerkskammer Schleswig-Holstein
• IHK Schleswig-Holstein
• Landesnaturschutzverband Schleswig-
 Holstein e. V.
• LandFrauenVerband Schleswig-Hol-
 stein e. V.
• Landjugendverband Schleswig-Hol-
 stein e. V.
• Landesverband der Volkshochschulen 
 Schleswig-Holstein e. V.
• Schleswig-Holsteinischer Gemeinde-
 tag e. V.
• Schleswig-Holsteinischer Heimatbund 
 e. V.
• Vereinigung für Stadt-, Regional- und 
 Landesplanung
• Ministerium für Landwirtschaft, ländli-
 che Räume, Europa und Verbraucher
 schutz des Landes Schleswig-Holstein

Neue DStGB-Dokumentation zu 
Klimaschutz und Klimaanpassung 
veröffentlicht
Die neue DStGB-Dokumentation Nr. 162 
„Klimaschutz und Klimaanpassung“, 
erstellt in Kooperation mit der Wolter Hop-
penberg Rechtsanwälte Partnerschaft 
mbH, befasst sich mit der Umsetzung von 

Klimaschutz und Klimaanpassungsmaß-
nahmen und -vorgaben im Hinblick auf 
Neubau- und Bestandsquartiere.
Klimaschutz und Klimaanpassung gehö-
ren zu den großen Herausforderungen 
unserer Zukunft. Um unsere Städte und 
Gemeinden entsprechend resilient zu 
entwickeln, gilt es ihre Gestaltungskraft 
weiter zu stärken und ihnen die notwendi-
gen Werkzeuge zur Umsetzung konkreter 
Maßnahmen an die Hand zu geben. 
Rechtliche Hürden müssen beseitigt und 
kommunale Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren effektiv vereinfacht und 
beschleunigt werden Dies ist in Krisenzei-
ten mit explodierenden Energiepreisen, 
Liefer- und Materialengpässen sowie 
einer weiterhin angespannten kommuna-
len Personal- und Haushaltslage umso 
wichtiger.
Der kommunalen Bauleitplanung kommt 
bei der Umsetzung von Klimaschutz- und 
Klimaanpassung eine zentrale Rolle zu. 
Wichtige Handlungsfelder sind etwa die 
Bereiche Bauen und Sanieren, die Ener-
gieversorgung einschließlich des Aus-
baus der erneuerbaren Energien oder 
auch der Verkehrsbereich. Auf diesem 
Weg kann eine nachhaltige städtebauli-
che Entwicklung gewährleistet, die natürli-
chen Lebensgrundlagen geschützt sowie 
Klimaschutz und Klimaanpassung auch 
in der Stadtentwicklung gefördert werden. 
Die vorliegende Dokumentation „Kli-
maschutz und Klimaanpassung in der 
kommunalen Planung“ gibt einen Über-
blick über den „kommunalen Instrumen-
tenkasten“ und eine Hilfestellung für die 
tägliche Planungspraxis, indem sie die 
planerischen Gestaltungsmöglichkeiten 
bei der Planung von Neubauquartieren 
und auch bei Bestandsquartieren aus-
führlich darstellt. Die DStGB-Dokumen-
tation kann unter www.dstgb.de (Rubrik: 
Publikationen/ Dokumentationen) herun-
tergeladen werden.

NaKoMo-Jahreskonferenz in 
Berlin und digital
Auch in diesem Jahr findet die Jahreskon-
ferenz des Nationalen Kompetenzzen-
trums für nachhaltige Mobilität (NaKoMo) 
statt. Unter dem Motto „Erklären. Beteili-
gen. Ermöglichen.“ wird über Wege und 
Formate von Kommunikation, Öffentlich-
keitsarbeit und Beteiligung rund um die 
Mobilitätswende diskutiert und voneinan-
der gelernt. Das Format findet vom 8.-9. 
November 2022 in Präsenz in Berlin sowie 
online statt.
Das Programm gliedert sich in Vorträge 
sowie Workshops. Die Leitfragen der 
Veranstaltung lauten: Wie gelingt es im 
Dialog zwischen Politik, gesellschaftli-
chen Institutionen sowie Bürgerinnen und 
Bürgern eine zukunftsfähige und nachhal-
tige Mobilität in Stadt und auf dem Land 
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voranzutreiben? Wie schaffen wir es, die 
Menschen mitzunehmen, sie von guten 
neuen Mobilitätsangeboten zu überzeu-
gen und zu begeistern? Wie kommen wir 
zu einem gemeinsamen Verständnis, zu 
mehr Akzeptanz von Veränderungspro-
zessen?
Die Teilnahme an der Veranstaltung ist 
kostenlos. Mehr Informationen, Anmel-
dung und Programm unter: www.now-
gmbh.de

Publikation zu Umweltfachplanungen 
und ihr Verhältnis zur Stadtplanung
Die Veröffentlichung des Umweltbundes-
amtes zeigt auf, wie die Koordination und 
Integration von Umweltfachplanungen 
gelingen, um in der Praxis ein gutes Zu-
sammenspiel mit der Stadtplanung zu 
erzielen. Das F&E-Vorhaben „Koordinati-
on und Integration von Umweltfachpla-
nungen“ hat untersucht, wie sich die um-
weltbezogenen Planungen besser vernet-
zen lassen und welche Hindernisse für 
eine verbesserte Koordination und Inte-
gration in der Praxis bestehen.
Wesentliches Ergebnis des Projekts sind 
16 Handlungsempfehlungen, mittels des-
sen ein besseres Zusammenwirken der 
verschiedenen Planungen erzielt werden 
soll. Sie sind auf Grundlage der Erkennt-
nisse aus der kommunalen Praxis ent-
standen. Inhalte der Handlungsempfeh-
lungen sind Indikatoren, Monitoring, 
Evaluation und Forschung vor Ort“ zur 
Verstetigung der Luftreinhalteplanung, 
inhaltlich breiter aufgestellte Planwerke, 
gemeinsames Planungsverständnis, or-
ganisatorische Nähe und informeller 
Austausch der beteiligten Dienststellen 
sowie projektbezogene Teams.
Der DSTGB merkt an, dass umweltbezo-
gene Fachplanungen wie die Luftreinhal-

Video-Tutorials und 
Werkstattgespräche in der 
Städtebauförderung
Das Bundesministerium für Wohnen, Stadt-
entwicklung und Bauwesen (BMWSB) 
bietet Informationen und Hilfestellungen zur 
praktischen Umsetzung der Städtebauför-
derung in den Kommunen vor Ort. Diese 
werden aktuell durch neue Video-Tutorials 
ergänzt.
Seit mehr als 50 Jahren gestaltet die Städ-
tebauförderung lebenswerte Wohn- und 
Lebensräume in Deutschland. 2023 un-
terstützt der Bund mit 790 Mio. Euro. Doch 
wie bereite ich als Kommune solche Pro-
jekte vor? Wie führe ich sie durch? Wie 
schließe ich sie ab? Auf der Seite des Bun-
desministeriums für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen sind verschie-
denste Informationsangebote zu finden.
Hierzu zählen Dokumentationen von 
Fachwerkstätten im Rahmen der Reihe 
„Wissenstransfer in der Städtebauförde-
rung.“ Neu enthalten sind Video-Tutorials 
zur Erklärung zu den Themen:
-  Einführung in die Städtebauförderung

teplanung, die Lärmaktionsplanung, die 
Landschaftsplanung, die Verkehrspla-
nung oder die Klimaanpassungsplanung 
zahlreiche Überschneidungspunkte ha-
ben. In der Praxis werden die unterschied-
lichen Planungen jedoch oft unabhängig 
voneinander erarbeitet, obwohl sich 
durch eine bessere Integration in vielen 
Fällen Synergieeffekte ergäben. Die Publi-
kation gibt hierbei gute Impulse und Hand-
lungsempfehlungen für die Planungspra-
xis in Städten und Gemeinden. Weitere 
Informationen finden sich unter www.dst
gb.de (Rubrik: Themen / Stadtentwick-
lung und Wohnen / Aktuelles).

-  Praxis der Städtebauförderung – Vor-
 bereitung
- Praxis der Städtebauförderung – Durch-
 führung
- Praxis der Städtebauförderung – Ab-
 schluss
- Wertermittlung in Sanierungsgebieten

Zudem findet am 30. November 2022 ein 
Werkstattgespräch zum Thema „Brach-
flächen – Potenziale in der Stadtentwick-
lung nutzen“ in digitaler Form statt. Einge-
laden sind Landes- und Kommunalvertre-
ter/innen aus der Praxis, Verwaltung und 
Politik und weitere Interessierte. Weitere 
Informationen finden sich unter www.sta-
edtebaufoerderung.info. 

Personalnachrichten

Termine:

08.11.2022: Bürgervorstehertagung 
des SHGT

09.11.2022: Zweckverbandsaus-
schuss des SHGT

17.11.2022: Online-Fortbildungsver-
anstaltung „Qualitätssicherung der 
ländlichen Abwasserentsorgung“

06.12.2022: Landesvorstand des 
SHGT

31.03.2023: Amtsvorstehertagung 
des SHGT

Änderungen durch das 
Coronavirus vorbehalten

Thorsten Pollmann wird neuer 
Bürgermeister auf Helgoland
Nachdem bei der Bürgermeisterwahl in 
der Gemeinde Helgoland am 4. Septem-
ber 2022 keiner der fünf Kandidierenden 
die absolute Mehrheit erhielt, waren die 
rund 1.350 Wahlberechtigten am 18. 
September zur Stichwahl aufgerufen. 
Hierbei konnte Thorsten Pollmann (partei-
los) mit 51,31 Prozent die absolute Mehr-
heit der Stimmen erreichen. Seine Mitbe-
werberin Sinditt Küster (SPD) erhielt 48,69 
Prozent. Die Wahlbeteiligung lag bei rund 
55 Prozent. Thorsten Pollmann über-
nimmt das Amt zum 1. Januar 2023.
Der SHGT gratuliert Thorsten Pollmann 
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herzlich zur Wahl und wünscht für das 
neue Amt viel Erfolg!

Gerd Radisch im Amt des 
Bürgermeisters von Schönkirchen 
bestätigt
Gerd Radisch (parteilos) wurde bei der 
Bürgermeister-Stichwahl am 25. Septem-
ber 2022 in seinem Amt als Bürgermeister 
von Schönkirchen bestätigt. Er erhielt 55,7 
Prozent der Stimmen; sein Mitbewerber 
Stefan Lansberg (Grüne) erhielt 44,3 Pro-
zent. Die Wahlbeteiligung lag bei rund 36 
Prozent. Im ersten Wahlgang am 4. Sep-
tember erhielt keiner der vier Kandidieren-
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den die erforderliche absolute Mehrheit. 
Der SHGT gratuliert Gerd Radisch herz-
lich zur Wiederwahl und wünscht für die 
weitere Amtszeit viel Erfolg! 

Dr. Fabian Geyer wird neuer 
Oberbürgermeister in Flensburg
Am 18. September 2022 waren rund 
77.000 Wahlberechtigte zur Bürgermeis-
terwahl in Flensburg aufgerufen. Nach-
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dem keiner der vier Kandidierenden die 
absolute Mehrheit erhielt, konnte sich bei 
der Stichwahl am 2. Oktober Dr. Fabian 
Geyer (parteilos, unterstützt von CDU, 
FDP und WIF) gegen Amtsinhaberin Simo-
ne Lange (SPD und unterstützt von den 
Grünen) mit 56 Prozent durchsetzen. Die 
Wahlbeteiligung lag bei rund 33 Prozent. 
Der SHGT gratuliert Dr. Fabian Geyer 
herzlich zur Wahl und wünscht für das 
neue Amt viel Erfolg!

Jörg Tietgen neuer Amtsdirektor 
des Amtes Nordstormarn
Jörg Tietgen wurde am 21. Juli 2022 im 
Amtsausschuss des Amtes Nordstormarn 
zum neuen Amtsdirektor gewählt. Er erhielt 
34 Stimmen; sein Mitbewerber und Amts-
inhaber Stefan Wulf erhielt 14 Stimmen. 
Jörg Tietgen war bislang Leitender Verwal-
tungsbeamter des Amtes Bornhöved. 
Der SHGT gratuliert Jörg Tietgen herzlich 
zur Wahl und wünscht für das neue Amt 
viel Erfolg!

Buchbesprechungen

Dr. Helmut Linhart 
Der Bescheid
Form, Aufbau und Inhalt 
– Eine Arbeitshilfe für die 
öffentliche Verwaltung

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 
6. Auflage 2022, 206 Seiten, Softcover
Bezugspreis: 29,99 �
ISBN: 978-3-7825-0630-4

Die wohl wichtigste Handlungsform in der 
Eingriffs- und Leistungsverwaltung ist der 
Bescheid. Das Buch vermittelt das „Rüst-
zeug“ für den Erlass von einwandfreien 
Bescheiden. 
Dieses Buch hilft dabei, Bescheide nicht 
nur formalrechtlich, sondern auch inhalt-
lich so abzufassen, dass sie einer gericht-
lichen Überprüfung standhalten. Durch 
seine kompromisslose Beschränkung auf 
das Unverzichtbare bringt es Zeitgewinn.
Der Inhalt orientiert sich an solchen Nor-
men des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) und am Verwaltungszustellungs-
gesetzes (VwZG), die mit den entspre-
chenden Vorschriften der Länder weitge-
hend übereinstimmen, so dass das Buch 

bundesweit verwendbar ist. Auch bei 
schwierigen Fallgestaltungen ist es ein 
zuverlässiger Ratgeber. Für seine Praxis-
tauglichkeit sorgen u.a. Rechtspre-
chungshinweise, Checklisten und eine 
Vielzahl von ausformulierten Bescheid-
mustern.

Jens Aden
Tax Compliance Management im 
kommunalen Kontext 
Unter besonderer Betrachtung des 
Betriebes gewerblicher Art und des 
Umsatzsteuerrechts

Kommunal- und Schul-Verlag 
Reihe Besonderes Verwaltungsrecht, 
Band 20, 2022, Format 12,8 x 19,4 cm
152 Seiten, Softcover, Bezugspreis: 19,80 �
ISBN: 978-3-8293-1794-8

Die Kommunen in Deutschland haben ein 
umfangreiches Aufgabenportfolio zu 
bewältigen. Je nach Art und Umfang der 
Tätigkeiten können daraus zahlreiche 
steuerliche Pflichten entstehen. Spätes-
tens mit der Umsatzsteuerreform (Stich-

wort § 2b Umsatzsteuergesetz) wird sich 
die Steuerpflicht der öffentlichen Hand 
noch deutlich ausweiten.
Insbesondere aufgrund der Komplexität 
des Steuerrechts sowie der Dezentralität 
der Aufgabenwahrnehmung in den Kom-
munalverwaltungen ist es jedoch nicht 
auszuschließen, dass in der Praxis nicht 
alle Steuerpflichten erkannt und folglich 
auch falsche Steuererklärungen abgege-
ben werden. Hieraus erwachsen dem 
kommunalen Raum verschiedene Risiken.
Dieses Werk zeigt die verschiedenartigen 
Risiken von steuerlichen Pflichtverletzun-
gen im kommunalen Raum auf und skiz-
ziert, wie diese mit der Einführung eines 
Tax Compliance Management Systems 
reduziert werden können. Dem vorange-
stellt erfolgt eine systematische Einfüh-
rung in die Besteuerung der öffentlichen 
Hand. Dabei werden schwerpunktmäßig 
das körperschaftssteuerrechtliche Kon-
strukt des Betriebs gewerblicher Art, als 
zentraler Anknüpfungspunkt verschiede-
ner Steuerpflichten, sowie die Umsatz-
steuer, die in Zukunft eine erhebliche 
Bedeutung für die Kommunen haben 
wird, in ihren Grundzügen vorgestellt.
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Leseproben und weitere Informationen: 
shop.kohlhammer.de 

Kohlhammer
Bücher für Wissenschaft und Praxis

Ernst/Baur/Jäger-Kuhlmann (Hrsg.)

Sozialgesetzbuch IX
Rehabilitation und Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen

Loseblattausgabe
Gesamtwerk – 41. Lieferung. Stand: April 2022
Ca. 3.680 Seiten inkl. 3 Ordner. € 229,–
ISBN 978-3-17-018016-1
Kommentar

Loseblattwerke werden zur Fort setzung geliefert. Eine Abbestellung 
ist jederzeit möglich. Auf Wunsch auch als Einmalbezug.

Das Fachmodul Sozialrecht Kohlhammer enthält den Kommentar 
»Ernst/Baur/Jäger-Kuhlmann, Sozialgesetzbuch IX« digital aufbereitet 
und voll zitierfähig. Darüber hinaus enthält das Modul weitere bewährte 
Kommentare und Handbücher zum Sozialgesetzbuch und zur Sozial-
gerichtsbarkeit aus dem Verlag W. Kohlhammer.

Jetzt 4 Wochen kostenlos testen:
www.beck-shop.de/13121670

Der aktuelle Kommentar der nach und nach die Änderungen des SGB IX durch das Bundesteilhabegesetz berücksichtigt, 
möchte allen mit der Durch führung dieses Gesetzes befassten Behörden, den Gerichten der Sozial- und Verwaltungsge-
richtsbarkeit, Rechts anwälten, Personalab teilungen von Betrieben, Schwerbehindertenvertretungen, Betriebs- und Personal-
räten sowie den Verbänden behinderter Menschen eine praxis nahe Hilfe bei der Arbeit mit dem Sozialgesetz buch IX bieten. 
Verfasst wird der Kommentar von Praktikern aus nahezu allen Bereichen der gesetzlichen Leistungsträger, so dass den 
besonderen Bedürfnissen der unterschiedlichsten Nutzer dieses Kommentars Rechnung getragen werden kann. 

Der Kommentar verfolgt den konzeptionellen Weg, dem Leser nicht nur den Gesetzestext und die Erläuterungen zur Verfü-
gung zu stellen, sondern eine Fülle von bundesweiten Empfehlungen, Vereinbarungen und Richt linien, die in der Praxis eine 
große Rolle spielen, aber wegen ihrer unsystematischen Veröffentlichung häufi g nur schwer aufzufi nden sind. Mit diesen 
Materialien wird in besonderem Maße der Praxis bezug dieses Kommentars hervorgehoben.

Alle wichtigen Rechts verordnungen, 
Arbeitspapiere, Vereinbarungen, 
Empfehlungen stets auf aktuellem Stand !



„Die Gemeinde”
ist  die  Zeitschrift  für  die
Schleswig-Holsteinische  Selbstverwaltung.
Als kommunalpolitische Zeitschrift auf Landes-
ebene bietet sie einen umfassenden Service
für  die  Selbstverwaltung.
Werden  auch  Sie  Leser  der  „Gemeinde”!

Deutscher Gemeindeverlag GmbH.,
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Wir unterstützen Sie.

Digitale Kommune | 0421 83558-7357

Die Kommune der Zukunft ist digital

- und souverän.
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